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Die Expansion des Reiches
In dieser Ausgabe fahren wir mit dem Abdruck aus „HANDBUCH DES WELTKOMMUNISMUS", heraus-
gegeben von Professor Dr. J. M. Bochenski und Professor Dr. Gerhart Niemeyer, fort, das demnächst im 
Verlag Karl Alber, Freiburg/München, erscheinen wird. Sie lesen heute Kapitel VI: „Die Expansion des 
Reiches" (durch die Herausgeber gekürzt) und Kapitel VII: „Die Nationalitäten“. Beide Kapitel wurden 
durch die Herausgeber aus dem englischen Manuskript übersetzt.

A. Propagandaschlagworte
§1 . SELBSTBESTIMMUNG, BEFREIUNG DER VOLKER, FRIEDE

Die sowjetische Regierung ist unermüdlich darum bemüht, die 
öffentliche Meinung der Welt davon zu überzeugen, daß sich ihre 
Außenpolitik auf die höchsten Prinzipien politischer Moral gründet. 
Als angeblicher Hüter einer neuen Ära internationaler Beziehungen 
wies sie öffentlich die alten Methoden der Diplomatie zurück und 
erklärte sich selbst zum Kämpfer für den Grundsatz der Selbstbestim-
mung und der Befreiung aller Völker vom Joch des Kapitalismus und 
der Fremdherrschaft. Ganz besonders möchte Sowjetrußland als Füh-
rer und Schirmherr der werktätigen Klassen aller Länder, der unter-
drückten Kolonialvölker und als der Friedensverteidiger gegenüber 
den „imperialistischen Kriegsbrandstiftern" erscheinen.

Selbstbestimmungsrecht der Völker:
„Volle Gleichberechtigung der Nationen; Selbstbestimmungsrecht der 

Nationen; Vereinigung der Arbeiter aller Nationen — dieses nationale 
Programm lehrt die Arbeiter der Marxismus, lehrt sie die Erfahrung 
der ganzen Welt und die Erfahrung Rußlands.“ (Lenin, über das 
Selbstbestimmungsrecht der Nationen, AW 4, S. 306). 
Imperialismus:

„Der Imperialismus ist ebenso unser ,Todfeind' wie der Kapitalis-
mus." (Lenin, Eine Karikatur auf den Marxismus, AW 5, 
S. 316).

„Lenin bezeichnete den Imperialismus als .sterbenden Kapitalismus'. 
Weshalb? Deshalb, weil der Imperialismus die Widersprüche des Kapi-
talismus bis zum höchsten Grad, bis zu den äußersten Grenzen steigert, 
jenseits deren die Revolution beginnt." (Stalin, FdL S. 11). 
Befreiung:

„Der imperialistische Krieg hat gezeigt und die revolutionäre Erfah-
rung der letzten Jahre es wieder bestätigt; 1. Daß die nationalen und 
kolonialen Fragen von der Frage der Befreiung von der Macht des 
Kapitals untrennbar sind. 2. Daß der Imperialismus (das höchste Sta-
dium des Kapitalismus) ohne die politische und wirtschaftliche Ver-
sklavung nicht-souveräner Nationen und Kolonien nicht bestehen kann. 
3. Daß die nicht-souveränen Nationen ohne den Sturz der Macht des 
Kapitals nicht befreit werden können. 4. Daß der Sieg des Proletariats 
kein dauernder sein kann, solange die nicht-souveränen Nationen und 
Kolonien nicht vom Joch des Imperialismus befreit sind.“ (Stalin, 
Marxism and the National Question, New York 1942, 
S. 115.)

Friede und friedliche Koexistenz:
Eine der bemerkenswertesten Errungenschaften sowjetischer Außen-

propaganda ist die Fähigkeit, sich gleichzeitig zweier entgegengesetzter 

Handlungsweisen für das gleiche Ziel zu bedienen (V § 2). Das ist 
besonders auffällig in bezug auf die russische Friedenspropaganda. 
Lenin war ein ausgesprochener Anti-Pazifist und sah jedes Friedens-
programm, das nicht mit revolutionärer Agitation verbunden war, als 
einen „Betrug am Volke" an (Lenin AW 5, S. 257). In Übereinstim-
mung mit der Clausewitz'schen Formel war Krieg nach seiner Ansicht 
einfach eine Fortsetzung der Politik mit anderen, d. h. gewaltsamen 
Mitteln (vgl. Lenin AW 5, 193 ff. und III § 15). Die Theorie „gerech-
ter Kriege", d. h. der „Befreiungs"-Kriege (s. GKP) ist von der bol-
schewistischen Partei niemals verworfen worden. Aber die kommu-
nistische Propaganda betont mit bedeutend größerem Nachdruck den 
anderen Gedanken, daß nämlich die Sowjetunion ein Kämpfer für 
den Frieden sei, und daß von Seiten der kommunistischen Lehre einer 
friedlichen Koexistenz mit den kapitalistischen Ländern nichts im 
Wege stehe.

„Unsere Politik ist eine Politik des Friedens und des Ausbaus der 
Handelsbeziehungen zu allen Ländern. . . . wir wollen keinen Fußbreit 
fremden Bodens." (Stalin, Politischer Rechenschaftsbe-
richt an den XVI. Parteitag, WW 12, S. 228—229.)

In einem Interview mit Roy Howard von der New York 
Times (5. III. 1936) verneinte Stalin nachdrücklich, daß Sowjetruß-
land beabsichtige, sein System den Nachbarstaaten mit Gewaltmitteln 
aufzuzwingen:

„Howard: Bedeutet diese Ihre Erklärung, daß die Sowjetunion ge-
wissermaßen ihre Pläne und Absichten aufgegeben hat, eine Welt-
revolution zu bewerkstelligen?

Stalin: Wir haben niemals solche Pläne und Absichten gehabt."

Zwischen den beiden Weltkriegen war M. Litvinov als Kommissar 
des Auswärtigen mehrere Jahre lang einer der lautstärksten Vertei-
diger der Abrüstung, der kollektiven Sicherheit und der hohen Prin-
zipien des Völkerbundes.

Diese Haltung nahm man nach dem Kriege wieder ein. Sobald die 
sowjetischen Expansionspläne durch den Marshall-Plan, die Truman-
Doktrin und die Nordatlantikpakt-Organisation vereitelt worden 
waren, nahm die Sowjetunion zu einer intensiven „Friedenspropa-
ganda" als einer Waffe Zuflucht, die zeigen sollte, daß die neuen 
westlichen Verteidigungsmaßnahmen in Wirklichkeit Vorbereitungen 
für einen Angriffskrieg waren. Ein Komitee pro-sowjetischer Intel-
lektueller veröffentlichte im Februar 1949 in Paris ein Manifest zur 
„Verteidigung des Friedens". „Friedenskongresse", die von Kommu-
nisten und den mit ihnen sympathisierenden Intellektuellen, Schrift-



steilem und Wissenschaftlern besucht waren, wurden in Paris und 
Prag abgehalten, (April 1949) und in Warschau (November 1950). Ein 
durch den Pariser Kongreß ernanntes ständiges Komitee richtete im 
März 1950 von Stockholm aus einen „Friedensappell" an alle Parla-
mente der Welt. Auf der III. Nationalen Friedenskonferenz der 
Sowjetunion in Moskau (November 1951) gab der Schriftsteller 
N. Tichonov, Vorsitzender des Sowjetischen Friedenskomitees, 
bekannt, daß die gesamte erwachsene Bevölkerung der Sowjetunion, 
117 669 320 Menschen, den Stockholmer Appell unterzeichnet hätten. 
(New Times, Nr. 49, 1951, S. 24). Der Warschauer Friedenskon-
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greß brachte einen „Weltfriedensrat" hervor, der im Februar 1951 
in Berlin und im November des gleichen Jahres in Wien zusammen-
trat. Die enge Verbindung zwischen dieser internationalen Propa-
gandaaktion und der sowjetischen Politik zeigt folgendes Zitat:

. . die Sowjetunion hat,, getreu ihrer friedlichen Außenpolitik . . . 
die die sowjetische Regierung seit Beginn des sowjetischen Staates 
unabänderlich verfolgt hat, Jahr um Jahr den Vereinten Nationen 
Vorschläge unterbreitet, die dazu bestimmt waren, den Frieden und 
die internationale Sicl^erheit zu stärken . . . 1948 und 1949 unternahm 
die sowjetische Regierung neue Schritte, um den Frieden zu stärken. 
Sie appellierte an die fünf Mächte, ihre Rüstung zu beschränken . . . 
und untereinander ein Abkommen zu schließen, um den Frieden zu 
stärken!“ (A. Y. Vysinskij, Rede vor dem politischen Ausschuß der 
Generalversammlung der Vereinten Nationen vom 10. X. 1950; Beilage 
zu „New Time s", Nr. 42, 1950, S. 3.)

„Entsprechend den Hoffnungen, die von Millionen Menschen gehegt 
werden . . . und um den Frieden zu stärken und um die internationale 
Sicherheit zu wahren, fordern wir den Abschluß eines Friedensdbkom-

mens unter den fünf Großmächten . . . Wir werden die Ablehnung 
durch die Regierung einer jeden der Großmächte, zum Abschluß eines 
solchen Abkommens zusammenzutreffen, als Beweis für die Angriffs-
absichten seitens jener Regierung ansehen." (Appell des Weltfriedens-
rates, Berlin, Februar 1951; Beilage zu „New Times'', Nr. 10, 1951, 
S. 1.)

„Der Weltfriedensrat mißt den Ergebnissen die größte Bedeutung zu, 
die die große Unterschriftensammlung zugunsten eines Friedensab-
kommens zwischen den fünf Großmächten erbracht hat . . . Die 562 Mil-
lionen Unterschriften, die in 64 Ländern erhalten wurden, sind ein 
Beweis, daß der Appell das tiefste Sehnen der Völker richtig gedeutet 
hat . . ." (Resolution des Weltfriedenskongresses, Zweite Sitzung, 
Wien, November 1951; Beilage zu „New Times", Nr. 47, 1951, S. 3.)

Beim Begräbnis Stalins erklärte M a 1 e n k o v :

„Die Sowjetunion hat verfolgt und verfolgt weiterhin eine beständige 
Politik . . . des Friedens . . . des Kampfes gegen die Vorbereitung und 
Entfesselung eines neuen Krieges, (eine Politik) internationaler Zu-
sammenarbeit und der Entwicklung von Handelsbeziehungen mit allen 
Ländern . . ." (S o v i e t P r e s s , 10. III. 1953.)

Derselben Linie folgte Chruev auf dem XX. Parteikongreß:
„Das Leninsche Prinzip der friedlichen Koexistenz von Staaten mit 

verschiedener sozialer Ordnung war und bleibt die Generallinie der 
Außenpolitik unseres Landes.“ (Chruscev, Rechenschaftsbericht des 
Zentralkomitees der KPdSU an den XX. Parteitag, XX. Parteitag 
der Kommunistischen Partei der Sowjetunion, Düs-
seldorf 1956, S. 31.)

B. Theorie
Die übliche Unterscheidung zwischen Außenpolitik und Innenpoli-

tik läßt sich nicht auf die Sowjetunion anwenden. Sowjetrußland ist 
im Grunde nichts anderes als eine nationale Machtbasis für eine 
Gruppe von Menschen (III § 16), die eine Expansionsbewegung mit 
dem Ziel der totalen Kontrolle über alle menschlichen Gesellschaften 
aufgebaut haben. Die Kommunisten kämpfen einen „langdauernden 
Krieg" (V § 13 a) sowohl vor als auch während und nach ihrer Macht-
ergreifung. Sie breiten ihre Macht aus mit Hilfe von Armeen und 
Diplomaten sowie auch mit der Unterstützung durch fünfte Kolonnen 
und unwissende Helfer unter ihren Opfern. Die „Außenpolitik" stellt 
somit nur einen technischen Aspekt ihrer Expansionsbewegung dar 
(V § 13 d), dasselbe gilt auch von der „Machtergreifung", „Koalitions-
regierung" (III § 12) und selbst von der vollen Beherrschung der 
legislativen und administrativen Macht. Alle diese politischen Fak-
toren werden jeweils herangezogen, um das einzige Ziel der Kom-
munisten zu erreichen, das darin besteht, die Menschen und die 
menschlichen Gesellschaften als reine Werkzeuge in der Hand einer 
totalitären Macht zu versklaven (V § 11, § 21).

§ 2. DIE BEDEUTUNG DES KRIEGES, DER REVOLUTION UND 
DER EXPANSION IN DER KOMMUNISTISCHEN POLITIK

Die Machtergreifung in Rußland durch die Kommunistische Partei 
brachte ein ganz neues Element in die überstaatlichen Beziehungen 
hinein. Nie hatte seit der Französischen Revolution eine Regierung 
offen ihre Absicht kundgetan, die allgemein anerkannten Normen 
internationalen Verhaltens zu verwerfen. In Lenins ersten offiziellen 
Verlautbarungen lassen sich drei Zielsetzungen als praktisch unzer-
trennliche Komponenten des kommunistischen Programmes deutlich 
herausheben:

1. Die Bildung einer Räte-Regierung der Arbeiter-, Bauern-, Sol-
daten- und anderen Deputierten, die „eine neue Form oder besser 
einen neuen Typus des Staates" darstellen (Lenin, AW 6, S. 57). die 
Diktatur des Proletariats verkörpern und die das Privateigentum 
von Grund und Boden sowie in der Industrie abschaffen.

2. Der sofortige Friedensschluß zwischen allen am Krieg beteilig-
ten Ländern.

3. Die Entfesselung einer sozialistischen oder proletarischen Welt-
revolution.

Am 25. X. 1917, wenige Stunden nachdem die Provisorische Regie-
rung gestürzt worden war, erklärte Lenin in einem Aufruf „An die 
Bürger Rußlands":

„Die Sache, für die das Volk gekämpft: das sofortige Angebot eines 
demokratischen Friedens, die Aufhebung des gutsherrlichen Grund-
besitzes, die Arbeiterkontrolle über die Produktion, die Bildung einer 
Sowjetre'gierung, — diese Sache ist gesichert." (Lenin, SW 22, S. 1.)

Am folgenden Tag verlas Lenin auf dem II. Allrussischen Rätekon-
greß das „Dekret über den Frieden" zusammen mit einem Bericht über 
die „Friedensfrage“. Das „Dekret über den Frieden" war eine öffent-
liche Deklaration, die sich an die Regierungen und Bevölkerungen aller 



am Kriege beteiligten Länder wandte. Es schlug den Abschluß eines 
allgemeinen Waffenstillstandes vor, verkündete die sowjetische „Ent-
schlossenheit, unverzüglich Bedingungen eines Friedens zu unterzeich-
nen, der diesen Krieg beendigt", und gab bekannt, daß die Sowjet-
regierung die Geheimdiplomatie abschaffe, Geheimverträge ver-
schmähe, und daß sie sofort daran gehen werde, alle beschlossenen 
Geheimverträge zu veröffentlichen. Gleichzeitig wandte sich das Dekret 
an die Arbeiter Englands, Frankreichs und Deutschlands mit der Bitte, 
„uns durch ihre allseitige, entschiedene Aktion zu helfen, die Sache 
des Friedens und damit auch die Sache der Befreiung der werktätigen 
und ausgebeuteten Massen der Bevölkerung von aller Sklaverei und 
aller Ausbeutung erfolgreich zu Ende zu führen." (Lenin, AW 6, 
S. 409 f.)

Auf Grund dieser ersten Dokumente waren die am Kriege beteilig-
ten Regierungen nicht in Zweifel darüber gelassen, daß in Rußland die 
Macht in die Hände einer Körperschaft gelangt war, welche auf dem 
Felde der internationalen Beziehungen nicht gemäß den damaligen 
Konventionen und allgemein anerkannten Regeln handeln werde. Es 
war offensichtlich, daß die neue Regierung sich in die inneren Ange-
legenheiten anderer Länder über den Weg revolutionärer Aufrufe an 
die ausländischen Arbeiter oder gar durch andere Mittel einzumischen 
beabsichtigte, daß sie sich keineswegs durch die vertraglichen Ver-
pflichtungen der früheren russischen Regierungen gebunden fühlte 
und daß sie sich entschlossen hatte, Rußland aus dem Krieg heraus-
zuführen um einen Preis, den keine andere Regierung in Erwägung 
ziehen konnte

„ .. . man kann keinen demokratischen, gewaltlosen Frieden 
erlangen . . ., wenn nicht die Staatsmacht auf eine andere Klasse, auf 
das Proletariat übergeht", (ebd. S. 56.)

Die Machtergreifung und die Beendigung des Krieges waren, vom 
bolschewistischen Standpunkt aus gesehen, unzertrennliche und fast 
gleichzeitige Operationen. Andererseits erklärt die feste Überzeu-
gung von einem bevorstehenden Aufstand der Arbeiter Deutschlands 
und anderer westlicher Länder im Verein mit dem unverkennbaren 
Druck von selten der russischen Massen, der sich am besten in dem 
Schlagwort „Nieder mit dem Krieg" manifestierte, Lenins unnach-
giebiges Einstehen für einen Frieden um jeden Preis. Mit 
dieser Gesinnung trat er an die Waffenstillstands- und Friedensver-
handlungen mit den Mittelmächten in Brest-Litowsk heran.

§ 4. DAS PRINZIP DER SELBSTBESTIMMUNG DER VOLKER UND 
DER FRIEDE OHNE ANNEXIONEN.

DIE VERHANDLUNGEN VON BREST-LITOWSK.

Es war einer der ersten offiziellen Akte der Sowjetregierung, das 
Recht aller Nationen und Völker auf ihr eigenes Schicksal zu prokla-
mieren. Die am 15. XL 1917 veröffentlichte „Deklaration der Rechte 
der Völker" erklärte, daß alle Völker des ehemaligen Zarenreiches 
jetzt gleichberechtigt und souverän seien; sie erhielten das Recht, 
sich von Rußland loszutrennen und eigene unabhängige Staaten zu 
bilden. Diese Proklamation schien eine neue Ära gegenseitiger Selbst-
achtung in den zwischenstaatlichen Beziehungen einzuleiten.

Doch das Prinzip der Selbstbestimmung wurde von der bolsche-
wistischen und folglich von der Sowjetregierung nicht im Sinne einer 
freien Entscheidung einer nationalen oder ethnischen Mehrheit über 
ihre künftige Zugehörigkeit oder Regierungsform verstanden. Was 
sie in der Tat damit meinten, war die Ersetzung des Volkswillens 
durch den Willen des „Proletariats". Bekundeten jedoch Arbeiter 
und Bauern ihre Übereinstimmung mit der allgemeinen Haltung 
ihres Volkes und äußerten sie den Wunsch, sich von Rußland loszu-
trennen — wie es in den meisten nicht-russischen Territorien der 
Fall war —, so wurde in einem weiteren dialektischen Schritt der 
Wille der bolschewistischen Partei an die Stelle desjenigen des „Pro-
letariats" gesetzt. Ein in die Augen fallendes Beispiel dieses dialek-
tischen „Doppel-Denkens" läßt sich in Lenins Schrift „Sozialistische 
Revolution und Selbstbestimmungsrecht der Nationen" aufzeigen. 
Dort heißt es:

„Das Selbstbestimmungsrecht der Nationen bedeutet ausschließlich 
das Recht auf Unabhängigkeit im politischen Sinne, auf die Freiheit 
der politischen Abtrennung von der unterdrückenden Nation. Konkret 
bedeutet diese Forderung der politischen Demokratie die volle Frei-
heit der Agitation für die Abtrennung und die Lösung der Frage über 
die Abtrennung durch das Referendum der betreffenden, d. h. der 
unterdrückten Nation, so daß diese Forderung nicht der Forderung 
der Abtrennung, der Zerstückelung, der Bildung kleiner Staaten 
gleich ist. Sie ist nur ein folgerichtiger Ausdruck für den Kampf 
gegen jegliche nationale Unterjochung.“ (Lenin, AW 5, S. 286.)

Kurz vor der Machtübernahme gab die Allrussische Konferenz der 
Sozialdemokratischen Arbeiterpartei Rußlands folgende Erklärung zu 
ihrer „Resolution über die nationale Frage":

„Die Frage des Rechts der Nationen auf freie Lostrennung darf 
nicht mit der Frage verwechselt werden, ob sich eine Nation zu diesem 
oder jenem Zeitpunkt unbedingt lostrennen muß. Die Frage muß von 
der Partei des Proletariats in jedem einzelnen Fall vollkommen selb-
ständig, je nach der gegebenen Situation, entschieden werden, je 
nachdem was im Interesse der sozialen Entwicklung als Ganzes und 
im Interesse des Klassenkampfes des Proletariats für den Sozialismus 
liegt.“ (Stalin, Marxism and the National and Colonial 
Q u e s t i o n , Appendix, S. 269; London 1947.)

Dieses Doppelmanöver, das einerseits im Prinzip die souveränen 
Rechte der Völker proklamiert, sie aber in Wirklichkeit verweigert, 
wurde nach der Kommunistischen Revolution ständig ausgefühlt. 
Dieser Aspekt der Frage wird in Kapitel VII ausführlich dargelegt.

Ein sprechendes Beispiel, wie diese Prinzipien angewendet weiden, 
bietet die Haltung der Kommunisten bei den Friedensverhandlungen 
von Brest-Litowsk im Jahre 1917. Dort sah sich die russische Dele-
gation der deutschen Erklärung gegenübergestellt, daß die nicht-
russischen Völker (Polens, der Baltischen und Ukrainischen Länder) 
das Begehren geäussert hätten, sich von Rußland loszutrennen. Die 
kommunistischen Delegierten gerieten darob in größte Bestürzung; 
ein Delegationsmitglied, der Flistoriker Pokrowskij, sagte:

„. . . es war unmöglich, von einem Frieden ohne Annexionen zu 
sprechen, wenn über achtzehn Regierungen (Verwaltungsbezirke) aus 
dem Russischen Reich herausgerissen wurden.“ (Max Hoffmann, War 
Diaries and Other Papers, London 1929, Bd. 2, S. 203.)



Eine ähnliche Ansicht vertrat Trotzkij, als er, Joffe ablösend, die 
Führung der Delegation übernahm. Er schrieb an Lenin:

.Es ist unmöglich, ihren Frieden zu unterzeichnen . . . Sie haben 
bereits mit den fiktiven Regierungen Polens, Kurlands, Litauens und 
anderen eine Übereinkunft betreffend territorialer und militärischer 
Zugeständnisse und Zollverträge getroffen. Im Hinblick auf Selbst-
bestimmung sind diese Provinzen in den Augen der Deutschen 
bereits unabhängige Staaten . . (zitiert von John W. Wheeler 
Bennet, The Forgotten Peace, New York 1939, S. 185, 186; 
dem genannten Autor persönlich von Trotzkij bestätigt im September 
1937.)

Trotzkij's vorgeschlagene Gegenpolitik kam in der bekannten For-
mel „Weder Krieg noch Frieden" zum Ausdruck. Doch hatte sich 
Lenin bereits zu einem Separatfrieden um jeden Preis entschlossen. 
Am 20. I. 1918 führte er mit seinen 21 „Thesen über den Abschluß 
eines Separatsfriedens" einen Gegenschlag, worin er seine realistische 
Beurteilung der Lage vorlegte:

„Der einzig wahre revolutionäre Krieg würde im Augenblick ein 
Krieg gegen alle kapitalistischen Länder sein . . . Aber wir können 
ihn jetzt nicht führen. Wir würden für die Befreiung Polens, Litauens 
und Lettlands zu kämpfen haben. Jeder Marxist, wenn er kein Rene-
gat ist, muß das Interesse des Sozialismus über das Recht der Nationen 
auf Selbstbestimmung stellen." (Lenin, 20. 1. 1918, abgedruckt in 
Prawda Nr. 34; engl. Text siehe The Strategy and Tactics 
of World Communism, Suppl. I, SS. 32—33; Committee on 
Foreign Affairs, House Document Nr. 619, Washington 1948.)

Aber erst nach einem weiteren Vormarsch der deutschen Truppen 
in Rußland ging die Sowjetregierung auf alle deutschen Bedingungen 
ein und unterzeichnete den Friedensvertrag von Brest-Litowsk (3. III. 
1918). Durch diesen Vertrag zusammen mit dem zusätzlichen am 
27. VIII. 1918 unterzeichneten Abkommen anerkannte die Sowjet-
regierung die Abtrennung Polens, der Ukraine, Finnlands, der bal-
tischen Provinzen so wie auch die Abtretung der kaukasischen Terri-
torien von Ardahan, Kars und Batum an die Türkei.

Es war dies eine große politische und territoriale Katastrophe, wie 
sie Rußland seit der Befreiung von der Tatarenherrschaft nicht 
erlebt hatte. Doch besteht kaum ein Zweifel darüber, daß der Friede 
von Brest-Litowsk das bolschewistische Regime rettete. Ein deutscher 
Vormarsch auf Petrograd und Moskau hätte das Ende der Regierung 
Lenins bedeutet; die Russen hätten einem solchen Vorstoß keinen 
ernsthaften militärischen Widerstand entgegensetzen können. Es 
scheint daher, daß das Opfer nicht vergeblich war, zieht man alles 
in Betracht.

§ 5. THEORIE UND PRAXIS

Mit dieser ersten Periode der Teilnahme Sowjetrußlands an inter-
nationalen Angelegenheiten — von der Veröffentlichung des „Dekre-
tes über den Frieden" bis zur Unterzeichnung des Vertrages von 
Brest-Litowsk — steht ein ungewöhnlich weites Feld für bemerkens-
werte Beobachtungen offen. Trotz der Meinungsverschiedenheiten 
und Temperamentsunterschiede unter den bolschewistischen Führern 
gelangten bereits in diesem frühen Stadium gewisse charakteristische 
Züge an die Oberfläche, die als periodisch wiederkehrende, wenn 
nicht gar als permanente Methoden der Sowjets bei der Behandlung 
internationaler Probleme bezeichnet werden müssen.

a) Lenin (wie nach ihm Stalin und dessen spätere Nachfolger) 
zeigte sich immer bereit, die Starrheit der Doktrin politischen Reali-
täten zu opfern. Nachdem alle Selbstständigkeitsbestrebungen der 

ethnisch russischen Völker mit Gewalt unterdrückt worden waren 
(durch den bewaffneten Staatsstreich vom 7. XL 1917; durch die 
Verhaftung der Allrussischen Wahlkommission im Dezember 1917, 
nachdem die Wahlergebnisse eine bolschewistische Minderheit gegen-
über den Sozialrevolutionären im Verhältnis von mehr als 2 zu 1 
ergeben hatten; ferner durch die Auflösung der Verfassunggebenden 
Versammlung, wo sich die Bolschewik! ebenfalls in der Minderheit 
befanden), konnten sich die Führer der Bolschewik! keinen Illusionen 
hingeben, daß ihre Angebote und Aufrufe von den nicht-russischen 
Völkern des ehemaligen Zarenreiches angenommen würden. Mit der 
Proklamierung des Selbstbestimmungsrechtes der Nationen verfolg-
ten somit die Bolschewiken die Absicht, politische Situatio-
nenhervorzurufen,dieeskommunistischenrevo-
lutionären Gruppen in a n d e r e n L ä n d e r n ermög-
lichen sollten, die Macht auf eine ähnliche 
Weise zu ergreifenwie in Rußland.

b) Die zahlreichen Hinweise auf eine bevorstehende Weltrevo-
lution dürfen nicht zu ihrem Nennwert aufgefaßt werden. Ähnlich 
wie im Fall des Selbstbestimmungsrechtes der Völker, hat die Beru-
fung auf eine Weltrevolution einen tieferen, dialektischen Sinn. Was 
die Bolschewikiführer erwarteten, war eine Reihe von Revolutionen 
nach sowjetischem Muster, d. h. organisierte und von kleinen kon-
spirativen Gruppen ausgeführte Aufstände, von Gruppen, die sich 
einer diktatorischen Führung und einer militärischen Disziplin unter-
warfen. Schon ganz früh, im Jahre 1905, hatte Lenin geschrieben:

„Die Marxisten haben niemals vergessen, daß die Gewalt unver-
meidlich eine Begleiterscheinung des Zusammenbruchs des Kapitalis-
mus . . . sein wird.“ (Lenin, AW 8, S. 331.)

Was er mit einer „Reihe von Revolutionen" meinte, waren 
gewaltsame Erhebungen durch bewaffnete Min-
derheiten, die sich den Völkern, deren Führung 
sie angeblich übernehmen sollten, aufdrängten.

c) In den Augen ihres Hauptführers bedeutete die bolschewistische 
Revolution den Beginn einer neuen Weltordnung. Der Kampf um 
die Aufrichtung dieser neuen Ordnung verlangte auch eine neue 
Stellung zur Moral,und entschuldigte jegliches 
angemessene Vorgehen gegen die alte bürger-
liche oder kapitalistische Gesellschaft (siehe 
II § 14 d; V § 1). Die gleiche Betrachtungsweise wurde auch den 
Beziehungen der Sowjetregierung zu anderen Nationen zugrunde 
gelegt. Eine genaue Untersuchung von fast tausend Verträgen und 
Abkommen aller Art, welche die Sowjetregierung in den Jahren 
zwischen 1917 und 1955 geschlossen hat, führte zur Schlußfolgerung, 
„daß die S o w j e t r e g i e r u n g in den 38 Jahren seit 
der Gründung der Sowjetunion im Grunde genom-
men einem jeden Land gegenüber, dem sie ein 
schriftlichesVersprechenabgab, ihrWortgebro-
chen hat" (Senator James D. Eastland, Soviet Political 
Treaties and Violations, Staff Study, Subcommittee of 
the Committee on the Judiciary Senate, Session 84, Dokument Nr. 85, 
Washington, 1955).

Der Beweis für die Richtigkeit dieser Darlegung des sowjetisch-
kommunistischen Verhaltens liegt in den urkundlich festgehaltenen 
Aufzeichnungen der sowjetischen Beziehungen zu den nicht-russi-
schen Nationen und Völkern des früheren Zarenreiches wie auch zu 
allen Nachbarstaaten der Sowjetunion, wie wir unten aufzeigen 
werden.

C. Die Ausbreitung der kommunistischen Herrschaft 
über die nichtrussischen Nationalitäten des alten Zarenreiches

Die Darstellung der Behandlung der nicht-russischen Nationen 
und Völker Sowjetrußlands durch die Kommunistische Partei und die 
Sowjetregierung erfolgt in einem anderen Kapitel (VII). Einige von 
diesen Nationalitäten jedoch erlangten nach der Oktoberrevolution 
eine partielle oder gar volle politische Unabhängigkeit; die Auf-
hebung oder Unterdrückung dieser neuen politischen Gebilde durch 
die Kommunisten soll im folgenden durch Aufzeigen der wesent-
lichen Fakten und Daten dargelegt werden.

Raummangel zwingt uns dabei, methodisch folgendermaßen vor-
zugehen: einige wenige Beispiele sollen herausgegriffen und ziemlich 
ausführlich behandelt werden, während für die übrigen Nationen 
nur die wichtigeren Tatsachen und Daten angeführt werden. Dies 
ist gewiß bedauerlich, da die kommunistische Taktik sich je nach den 
Umständen ändert: jedes Opfer stellt eine neue Version des „dialek-

tischen" Prozesses des kommunistischen Imperialismus dar. Doch das 
Resultat ist immer dasselbe: die eroberte Nation erhält einen Status, 
der sie — wie in Kapitel VII ausführlich dargelegt wird — ihres 
Eigenlebens und eigener Willenskundgebung beraubt. Die Delega-
tionen, welche die Ukraine und Weißrußland bei den Vereinigten 
Nationen seit 1945 vertreten, repräsentieren z. B. nur nominell sou-
veräne „Nationen". Ihre Aufgabe besteht nur darin, zwei grundsätz-
liche Stimmen zu Moskaus Verfügung abzugeben.

§ 6. DIE UKRAINE
Die Prinzipien der Selbstbestimmung und eines Friedens ohne 

Annexionen, wie sie in der „Deklaration der Rechte der Völker 
und im „Dekret über den Frieden" verkündet wurden, hätten selbst-
verständlich ihre Nutzanwendung auf die ukrainische Nation finden 



sollen. Die politische Unabhängigkeit war ihr außerdem in offiziellen 
Akten zwischen 1917 und 1921 ausdrücklich und wiederholt von der 
Sowjetregierung zuerkannt worden. Aber gleichzeitig war die So-
wjetregierung von allem Anfang an bestrebt, der Ukraine ihre Herr-
schaft aufzuzwingen.

Am 17. XII. 1917 gab die Sowjetregierung in einer Note an die 
Ukrainische Zentralrada folgende Erklärung ab:

beherrschten lokale Revolutionskomitees die Lage, die zum großen 
Teil mit der gemäßigten Richtung der Rechtssozialisten (Menschewiki) 
sympathisierten. Vor der bolschewistischen Revolution und bevor 
in Tiflis ein von der Provisorischen Regierung von Petrograd 
ernanntes „Spezialkomitee für Transkaukasien" eingesetzt wurde, 
gab es noch keine ausgesprochene Bewegung, die auf eine Lostren-
nung von Rußland hintendierte. Nach der Oktoberrevolution änderte 
sich die Lage gänzlich; die lokalen Revolutionskomitees weigerten 
sich, die Autorität der Räteregierung anzuerkennen; Nationalkomi-
tees wurden gegründet. Eine Föderation Transkaukasiens, welche die 
unabhängigen Republiken von Georgien, Armenien und Aserbeid-
schan umfaßte, bildete sich. Georgien wurde von der Sowjetregieiung 
de iure anerkannt. Doch nichtsdestoweniger wurde es von sowje-
tischen Streitkräften überfallen und ohne vorangehende Provokation 
oder Kriegserklärung brutal unterdrückt. Armenien und Aserbeid-
schan war ein ähnliches Schicksal beschieden. Beide Republiken wur-
den von Sowjetstreitkräften überfallen und besetzt, während sie noch 
offizielle Unterhandlungen mit der Sowjetregierung führten.

a. GEORGIEN

Sowjetrußland anerkannte in dem am 17. V. 1920 in Moskau 
unterzeichneten Friedensvertrag mit Georgien feierlich die Unab-
hängigkeit des Georgischen Staates und verpflichtete sich, von jeg-
licher Einmischung in die inneren Angelegenheiten dieses Landes 
abzusehen.

„Art. J. Auf Grund des von der Allrussischen Sozialistischen 
Föderativen Sowjetrepublik proklamierten Rechtes auf Selbstbe-
stimmung — und Verfügung bis zum Grad und mit Einschluß einer 
totalen Lostrennung vom Staate, wovon diese einen Teil bilden, an-
erkennt Rußland vorbehaltlos die Unabhängigkeit und Souveränität 
des georgischen Staates und verzichtet freiwillig auf die souveränen 
Rechte, auf die Rußland hinsichtlich des georgischen Volkes und Terri-
toriums Anspruch hatte.“

„Art. II. Auf Grund der im vorhergehenden Artikel 1 verkündeten 
Prinzipien erklärt sich Rußland bereit, auf jegliche Intervention in die 
inneren Angelegenheiten Georgiens zu verzichten.“ (Communist 
Takeover and Occupation of Georgia. Special Report 
No. 6, Select Committee on Communist Agression, House of Represen-
tatives, 83rd Congress, 2nd Session, Washington 1954.)

Am 11. II. 1921, neun Monate nach der Unterzeichnung des oben 
erwähnten Abkommens, drang die Rote Armee in Georgien ein und 
besetzte etwa sechs Wochen später trotz des hartnäckigen Wider-
standes der georgischen Armee das ganze Land. Die brutale Unter-
drückung der georgischen Unabhängigkeit stellt eine der unverschäm-
testen Handlungen in der Geschichte des sowjetischen Imperialis-
mus dar.

Der georgische Nationalrat wurde von einem Nationalkongreß am 
22. XI. 1917 gewählt. Im Zusammenhang mit der Auflösung der Ver-
fassunggebenden Versammlung in Petrograd durch die bolschewi-
stische Partei am 5. I. 1918 wurde eine Parlamentarische Versamm-
lung Transkaukasiens ins Dasein gerufen.

Diese verwarf die Bestimmungen des Friedensvertrages von Brest-
Litowsk über die Abtretung der kaukasischen Provinzen von 
Batum, Ardahan und Kars an die Türkei und rief im April 1918 die 
unabhängige „Transkaukasische Föderation" und deren Lostrennung 
von Rußland aus. Dieser Staatenbund war jedoch von kurzer Dauer; 
infolge von Mißhelligkeiten über ihre Beziehung zur Türkei löste 
sie sich am 26. V. 1918 auf. Am gleichen Tage proklamierte der 
georgische Nationalrat die Georgische Demokratische Republik. Es 
ergaben sich Schwierigkeiten und Zerwürfnisse mit der Türkei und 
schließlich die Besetzung des Landes durch deutsche und britische 
Streitkräfte. Bereits vor dem Abzug der ausländischen Truppen aus 
Georgien im Februar 1920 hatten allgemeine Wahlen stattgefunden: 
das Wahlergebnis bestätigte unmißverständlich die dominierende 
Stellung der Sozialdemokratischen Partei. Die Kommunisten erhielten 
weniger als 1 °/o aller Stimmen und nicht einen einzigen Sitz in der 
Konstituierenden Versammlung. Georgien wurde vom Obersten Rat 
der Alliierten Mächte de facto und hernach de iure anerkannt (11. I. 
1920 und 27. I. 1921); ebenso wurde es von zahlreichen europäischen 
und amerikanischen Regierungen anerkannt.

Trotzdem marschierten die sowjetischen Truppen zweimal im Jahre 
1920 in Georgien ein und wurden zweimal zurückgeschlagen; ein Ver-
such, die georgische Regierung zu stürzen (2. V. 1920), mißlang. 
Daraufhin schlug die Sowjetregierung Friedensverhandlungen vor und 
ein Abkommen wurde in Moskau unterzeichnet (7. V. 1920). In ekla-
tanter Verletzung der feierlich getroffenen Vereinbarungen griffen 
die Sowjets am 11. II. 1921 Georgien mit vier Armeekorps ohne vor-
hergehende Warnung an. Vorgeschobene Gründe, die die Invasion 
durch lokale Unruhen erklären sollten, wurden später fallen gelassen: 
Im Februar 1936 sagte Molotov: „die sowjetische bolschewistische 
Revolution, nachdem sie in Rußland mit Hilfe der roten Armee gesiegt 
hatte, gelangte im Jahre 1920 nach Transkaukasien und gewährte 
im Jahre 1921 die notwendige Unterstützung" (Communist



Takeover of Georgia, S. 8; The Uratadze Mission 
v. F. Kazemzadeh: The Struggle sor Transcaucasia, New York, 
1951, S. 299). Der Vorsitzende der georgischen Kommunistischen Par-
tei, P. Makharadze, schrieb am 6. XII. 1921, daß „die Errichtung der 
sowjetischen Macht in Georgien den äußeren Eindruck einer aus-
ländischen Besetzung erweckte, denn im Lande selbst gab es niemand, 
der bereit gewesen wäre, an einer Rebellion oder Revolution teil-
zunehmen" (Communist Takeover of Georgia, S. 11).

Am 25. II. 1921 marschierten sowjetische Truppen in Tiflis ein und 
setzten die legale Regierung des Präsidenten N. Jordania ab. Eine 
Sowjetische Sozialistische Republik Georgiens wurde gegen den Wil-
len des Volkes errichtet, das bis in die Zeit nach dem Zweiten Welt-
krieg fortfuhr, seinen Einspruch und seine Opposition zu bekunden.

b. ARMENIEN

Im Oktober 1917 erklärte Lenin, daß die Räteregierung „verpflich-
tet sei, ... allen fremden Stämmen in Rußland die volle Freiheit zu 
sichern, die Freiheit der Loslösung mit inbegriffen, dasselbe Prinzip 
auf ganz Armenien anzuwenden, uns zu verpflichten Armenien ... 
freizugeben" (Lenin, die Aufgaben der Revolution, 
AW 6, S. 244 f.). Aber noch während der Friedensverhandlungen dran-
gen die Sowjets in Armenien ein und beraubten es seiner Unab-
hängigkeit.

Armenien wurde vom Obersten Rat der Alliierten Mächte am 19. 1. 
1920 de facto anerkannt und am 2. IV. 1920 von den Vereinigten 
Staaten. Die Kommunisten organisierten im Mai 1920 Aufstände, doch 
diese wurden von der Regierung mit Leichtigkeit unterdrückt, da sie 
im Volke wenig Unterstützung fanden. Darauf traten die Sowjets in 
Friedensverhandlungen mit Armenien ein (Mai 1920). Noch vor deren 

Beendigung drang die sowjetische Armee in das Land ein, und ein 
zeitweiliger Waffenstillstand (10. VIII. 1920) zwang es, die Gebiete 
von Zengesur, Karabagh und Nachitschewan an das kommunistische 
Aserbeidschan abzutreten. Daraufhin erfolgte ein feindlicher Einfall 
der Türken; Armenien schloß mit der Türkei einen Waffenstillstand 
mit sehr harten Bedingungen (10. XL 1920). Zehn Tage später über-
schritten sowjetische Streitkräfte von neuem die Grenze. Angesichts 
der Drohung vollständiger physischer Vernichtung des armeni-
schen Volkes unterzeichnete die Regierung den Vertrag von Eriwan 
(2. XII. 1920), der aus dem Lande eine „Unabhängige Sozialistische 
Republik" und ein Mitglied der Sowjetunion machte (Communist 
Takeover and Occupatio n of Armenia. Special Report 
No. 5, Select Comittee on Communist Agression, House of Representa-
tives, 83rd Congress, 2nd Session, Washington 1955, S. 12).

c. ASERBEIDSCHAN

Aserbeidschan besaß ein wirksames Parlament, das von der über-
wiegenden Mehrheit seiner Bevölkerung unterstützt wurde. Die So-
wjetregierung schlug ein Bündnis gegen die weißrussischen Streit-
kräfte (General Denikin) vor; doch noch bevor die Verhandlungen 
zum Abschluß gebracht worden waren, marschierte die Rote Aimee 
in das Land ein, besetzte es, und eine „Aserbeidschanische Unab-
hängige Sowjetrepublik" wurde ausgerufen.

Die Hauptdaten sind: 28. V. 1918: Proklamation der Unabhängigkeit. 
7. XII. 1918: Wahl des ersten Parlamentes, allgemeines Wahlrecht (so-
gar Frauenstimmrecht in einem Moslem-Staat). 2. I. 1920: Vorschlag 
eines Bündnisses von Seiten der Sowjets. 27. IV. 1920: Noch während 
der Verhandlungen besetzen sowjetische Truppen das Land; eine 
„Aserbeidschanische Unabhängige Sowjetrepublik" wird ausgerufen.

D. Die Ausbreitung der kommunistischen Herrschaft 
über die westlichen Nachbarländer Sowjetrusslands

§9. ÜBERBLICK

So oft sich der Sowjetregierung durch die internationale Lage eine 
günstige Gelegenheit zu bieten schien, die kommunistische Revolu-
tion nach Westeuropa auszudehnen, wurde von dem Mittel der Inva-
sion oder der Drohung mit einem Angriff Gebrauch gemacht, um die 
■westlichen Nachbarn Rußlands zu unterjochen. Bereits 1916 machte 
Lenin geltend:

„Die Lostrennung Finnlands und Polens nach dem Siege des Sozialis-
mus kann nur von kurzer Dauer sein.“ (Lenin, Collected W o r k s, 
Bd. XIX, S. 255).

Stalin, der in seinen Ausführungen gewöhnlich deutlicher und 
bestimmter ist, erklärte, daß die

„sogenannte Unabhängigkeit eines sogenannten unabhängigen Geor-
giens, Armeniens, Polens, Finnlands und so weiter, nur eine Illusion 
sei . . .' (Stalin, Marxism and the International Qu e -
stion, New York, 1942, S. 77).

Zwei Hauptgründe waren für eine solche Ansicht und Absicht der 
bolschewistischen Führer bestimmend: der erste Grund war, daß die 
westlichen Nachbarländer des russischen Volkes, von Finnland bis 
Rumänien, ein Hindernis für die Verbreitung der kommunistischen 
Ideen unter den anderen europäischen Nationen darstellten; der 
zweite, daß die Kontrolle über ihr Wirtschafts- und Menschenpoten-
tial den sowjetischen Drang nach einer Machtstellung in der Welt 
gewaltig stärken würde.

„Zentralrußland, das Herz der Weltrevolution, kann nicht lange 
aushalten ohne die Mithilfe der Grenzgebiete, welche reichlich mit 
Rohstoffen, Brennstoffen und Nahrungsmitteln versehen sind." (Stalin, 
Marxism and the International Question, S. 76).

Getreu der Leninschen Politik der taktischen Rückzüge, „Zickzacke" 
und des Lavierens (V §§ 1 ff.) gab die Sowjetregierung vor, sich an 
das Prinzip der Selbstbestimmung der Völker zu halten, aber nur 
dann, wenn ihr die Kraft fehlte, etwas anderes zu unternehmen. So 
oft sich eine günstige Gelegenheit bot, enthüllten sich der tiefere 
Sinn und die verborgene Absicht der Sowjetpolitik. Dies war der 
Fall im Juni 1920, als die Roten Armeen in Polen eindrangen und 
der Befehlshaber der Westfront General (und später Marshall) Tucha-
cevskij seinen bekannten Aufruf erließ:

„Soldaten der 'Arbeiterrevolution! Richtet eure Augen auf den 
Westen! Dort wird der endgültige Ausgang der Wellrevolution ent-
schieden werden. Der Weg des weltweiten Feuerbrandes führt über 

den Leichnam Weißpolens. Wir werden den werktätigen Bevölkerun-
gen mit unseren Bajonetten Frieden und Glück bringen. Westwärts! 
Zu den entscheidenden Schlachten! Zu den großen Siegen!“ (Tadeusz 
Teslar, Propaganda bolszewicka podczas wojy 
polskorosyjskiej 1920 r o k u , Warszawa 1938, Wojskowy 
Instytut Naukowo-Oswiatowy, SS. 212—213).

§ 10. POLEN

In der Zeit zwischen 1917 und 1939 kündigte die Sowjetregierung 
alle Verträge des Russischen Reiches, die sich auf eine Teilung 
Polens bezogen, auf, verkündete das unveräußerliche Recht der pol-
nischen Nation auf Selbstbestimmung, schloß im Jahre 1921 mit 
Polen den Friedensvertrag von Riga und zahlreiche andere Verträge 
und Abkommen, einschließlich des bis Ende 1945 gültigen Nicht-
angriffs-Paktes.

Doch während derselben Periode drangen sowjetische Armeen 
zweimal in Polen ein; Rußland traf eine geheime Abmachung mit 
Hitler über eine neue Teilung Polens und machte sich nach dem zwei-
ten Weltkrieg die vollständige Erschöpfung Polens zunutze, um ihm 
mit Waffengewalt ein kommunistisches Satellitenregime aufzu-
zwingen.

Alle Verträge und Abkommen, die sich auf die Teilung Polens 
bezogen, wurden durch das Dekret des Rates der Volkskommissare 
Nr. 698 vom 29. VIII. 1918 widerrufen „im Hinblick darauf, daß sie 
dem Prinzip der Selbstbestimmung der Völker widersprechen"; das 
„unveräußerliche Recht der polnischen Nation, über ihr Schicksal 
selber zu entscheiden" wurde anerkannt (Polish-Soviet Rela-
tions 1918—194 3. Offizielle von der polnischen Botschaft in 
Washington herausgegebene Dokumente. Zitiert aus S o b r a n i j e 
Zakonow i R a s p o r i a z e n i i R a b o t c e k r e s t j a n s k o g o 
P r a w i t e 11 s t w a. Nr. 64, Moskva, 9. IX. 1918).

Der nämliche Rat erklärte am 28. I. 1920, daß „es keine einzige 
wesentliche polnisch-russische Frage gebe, die nicht auf friedlichem 
Wege gelöst werden könne“. (The Red Book. Compilation o 
Diplomatie Documents concerning Russian-Polish Relations from 1918 
_  1920 The Peoples Commissariat for Foreign Affairs, R.Sml 
Trotzdem marschierten im Jahre 1920 die Sowjetarmeen in Polen ein, 

um Polen die Arbeiterrevolution zu bringen" — „über den Leichnam 
Weißpolens“, wie ihr Befehlshaber sich äußerte (vgl. oben erwähnter 
Text . . .). Der aus polnischen Kommunisten sich zusammensetzende 
Revolutionäre Ausschuß wurde in Bialystok errichtet, der nach 
dem Fall von Warschau die Leitung des Landes übernehmen sollte. 
Doch nachdem die Sowjetarmee durch die Gegenoffensive Pilsudskis 



eine Niederlage erlitten hatte, suchten die Sowjets unverzüglich um 
Frieden nach, der dann auch am 18. 111. 1921 durch den Vertrag von 
Riga geschlossen wurde.

In der Zeit nach diesem Datum bis zum August 1939 waren die 
sowjetisch-polnischen Beziehungen im großen und ganzen normal, und 
zahlreiche Verträge und Abkommen wurden zwischen den beiden 
Staaten abgeschlossen.

Zu den wichtigsten unter diesen sind zu zählen: Das Protokoll für 
das unmittelbare Inkrafttreten des Briand-Kellogg-Vertrages (inter-
nationaler Vertrag zur Ächtung des Krieges; in Moskau am 9. II. 1928 
unterzeichnet); der Nichtangriffs-Pakt (Moskau, 25. VII. 1932); die Kon-
vention zur Definierung der Aggression (London, 3. VII. 1933); das 
Protokoll, welches den Nichtangriffspakt bis zum 31. XII. 1945 verlän-
gerte (Moskau, 5. V. 1934); der Austausch von Noten betreffs Beitritt 
Sowjetrußlands in den Völkerbund (Moskau, 10. IX. 1934); das Gemein-
same Communique über die „Unverbrüchlichkeit der friedlichen Be-
ziehungen der beiden Staaten“ (26. XI. 1938).

Noch am 31. V. 1939 sprach Molotov in seiner Rede an den Ober-
sten Sowjet über das „besondere Communique ..das die Entwicklung 
der guten Beziehungen zwischen der UdSSR und Polen bestätige' 
(Polish-Soviet Relations, 1918 — 1943, Documents, 
Polish Information Centre, New York, 1943), und der Sowjetbotschafter 
in Warschau, Sarobow, beschrieb am 2. VI. 1939 „die enge und frucht-
bare Zusammenarbeit der beiden Länder", (e b d.).

Am 23. VIII. 1939 unterzeichnete die Sowjetunion mit dem national-
sozialistischen Deutschland ein Geheimprotokoll (Molotow-Ribben-
trop-Pakt) als Zusatz zum sowjetisch-deutsdren Nichtangriffs-Veitrag, 
welches die Verletzung aller oben erwähnten Abkommen bedeutete. 
Die Sowjets drangen in die Ostprovinzen Polens ein und annektier-
ten sie in flagranter Verletzung aller Normen internationalen Rechtes 
und Gepflogenheiten.

Art. 2 des Protokolls (welches nach der Erbeutung deutschex Ge-
heimdokumente aufgedeckt wurde) lautet wie folgt:

„Im Falle einer territorialen und politischen Neuordnung der dem 
polnischen Staate angehörenden Gebiete, werden die Einilußsphären 
Deutschlands und der UdSSR durch die von den Flüssen Narew, Weich-
sel und San gebildete Linie annähernd gegeneinander abgegrenzt wer-
den. Die Frage, ob den Interessen der beiden Beteiligten die Erhaltung 
eines unabhängigen polnischen Staates erwünscht sei und welches die 
Grenzen eines solchen Staates sein sollten, kann erst im Verlaufe 
weiterer politischer Entwicklungen definitiv geregelt werden. Aui jeden 
Fall werden beide Regierungen diese Frage mittels eines Ireundschalt-
lichen Abkommens lösen.“ (Nazi-Soviet Relations 1939 
bis 194 1 , United States Department of State, 1948, S. 78).

Den bindenden Verpflichtungen gegenüber dem nationalsozialisti-
schen Deutschland nachkommend ließ die Sowjetregierung ihre Trup-
pen in der Nacht des 17. IX. 1939 in Polen einmarschieren, während 
die polnische Armee noch gegen die deutsche Invasion kämpfte. Der 
stellvertretende Volkskommissar für auswärtige Angelegenheiten gab 
als Gründe für diesen Angriff an, daß „der polnische Staat nicht mehr 
existiere" und daß „die Sowjetregierung nicht mit Teilnahmlosigkeit 
die Tatsache mitansehen könne, daß verwandte ukrainische und weiß-
russische Bevölkerungsteile ... wehrlos dastehen" (Polish-Soviet 
Relations, 1918—1943, SS. 95—6). Im Lichte des oben er-
wähnten Abkommens erscheinen diese Gründe als vollkommen fingiert. 
Dies wurde denn auch von Molotow bestätigt, der in einem Gespräch 
mit dem deutschen Botschafter in Moskau am 16. IX. 1939 erklärte, 
daß seine Regierung „leider keine Möglichkeit einer anderen Begrün-
dung sah, da sich die Sowjetunion bis dahin nicht um die Lage 
ihrer Minderheiten in Polen gekümmert hat und seine gegen-
wärtige Intervention gegenüber dem Auslande auf eine andere Art 
und Weise rechtfertigen mußte." (Nazi-Soviet Relations, 
S.95).

Ein weiteres deutsch-sowjetisches Abkommen, das am 28. IX. 1939 von 
Ribbentrop und Molotov unterzeichnet wurde, brachte die Teilung 
Polens zur Vollendung. Das besetzte Territorium wurde annektiert, 
seinen Bewohnern die sowjetische Staatsangehörigkeit aufgezwungen; 
Zwangsaushebung, Religionsverfolgungen, Verhaftungen, Hinrichtun-
gen und Massendeportationen folgten (Official Documents 
concerning Poli sh-German Relations and Polish-
Soviet Relations, Polish Ministery for Foreign Affairs. Polish 
White Book, 1939). Die Zahl der nach Rußland deportierten polnischen 
Staatsbürger (1939—1941) wird auf 1 692 000 (einschließlich der im 
September 1939 gemachten 230 000 Kriegsgefangenen) geschätzt. Die 
schrecklichen Bedingungen, denen sie unterworfen wurden, hatten eine 
Sterblichkeit von ungefähr 70% zur Folge. Man schätzt, daß abgesehen 
von den Kriegsopfern eine Million polnischer Staatsbürger als Folge 
ihrer Deportation nach Sowjetrußland umgekommen ist.

Ein nach dem Ausbruch des deutsch-sowjetischen Krieges zwischen 
der Sowjetregierung und der polnischen Exilregierung am 30. VII. 
1941 in London unterzeichnetes Abkommen machte die oben genann-
ten Verträge von 1939 ungültig, stellte die diplomatischen Beziehun-

gen wieder her, gab allen polnischen Staatsbürgern in Rußland die 
Freiheit wieder und gestattete die Bildung einer polnischen Armee 
auf sowjetischem Boden unter polnischem Kommando. Doch dieses 
Abkommen wurde von den Sowjets immer wieder verletzt, und am 
20. IV. 1943 einseitig von der Sowjetunion widerrufen.

Die Freilassung der polnischen Staatsbürger wurde sabotiert; die-
jenigen ukrainischer, weißrussischer und jüdischer Abstammung und 
alle Nichtkatholiken wurden als Sowjetbürger behandelt; Der neuen 
polnischen Armee verweigerte man die Zuteilung von Rationen und 
andere Erleichterungen. Als im Jahre 1942 der polnische Befehlshaber 
General W. Anders aus Rußland zurückkehrte, durfte er nur 70 000 
Offiziere und Mannschaften und 42 000 Zivilisten (einschließlich 10 000 
Kinder unter 12 Jahren) mit sich nehmen.

Den Vorwand für einen erneuten Abbruch der diplomatischen Be-
ziehungen verschaffte den Sowjets die Forderung der polnischen Re-
gierung auf eine unparteiische Untersuchung (durch das Internationale 
Rote Kreuz) über die Auffindung mehrerer tausend Leichen ermordeter 
polnischer Offiziere im Walde von Katyn.

Nach dem Abbruch der diplomatischen Beziehungen bereitete die So-
wjetregierung systematisch die Besitzergreifung Polens vor. Zu die-
sem Zweck wurden politische Körperschaften eingesetzt; eine unter 
ihnen wurde dann als die polnische Regierung anerkannt und über-
nahm, nach der Besetzung Polens durch die sowjetischen Truppen, 
die Macht. Gefälschte Wahlen, begleitet von Terror und Deporta-
tionen, hatten die Errichtung der „Polnischen Volksrepublik" zur 
Folge, welche vollständig von den Kommunisten beherrscht und der 
Sowjetunion unterworfen wurde.

In der Zeit zwischen den beiden Weltkriegen war der kommunistische 
Einfluß unbedeutend, doch sind die kommunistischen Agenten immer 
aktiv gewesen. Die polnische Kommunistische Partei war im Jahre 
1938 durch die Komintern aufgelöst worden und die meisten führenden 
polnischen Kommunisten kamen in den großen russischen Säuberungs-
aktionen von 1938—1939 um. In den Jahren 1941—1942 wurde die 
polnische Kommunistische Partei unter dem Namen „Polnische Arbei-
terpartei" wieder ins Leben gerufen. Im Jahre 1943 wurde in Moskau 
eine „Vereinigung Polnischer Patrioten" geschaffen. Am 22. VII. 1943 
erfolgte die Gründung des „Polnischen Komitees der Nationalen Be-
freiung"; dieses rief sich selber zur Provisorischen Regierung Polens 
aus (Dezember 1944) und traf mit der Sowjetunion ein Abkommen 
(16. VIII. 1945), welches die Legalisierung der Annexion des nahezu 
halben polnischen Territoriums zum Zwecke hatte.

Freie Institutionen, Parteien und Organisationen wurden unterdrückt. 
Besonders streng verfolgte man die polnische Untergrundbewegung, 
welche während fünf Jahren gegen die deutsche Besetzung kämpfte; 
sechzehn ihrer Führer wurden nach Moskau in die Falle gelockt (März 
1945), vor Gericht gestellt und des Verbrechens der Sabotage über-
führt. Ein Scheinreferendum (1946) und gelenkte Wahlen (1947) mach-
ten der rechtmäßigen Opposition gegen das kommunistische Regime 
ein Ende.

§ 11. DIE BALTISCHEN STAATEN: LITAUEN, LETTLAND, 
ESTLAND

Nach erfolglosen Versuchen, den drei Baltischen Staaten im Jahre 
1918 ein kommunistisches Regime aufzuzwingen, anerkannte die So-
wjetregierung deren Unabhängigkeit, verzichtete „freiwillig und für 
immer auf alle vormals von Rußland ausgeübten Souveränitäts-
rechte" (Friedensvertrag mit Estland: Communist Takeover 
of Estonia, Washington 1955), und schloß mit jedem dieser Länder 
im Jahre 1920 einen Friedensvertrag. Ferner unterzeichnete die So-
wjetregierung mit allen drei Baltischen Staaten die Konventionen 
betreffend Definition des Angreifers (1933) sowie Nichtangriffs-Pakte, 
welche, wie im Fall Polens, bis zum 31. XII. 1945 gültig und bindend 
waren. Schließlich war die Sowjetunion verpflichtet, gegenüber diesen 
drei Staaten die Grundsätze der Völkerbundssatzung, der alle drei 
seit 1921 als Mitglieder angehörten, einzuhalten. Die gemeinsame 
sowjetisch-nationalsozialistische Verschwörung zur Unterdrückung 
der Unabhängigkeit der baltischen Staaten wurde im gleichen Ge-
heimprotokoll des Molotov-Ribbentrop-Paktes vom 23. August 1939 
festgelegt, das den feindlichen Einfall in Polen einleitete. Art. 2 
dieses Protokolls lautet wie folgt:

„Im Falle einer territorialen und politischen Neuordnung der den 
baltischen Staaten angehörenden Gebiete Finnland, Estland, Lettland, 
Litauen) soll die Nordgrenze Litauens die Demarkationslinie zwischen 
den beiden Einflußsphären Deutschlands und der UdSSR darstellen.' 
(Nazi-Soviet Relations 1939 — 1941, S. 78.)

Nach dem Zusammenbruch Polens war das Schicksal der drei Bal-
tischen Staaten besiegelt. Die diplomatischen und militärischen Ak-
tionen der Sowjets, die zu deren Eingliederung in die Sowjetunion 
führten, erfolgten fast nach ein und demselben Muster. Im Septem-
ber und Oktober 1939 wurden alle drei Staaten durch Einschüchte-



rungen dazu gebracht, daß sie Verträge über „gegenseitigen Bei-
stand" unterzeichneten (durch die Errichtung von Militärstützpunkten 
auf baltischem Boden wurde über die Unabhängigkeit dieser Länder 
im Grunde verfügt). Im Juni des folgenden Jahres besetzten die so-
wjetischen Streitkräfte die drei Länder. Kommunistische oder krypto-
kommunistische Regierungen wurden ihnen aufgezwungen, Schein-
wahlen durchgeführt, und im August 1940 ,kam‘ der Oberste Sowjet 
der UdSSR den von den ernannten kommunistischen Delegationen 
vorgebrachten .Wünschen entgegen' und nahm die drei Staaten in die 
Herde der Sowjetunion auf. Nach einem Zeitraum von 22 Jahren 
bestätigten somit die Ereignisse die Folgerichtigkeit und Unnach-
giebigkeit, womit die sowjetischen Zielsetzungen, wie sie bereits im 
Jahre 1918 in einem Artikel der offiziellen Moskauer Zeitung 
Iswestija (25. XII. 1918) offen vorlagen, verwirklicht wurden:

„Estland, Lettland und Litauen liegen direkt auf dem. Weg von Ruß-
land nach Westeuropa und sind deshalb ein Hindernis für unsere 
Revolution." (Zitiert in: Communist Takeover and Occu-
pation of Lithuania, Special Report No. 14, Select Committee 
on Communist Aggression, House of Representatives, 83rd Congress, 
2nd Session, S. 5.)

a. Litauen

Am 16. Februar 1919 faßte der litauische Nationalrat einmütig eine 
Resolution, die die Wiedererrichtung eines unabhängigen litauischen 
Staates forderte. Eine provisorische Verfassung wurde bekanntge-
geben und im November desselben Jahres die erste Regierung ge-
bildet. Im Dezember 1918 bis Januar 1919 drangen sowjetische Trup-
pen in das Land ein und riefen eine Litauische Sowjetrepublik aus. 
Doch Ende des Jahres 1919 wurden sie aus dem Lande vertrieben, 
und am 12. VII. 1920 unterzeichnete die Sowjetunion mit der recht-
mäßigen litauischen Regierung den Friedensvertrag von Moskau, 
worin sie anerkannte:

„. . . die Souveränität und Unabhängigkeit des litauischen Staates 
mit allen aus einer solchen Anerkennung sich ergebenden Folgerun-
gen und verzichtet freiwillig und für immer auf alle von Rußland über 
das litauische Volk und Territorium beanspruchten souveränen Rechte." 
(Communist T akeover of Lithuania, S. 4.)

Am 28. IX. 1926 schlossen die beiden Länder untereinander einen 
Nichtangriffspakt, dessen Dauer am 4. IV. 1934 bis auf Ende Dezember 
1945 verlängert wurde. Eine Konvention über die Definition des An-
greifers wurde am 5. VII. 1933 in London von Sowjetrußland und 
Litauen unterzeichnet, ähnlich jener Übereinkunft, die Rußland zwei 
Tage vorher mit Lettland, Estland und anderen Nachbarstaaten der 
Sowjetunion getroffen hatte.

Im deutsch-sowjetischen Geheimprotokoll vom 23. VIII. 1939 war 
Litauen der deutschen Einflußsphäre zugesprochen worden. Doch auf 
Grund des zweiten Molotov-Ribbentrop-Abkommens vom 28. IX. 1939 
wurde der Großteil des litauischen Territoriums in die Sowjetrußland 
zugewiesene Zone einbezogen als Ersatz für polnisches Territorium 
in den Provinzen Warschau und Lublin, das von den Deutschen be-
setzt werden sollte. Der ganze Handel erinnert stark an die Teilungen 
Polens im 18. Jahrhundert. Im Geheimen Zusatzprotokoll vom Sep-
tember einigten sich die beiden Partner über folgende Punkte:

„. . . das Territorium des litauischen Staates fällt in die Einfluß-
sphäre der UdSSR, während andererseits die Provinzen von Lublin und 
Teile der Provinzen von Warschau in die Einflußsphäre Deutschlands 
fallen . . . Sobald die Regierung der Sowjetunion zum Schutze ihrer 
Interessen besondere Maßnahmen bezüglich des litauischen Territo-
riums treffen wird, soll die gegenwärtige deutsch-litauische Grenze, 
die den Entwurf einer natürlichen und einfachen Grenzscheide be-
zweckt, in der Weise berichtigt werden, daß das südwestlich der Grenz-
linie gelegene Territorium . . . Deutschland zufällt." (Nazi-Soviet 
Relations 1939 — 1941, US Department of State, 1949, S. 107.)

Die „besonderen Maßnahmen", auf die das obige Protokoll an-
spielte, traten im Juni 1940 in Erscheinung, als Molotov nach einer 
kurzen Periode von Rechtsverdrehungen der litauischen Regierung 
ein ultimatives Begehren stellte: nämlich die Entlassung und Verur-
teilung eines ihrer Mitglieder und die Bildung einer litauischen Regie-
rung, „die fähig sei, die genaue Einhaltung des Vertrages über 
gegenseitigen Beistand zu gewährleisten". (Communist Take-
over and Occupation of Lithuania, S. 10).

b. Lettland

Das Schicksal Lettlands war demjenigen Litauens ähnlich: zweimal 
wurde es besetzt und schließlich in eine lettische Sowjetrepublik um-
gewandelt.

Die Hauptdaten sind: 17. XL 1917: Deklaration der Ersten Lettischen 
Nationalversammlung, die das Recht auf Selbstbestimmung forderte. 
Dezember 1918: der erste sowjetische Einfall, der im Frühjahr 1919 

durch die lettischen Truppen zurückgeschlagen wurde. 1. II. 1920: Waf-
fenstillstand. 11. VIII. 1920: Friedensvertrag von Riga. 5. 2. 1932: Nicht-
angriffspakt (am 4. IV. 1934 verlängert und somit gültig bis 31. XII. 
1945). Alle diese Verträge wurden durch den Molotov-Ribbentrop-Pakt 
gebrochen. (Communist Takeover and Occupation of 
Latvia, Washington 1955, S. 75.) 16. VI. 1940: Sowjetisches Ultima-
tum; ein Tag später: Besetzung des Landes. 20. VI. 1940: Bildung einer 
Regierung durch A. Vysinskij, dem bevollmächtigten Sowjetkommis-
sar für auswärtige Angelegenheiten, 14./15. VII.: Scheinwahlen (ebd., 
S. 10), 19. VII.: Proklamierung der Lettischen Sowjetrepublik. 5. VIII. 
1940: Aufnahme in die Sowjetunion.

c. Estland
Genau dasselbe geschah mit Estland:

Die wichtigsten Etappen sind kurz folgende: 24. II. 1918: Proklamie-
rung der Unabhängigkeit durch den estnischen Nationalrat. Novem-
ber 1918: Einfall sowjetischer Truppen, Errichtung einer estnischen 
Sowjetregierung. Frühjahr 1919: Vertreibung der sowjetischen Trup-
pen. 2. II. 1920: Friedensvertrag von Tartu, in welchem Rußland „frei-
willig und für immer auf alle . . . über das estnische Volk ausgeübten 
Souveränitätsrechte" verzichtete. (Communist Takeover of 
E s t o n i a , S. 2.) Später wurden noch weitere Verträge und Konven-
tionen unterzeichnet (1932; 3. II. 1933). Aber mit dem Ribbentrop-
Molotov-Pakt wurden alle gebrochen: 28. IX. 1939 wurde Estland ein 
„gegenseitiger Beistands"-Pakt aufgezwungen, der den Russen die Sta-
tionierung sowjetischer Garnisonen in Estland ermöglichte. 16. VI. 
1940: Ultimatum (auf 81/2 Stunden befristet) (ebd., S. 9). 18. VI. 1940: 
vollständige Besetzung des Landes. 14. VII.: Scheinwahlen (ebd., SS. 11 
bis 12). Der Präsident K. Päts wurde zum Rücktritt gezwungen und 
nach Rußland deportiert. 6. VIII. 1940: Aufnahme der Estnischen 
Sowjetrepublik in die Sowjetunion.

§ 12. FINNLAND

über einen Zeitraum von dreißig Jahren anerkannte Sowjetrußland 
die Unabhängigkeit und Souveränität der Republik Finnland, indem 
sie mit ihr drei Friedensverträge und zahlreiche Vereinbarungen und 
Abkommen, einschließlich eines bis zum 31. XII. 1945 gültigen Nicht-
angriffspaktes, schloß. Doch in derselben Zeit mußten sich die Finnen 
dreimal gegen sowjetische oder kommunistische Truppen zur Wehr 
setzen und zweimal gegen offene Versuche der Errichtung eines kom-
munistisch-finnischen Staates. Rußland unterzeichnete mit dem 
nationalsozialistischen Deutschland das Geheimprotokoll vom 23. VIII. 
1939, welches Finnland der sowjetischen Einflußsphäre zuwies, und 
eröffnete zweimal die Feindseligkeiten gegen Finnland ohne voraus-
gehende Kriegserklärung. Der russische Angriff auf Finnland im No-
vember 1939 führte zur Ausweisung der Sowjetunion aus dem Völker-
bund.

Die gegenwärtige Stellung Finnlands, das zwar die demokratischen 
Freiheiten seiner Staatsbürger beibehält, dem aber in internationalen 
Angelegenheiten nur eine beschränkte Handlungsfreiheit eingeräumt 
ist, ergab sich aus der Respektierung der bewaffneten Neutralität 
Schwedens durch Sowjetrußland und aus dem allgemeinen Gleichge-
wicht Nordeuropas. Die wahre sowjetische Haltung gegenüber Finn-
land kommt am besten zum Ausdruck im Vertrag des Gegenseitigen 
Beistandes, der am 4. XII. 1939 von Molotov und dem ehemaligen 
Sekretär der Komintern Kuusinen als Oberhaupt der „Volksregierung 
der Demokratischen Republik Finnlands" unterzeichnet wurde.

Am 6. XII. 1917 proklamierte der finnische Reichstag die unabhängige 
Republik Finnland, die am 4. I. 1918 von Sowjetrußland formell an-
erkannt wurde (The Finnish Blue Bock. Published for The 
Ministery of Foreign Affairs of Finland, Philadelphia 1940, S. 7). Doch 
die Roten Truppen, die nicht zurückgezogen wurden, besetzten Ende 
Januar die Schlüsselpunkte der Hauptstadt; eine sowjetische Regierung 
wurde eingesetzt. Später (Januar-März) wurden die Russen vertrieben 
und der Friedensvertrag von Tartu (14. X. 1920) mit Finnland unter-
zeichnet, der dessen früherer Union mit Rußland endgültig ein Ende 
machte (Treaty of Peace between the Republic of 
Finland and the R.S.F.S.R., The Government Printing Office, 
Helsingfors 1921, S. 5).

In den nachfolgenden Jahren wurden weitere Abkommen unter-
zeichnet, einschließlich des Nichtangriffsvertrages (21. I. 1931 in 
Helsinki unterzeichnet); die Konvention zur Versöhnung (Helsinki, 
22. IV. 1932); die Konvention über die Definition des Angreifers (Lon-
don, 3. VII. 1933); Protokoll über die Verlängerung bis 31. XII. 1945 
des Nichtangriffsvertrages (Moskau, 7. IV. 1934). Ebenso wurden Neu-
tralitätserklärungen während des deutsch-polnischen Krieges ausge-
tauscht (1. X. und 17. IX. 1939).

Alle diese Verpflichtungen wurden mit dem Molotov-Ribbentrop-
Pakt (23. VIII. 1939) verletzt.

Der sowjetische Drude setzte früh im Oktober ein: Rußland wollte 
vollständige Unterwerfung, ähnlich derjenigen der baltischen Staaten. 
Nach verlängerten Verhandlungen (Molotov beschuldigte die Finnen 
der Beschießung sowjetischer Truppen, 26. XL 1939) kündigte es den



Nichtangriffspakt (28. XI.) und brach die diplomatischen Beziehungen 
ab. Tags darauf wurden die Feindseligkeiten durch sowjetische Trup-
pen und Luftstreitkräfte ohne Kriegserklärung eröffnet; Helsinki wurde 
von der Luft aus stark bombardiert. Am 14. XII. 1939 verurteilten die 
Völkerbundsversammlung und der Völkerbundsrat den Angriff; der 
Völkerbundsrat erklärte, „daß sich die Union der Sozialistischen So-
wjetrepubliken durch diese ihre Handlungen von selbst außerhalb des 
Völkerbundes gestellt habe". (League of Nations. Official 
Journal, 1939).

Molotov gab zur Antwort, daß Moskau mit „dem finnischen Volke" 
nicht auf dem Kriegsfuße stehe. Eine von Kuusinen angeführte Mario-
nettenregierung gab am 1. XII. 1939 von einem Grenzdorf aus eine 
Erklärung ab, worin sie ihre Hauptaufgabe „im Sturz der Regierung 
der finnischen Weißgardisten" ankündete. Mit dieser Regierung unter-
zeichnete Molotov am 4. XII. einen „Vertrag des gegenseitigen Bei-
standes und der Freundschaft", der Rußland alle seine territorialen 
Forderungen zugestand (Text in: The U.S.S.R. and Finland". Soviet 
Russia Today, New York, 1940, SS. 61—64). Obwohl Kuusinen 
geltend machte, daß „die Massen des finnischen Volkes die ... Rote 
Armee mit gewaltigem Enthusiasmus willkommen heißen" (ebd., S. 57), 
legte das finnische Volk einen unvergleichlichen Beweis der Einigkeit 
und des Mutes an den Tag und brachte den sowjetischen Truppen 
mehrmals eine Niederlage bei.

Als die Verhandlungen wieder ausgenommen wurden, stand Finn-
land nicht als besiegte Nation da, doch konnte es nicht lange ohne 
Hilfe von außen standhalten. Mit dem Friedensvertrag (Moskau, 12. 3. 
1940) erreichte Rußland den Großteil seiner Operationsziele, doch ge-
lang es ihm nicht, Finnland niederzuzwingen. Kuusinens „Volksregie-
rung" wurde aufgegeben; er selber wurde später zum Vorsitzenden 
des Obersten Sowjetpräsidiums der Karelo-Finnischen Republik er-
nannt.

Am 12. XI. 1940, neun Monate nach der Unterzeichnung des Ver-
trages, bestand Molotov in einer Unterredung mit Ribbentrop auf 
freie Hand in bezug auf Finnland: — „Die finnischen Fragen sind noch 
immer ungelöst" — sagte er — „und er ließ beim Führer anfragen, ob 
das deutsch-russische Abkommen, soweit es Finnland betreffe, immer 
noch in Kraft sei" (Nazi-Soviet Relations, S.232). Bereits 
im Juni 1940 forderte Sowjetrußland die Entmilitarisierung oder ge-
meinsame Verteidigung der Aalandinseln an; im September bestand 
es auf der angeblichen Konsultationspflicht; gegen Ende Oktober begann 
es auf eine Abtretung der Nickelminen von Petsamo zu drängen. 
Zwischen März 1940 und Juni 1941 verzeichneten die finnischen Autori-
täten 109 Fälle von Verletzung ihres Territoriums durch sowjetische 
Streitkräfte (Finland Reveals Her Documents. Official 
Blue- White Book of Finland, New York, 1941).

Als Hitler am 22. VI. 1941 den Angriff auf Rußland begann, konnte 
Finnland nicht Neutralität bewahren, und es ergab sich somit, daß es 
sich auf Seiten der von den Alliierten besiegten Nationen gestellt sah. 
Durch das Waffenstillstandsabkommen (19. IX. 1944) und den Friedens-
vertrag (Paris, 10. II. 1947) verlor Finnland die Provinz von Petsamo 
an Rußland, mußte den Flottenstützpunkt von Porkkala-Udd an Ruß-
land verpachten (am 26. I. 1956 wurde der Stützpunkt von Sowjetruß-
land wieder zurückerstattet) und andere beschwerliche Bedingungen 
auf sich nehmen.

§ 13. TSCHECHOSLOWAKEI

Kein Land Mittel- oder Osteuropas war unermüdlicher in seinen 
Anstrengungen als die Tschechoslowakei, den sowjetischen Forde-
rungen schon halbwegs entgegenzukommen. Sie schloß mit Sowjet-
rußland zwei Bündnisverträge (1935 und 1943) und ein Abkommen 
über die gemeinsame Aktion gegen Deutschland (1941). Auf das Ge-
heiß Moskaus brach Dr. Benes — der Ministerpräsident im Exil — 
die Verhandlungen mit der polnischen Regierung Sikorski ab, die sich 
um eine tschechoslowakisch-polnische Föderation nach dem Kriege 
drehten, und kam mit den tschechischen Kommunisten über die Grund-
sätze der künftigen Organisation des Landes überein (das „Programm 
von Kosice"). .Aber das alles erwies sich als nutzlos. Als im Jahre 
1944 gegen die Deutschen ein bedeutender slowakischer Aufstand 
ausbrach, griff die Rote Armee wie im Falle Warschaus bei der Unter-
drückung durch Hitler nicht ein. Trotzdem die Kommunisten in den 
Wahlen von 1946 einen echten Erfolg errangen (nahezu 40 Prozent 
der Sitze im Parlament), wurde die Tschechoslowakei durch eine 
Reihe von Gewaltmaßnahmen, die im Staatsstreich vom Februar 1948 
ihren Höhepunkt fanden, in eine „Volksdemokratie"’verwandelt.

Im Gegensatz zu Polen, Ungarn und Rumänien waren seit der zwei-
ten Hälfte des 19. Jahrhunderts die pro-russischen Gefühle der Tsche-
chen lebendig gewesen. Die demokratischen Anschauungen Th. Ma-
saryks standen in Widerspruch zur Philosophie des Kommunismus; 
doch was die Außenpolitik anbetraf, so war er wie auch sein Nach-
folger Dr. E. Benes der Meinung, daß die Tschechoslowakei eine aktive 
Mittlerrolle in der Herbeiführung einer Annäherung zwischen Sowjet-
rußland und dem Westen spielen könnte.

Am 16. V. 1935 unterzeichneten die Tschechoslowakei und die Sowjet-
union einen Gegenseitigen Beistandspakt. Ein weiteres Abkommen 
über ein gemeinsames Vorgehen im Krieg gegen Deutschland wurde 

im Jahre 1941 getroffen. Im Jahre 1943 begab sich Dr. Benes nach Mos-
kau, wo am 12. XII. 1943 das Abkommen über Freundschaft, gegen-
seitigen Beistand und Nachkriegszusammenarbeit unterzeichnet wurde. 
Beide Seiten verpflichteten sich, „ihre Unabhängigkeit und Souveräni-
tät sowie auch die Nichteinmischung in die inneren Angelegenheiten 
des anderen Staates" zu respektieren (Text in: F. L. Schuman, Soviet 
P o 1 i t i c s , New York, 1946, S. 470—472). Während seines Aufenthal-
tes in Moskau entwarf Dr. Benes die Prinzipien zu einer zukünftigen 
Organisation des Staates, wobei er sich darüber mit K. Gottwald, dem 
exilierten Führer der Kommunistischen Partei der Tschechoslowakei 
einigte. Dies wurde dann im „Programm von Kosice" (veröffentlicht 
am 5. IV. 1945) weiter ausgeführt und ergänzt, das sich früh genug 
gleichsam als Vorwurf für die kommende Sowjetisierung des Landes 
erwies (S. H. Harrison Thomson: Czechoslovakia in Euro-
pean History, Princeton University Press, 1953). Mehrere alther-
kömmliche Parteien wurden aufgehoben und eine Nationale Front mit 
einer überwiegend kommunistischen und sozialistischen Mehrheit ge-
bildet. Z. Fierlinger, der ganz moskauhörig war, wurde zum Minister-
präsidenten ernannt. Am 29. VI. 1945 unterzeichnete er einen Ver-
trag, der die Abtretung der unteren Karpatoukraine an die Ukrainische 
Sowjetrepublik vorsah, vielleicht als Ersatz für die sowjetische Unter-
stützung gegen Polen im Gebiet von Teschen (vgl. Survey of In-
ternational Affairs, 1939 —1946, America, Britain, Rus-
sia, London, 1953, S. 608).

Die Belohnung für all diese weitreichenden Konzessionen war ein 
ununterbrochener Betrug und letztlich die brutale Sowjetisierung des 
Landes. Während der Münchner Krise „machte die Sowjetunion nicht 
die geringste Andeutung eines bedingungslosen Beistandsangebotes“ 
(M. Beloff: The Foreign Policy of Soviet Russia, New 
York 1949, Bd. II, S. 155). Als die Rote Armee im Sommer 1944 die 
Karpaten erreichte, wurde bei Banska Bystrica vom slowakischen Be-
fehlshaber ein Aufstand proklamiert (29. VIII. 1944); man brauchte 
mehrere deutsche Divisionen, um diese Erhebung niederzuschlagen, 
die von den slowakischen Sozialdemokraten und den liberalen 
Gruppen unterstützt worden war. Diese hatten nämlich mit den 
slowakischen Kommunisten ein Weihnachtsabkommen zur Wieder-
herstellung der Tschechoslowakei „in enger Zusammenarbeit mit 
der Sowjetunion" unterzeichnet (1943). Aber die Rote Armee, 
der dieser Aufstand sehr gelegen kam, wurde in ihrem Vor-
marsch — wie es bei Warschau der Fall war — während längerer Zeit 
aufgehalten. Ungefähr 30 000 Slowaken aller politischen Schattierungen 
fanden dadurch den Tod (Communist Takeover and Occu-
pation of Czechoslovakia, Special Report No. 8 of The 
Select Committee on Communist Agression, House of Representatives, 
83rd Congress, 2nd Session, Washington 1955).

Am 6. V. 1945 wurden die Truppen General Pattons, die einen Punkt 
acht Meilen westlich Prag erreicht hatten, zurückbeordert, nachdem 
von der sowjetischen Heeresleitung Einspruch erhoben worden war. 
Prag wurde befreit und bis Dezember 1945 von sowjetischen Truppen 
besetzt, die dann gleichzeitig mit den amerikanischen Armeen zurück-
gezogen wurden. Aber eine so kurze Besetzungsperiode im Verein 
mit dem „Kosice Programm" genügte den Kommunisten, um die mei-
sten Schlüsselstellungen zu besetzen; unter anderem übernahmen sie 
die Ministerien des Innern und der Polizei. Mit den ersten Wahlen 
(26. V. 1946) errangen sie ihren größten echten Wahlerfolg (114 Sitze 
von 298). Der Kommunist K. Gottwald wurde Ministeipräsident. Es 
hatte den Anschein, daß alle kommunistischen ehrgeizigen Pläne auf 
legalem Wege verwirklicht worden waren.

Doch die eigentliche Sowjetisierung der Tschechoslowakei mußte 
mit Gewalt herbeigeführt werden: Eine Reihe von Polizeiaktionen 
(Herbst 1947 bis März 1948) ebnete den Boden für den Staatsstreich 
vom 22. bis 25. II. 1948. Den Vorwand dazu bot der Rücktritt von 
zwölf nichtkommunistischen Mitgliedern aus dem Kabinett Gottwald 
aus Protest gegen die rasche kommunistische Durchdringung der Poli-
zei. Der sowjetische Bevollmächtigte Außenminister W. A. Zorin 
wurde nach Prag abgesandt, um der Kommunistischen Partei an Ort 
und Stelle beizustehen. Die Zeitung Iswestija schrieb, daß „die 
200 Millionen Menschen der Sowjetunion hinter dem heroischen Kampf 
der tschechoslowakischen Partei stehen" (ebd., S. 23). Die Kommuni-
stische Partei schritt mit ihrer Polizei zu Hausuntersuchungen und Ver-
haftungen; Polizei und von Kommunisten gelenkter Pöbel besetzten 
die Büros und Druckereiwerkstätten der anderen Parteien und Zei-
tungen. Am 25. II. 1948 wurde der kränkliche Benes von der „Notwen-
digkeit überzeugt", eine neue Gottwald-Regierung, ein gefügiges 
Werkzeug in der Hand Moskaus, zu bestellen. Der Außenminister Jan 
Masaryk (Sohn des ersten Präsidenten) beging am 3. III. 1948 Selbst-
mord oder wurde ermordet. Benes demissionierte am 4. VI. 1948 und 
starb, an Körper und Seele gebrochen, am 3. IX. 1948. Die Sowjeti-
sierung der Tschechoslowakei war vollendet.

§ 14. UNGARN

In einem Zeitraum von nicht mehr als hundert Jahren übte Ruß-
land viermal einen unheilvollen Einfluß auf das Schicksal der unga-
rischen Nation aus. Im Jahre 1849 spielte die russische Armee eine 
entscheidende Rolle in der Vernichtung des unabhängigen unga-
rischen Staates, der unter Kossuths Führung die Befreiung von der 
österreichischen Herrschaft forderte. Im Jahre 1919 wurde unter Bela 



Kun eine ungarische Räterepublik errichtet. Diese vier Monate kom-
munistischer Herrschaft hinterließen bei der Bevölkerung eine unaus-
löschliche Erinnerung an Terror und Mißhandlung aller Gesellschafts-
schichten. Im Jahre 1944 wurde Ungarn von neuem das Opfer russi-
scher Herrschaft und Ausbeutung und nach der Revolution 1956/57 
zum viertenmal unterjocht. Es ist ein Paradox der geschichtlichen 
Situation Ungarns (ein Paradox, das es mit Rumänien teilt), daß es, 
nachdem das Land in der Folge der sowjetischen Kollaboration mit 
Hitler unter den Machteinfluß des nationalsozialistischen Deutsch-
lands geraten war, nun für die ihm von Hitler aufgezwungene Be-
teiligung am Krieg gegen Rußland den Preis zu bezahlen hatte. Die 
Behandlung Ungarns durch die Sowjets ist noch härter und strenger 
gewesen als diejenige der anderen Staaten. Und doch, trotz der zwölf 
Jahre polizeilichen Terrors, politischer Unterdrückung und kommu-
nistischer Propaganda, hat das ungarische Volk im Jahre 1956 die 
Waffen gegen die russische Besetzung und das ihm auferlegte Regime 
ergriffen. Die Unterdrückung der ungarischen Freiheitsbewegung 
durch die russischen Panzer im November 1956 ist ein prägnantes 
Beispiel des sowjetischen Imperialismus.

Das sowjetisch-nationalsozialistische Abkommen vom 23. VIII. 1939 
wies Ungarn der deutschen Einflußsphäre zu. Hitler soll dies am 13. XL 
1940 bekanntgegeben haben (Nazi-Soviet Relation s, S. 160 
bis 161). Rußland anerkannte dies scheinbar, doch machte es ständig 
sein Interesse an Ungarn geltend. So gab Molotov am 25. VI. 1940 
eine Erklärung ab, worin er gewisse ungarische Forderungen billigte, 
und Stalin ließ den ungarischen Minister Kristoffy ausdrücklich an-
fragen, warum Ungarn nicht Rumänien angreife (berichtet von J. F. 
Montgomery, dem früheren amerikanischen Botschafter in Ungarn, in: 
Hungary , the Un wil lingSat e 11 i t e , New York, 1947, S. 138). 
Einige Tage vorher hatte Molotov den deutschen Botschafter unterrich-
tet, daß Sowjetrußland im Begriffe sei, Bessarabien nötigenfalls mit Ge-
walt zu annektieren. Ungarn ging aber auf diesen hinterlistigen Rat 
nicht ein. Später, zur Zeit des zweiten Wiener Schiedsspruches (30. VII. 
1940) gab Molotov zu verstehen, „daß die Sowjetregierung an Rumä-
nien und Ungarn interessiert sei". (Nazi-Soviet Relations , 
S. 187.)

Da Ungarn der deutschen Einflußsphäre ausgeliefert war, unterzeich-
nete es den Dreimächtepakt (20. XL 1940), erklärte den Vereinigten 
Staaten den Krieg (13. XII. 1941) und kämpfte gegen Rußland. An den 
Feindseligkeiten beteiligte es sich jedoch nur halben Herzens; nicht 
mehr als vier Divisionen scheinen an der Ostfront mitgekämpft zu 
haben (vgl. Tufton Beamish: Must Night Fall? London 1950, 
S. 97). Außerdem legte Ungarn einen beachtenswerten Grad wirk-
samen Widerstandes gegenüber dem nationalsozialistischen Druck an 
den Tag. Bis zu seiner Besetzung durch deutsche Truppen (im Jahre 
1944) sind unter all seinen Regierungen (mit Ausnahme vielleicht der-
jenigen Bardossys) eine eindrucksvolle Anzahl offener oder geheimer 
prowestlicher Aktivitäten zu verzeichnen, z. B. gewährte Ungarn vie-
len Tausenden polnischer, oder anderer alliierter Staatsbürger eine 
Freistatt, viele Juden fanden in Ungarn ein Asyl, und mehr als 50 000 
polnische Soldaten konnten Ungarn passieren, um in der polnischen 
Armee im Westen Kriegsdienste zu leisten (Zeugenaussage von Msgr. 
Varga in: Communist Takeover and Occupation of 
Hungary, Special Report No. 10, Select Committee on Communist 
Agression, House of Representatives, 83rd Congress, 2nd Session, 
Washington 1955, S. 8*). Bereits im Jahre 1943 bestanden Kontakte 
zwischen ungarischen und anglo-amerikanischen Vertretern, um den 
Übertritt Ungarns ins Lager der Alliierten herbeizuführen. Im März 
1944 wurde eine amerikanische Militärmission durch Fallschirmab-
sprung in Ungarn abgesetzt (ebd. S. 7). Als schließlich die russischen 
Truppen in Ungarn eindrangen, schloß die mit Deutschland verbündete 
Regierung Horthy mit den Sowjets einen vorläufigen Waffenstillstand 
(1. X. 1944). Daraufhin verhaftete ein Einsatzkommando der Deutschen, 
die zur Sicherung der Nachschubwege in Ungarn stationiert waren, 
Admiral Horthy. An dessen Stelle wurde Szalassy mit seinen Pfeil-
kreuzlern gesetzt. Trotz dieser von den Deutschen abhängigen Ma-
rionettenregierung war Ungarn de facto von einem Deutschland ver-
bündeten Land zu einem von den Deutschen besetzten Land geworden. 
Die russischen Truppen jedoch behandelten Ungarn als Feindmacht 
und brachten während ihres weiteren Vormarsches durch ihre Aus-
schreitungen das Volk zur Verzweiflung. (Vgl. Bericht der schwei-
zerischen Gesandtschaft über die russische Invasion Ungarns, Text in: 
J. FL Montgomery, S. 239—245.)

Eine Gruppe ungarischer Kommunisten war mit den sowjetischen 
Kommunisten ins Land zurückgekehrt und nahm nach und nach alle 
wichtigen Stellungen im politischen Leben in Besitz. Bei der Vorwahl 
am 21. XII. 1944 erhielten die Kommunisten 72 Sitze (bei einem Total 
von 230) in der Provisorischen Nationalversammlung in Debrecen, doch 
übten sie Kontrolle über die Polizei, das Verkehrswesen und die 
Agrarreform in der Koalitionsregierung von General D. Miklos aus. 
(Communist Takeover and Occupation of Hungary, 
S. 13.) Diese Regierung unterzeichnete am 20. I. 1945 ein Waffenstill-
standsabkommen; dieses sah eine Alliierte Kontrollkommission vor, 

deren Vorsitz der Sowjetmarschall K. Vorosilov führte und die aus-
schließlich von Russen gehandhabt wurde. Ungarn kehrte zu seinen 
Grenzen von 1937 zurück, und nicht geringe Kriegsentschädigungen 
wurden ihm auferlegt.

In den ersten Nachkriegswahlen (4. XL 1945) holten sich die Kom-
munisten nur 17% aller Stimmen trotz der von den Sowjetstreitkräften 
ausgeübten Kontrolle und des Terrors. Die Kleine Landwirte-Partei er-
hielt 57 %. Diese Partei wurde (XL 1945 bis IX. 1947) durch die üblichen 
Methoden falscher Anklagen, Verhaftungen und Einschüchterungen 
liquidiert. Eine zu gelegener Zeit aufgedeckte Verschwörung diente als 
Vorwand für die Verhaftung des Generalsekretärs und mehrerer pro-
minenter Mitglieder dieser Partei; drei von ihnen wurden zum Tode 
verurteilt. Der Ministerpräsident F. Nagy und der Sprecher des Parla-
mentes, Msgr. B. Varga, fanden ihre Zuflucht im Ausland (V.—VI. 1947). 
Die sozialdemokratische Partei zwang man mit ähnlichen Mitteln zu 
ihrer Verschmelzung mit der kommunistischen Partei (1948), und die 
demokratische Partei wurde 1949 aufgelöst. Im Mai 1949 fanden Wah-
len nach dem sowjetischen Einlistensystem statt, die der „Volksfront“ 
eine unvermeidliche Mehrheit sicherte. (Communist Takeo v. er 
and Occupation of Hungary, S. 19—23.)

Das Recht Rußlands, in Ungarn „so viele Streitkräfte zu unterhalten, 
als es zur Aufrechterhaltung der Verbindungslinien . . . mit der sowje-
tischen Besetzungszone in Österreich bedarf", (Peace Treaty, Paris 
10. II. 1947, Art. 22; A 11 i e d Peace Treaties, Treaty of Peace 
with Hungary) wurde durch die sowjetische Ratifizierung des Friedens-
vertrages mit Österreich hinfällig (11. VI. 1955); doch der Warschauer 
Vertrag (14. V. 1955) trat für eine neue Rechtfertigung der Anwesen-
heit russischer Truppen auf ungarischem Boden an dessen Stelle.

Die ungarische Revolution war die direkte Folge der russischen 
Ausbeutung und der kommunistischen Mißherrschaft. Am 23. X. 1956 
schossen Sicherheitstruppen auf eine Massendemonstration der Stu-
denten vor dem Standbild des polnischen Generals Bem aus dem 
19. Jahrhundert, woraus sich dann der Aufruhr entwickelte. Das war 
das Zeichen für einen weitverbreiteten Straßenkampf und für das 
erste Eingreifen russischer Truppen, offenbar auf Wunsch der unga-
rischen Regierung. Aber während der Nacht wurde die Regierung 
umgebildet und der Premier, Imre Nagy, ein früherer kommunisti-
scher Premierminister, lehnte jede Verantwortung für dieses Ansu-
chen ab. Es wurde später dem Ersten Sekretär der Kommunistischen 
Partei, Ernö Gero, zugeschrieben, der am 25. X. 1956 entlassen wurde.

Imre Nagy, der einige Zeit vorher bei der kommunistischen Partei 
in Ungnade gefallen war, sah sich selbst einem wachsenden Druck 
des Volkes ausgesetzt, der sich auf die Befreiung Ungarns von der 
sowjetischen Besetzung und auf die Errichtung eines wahrhaft demo-
kratischen Regimes richtete. Er gab diesen Forderungen nach, indem 
er dreimal die Zusammensetzung der Regierung änderte (zwischen 
dem 24. X. und 4. XI. 1956) und nicht-kommunistische Politiker in sein 
Kabinett aufnahm. In der Zwischenzeit waren nach heftigen Kämpfen 
große Gebiete des Landes und Teile der Hauptstadt unter die Kon-
trolle der Aufständischen gekommen. Nagy verkündete den Zusam-
mentritt der National-Versammlung, die Abschaffung des Ein-Par-
teien-Systems, den Austritt aus dem Warschauer Pakt und prokla-
mierte die Neutralität Ungarns. Ebenso ersuchte er Rußland um den 
Beginn von Verhandlungen über den Abzug der sowjetischen 
Truppen.

Am 30. X. 1956 veröffentlichte die sowjetische Regierung eine offi-
zielle Erklärung, in der sie versprach, bei den Beziehungen zwischen 
den Staaten der . großen Gemeinschaft sozialistischer Nationen 
... an den Grundsätzen voller Gleichheit, der Achtung der territo-
rialen Integrität, der staatlichen Unabhängigkeit und Souveränität 
und an der Nichteinmischung in innere Angelegenheiten des ande-
ren" festzuhalten. Die Erklärung besagte weiterhin, daß Rußland die 
Entwicklung der Ereignisse in Ungarn, die zum Blutvergießen geführt 
hätten, tief bedauere und daß

„ ... die sowjetische Regierung an ihr Militärkommando die Anwei-
sung gegeben hat, die sowjetischen Einheiten aus Budapest zurückzu-
ziehen, sobald das von der ungarischen Regierung als notwendig ange-
sehen wird." (Radio Moskau am 30. X., Übersetzung durch Reuter, 
New York Times, 31. X. 1956).

Aber schon am 31. X. kamen frische sowjetische Truppen nach 
Ungarn. Am 1. November protestierte der Premierminister Nagy 
wiederholt beim sowjetischen Botschafter gegen die neuerliche Inva-
sion und informierte außerdem den Generalsekretär der Vereinten 
Nationen. Die Russen jedoch schienen zu beruhigen. Mikojan kam 
nach Budapest und der sowjetische Botschafter sprach von einer ein-
fachen Umgruppierung der sowjetischen Streitkräfte. Am 3. Novem-
ber begann ein gemeinsames Komitee ungarischer und sowjetischer 
Militärvertreter mit Besprechungen in Budapest. Dann ließen die So-



wjets die Maske fallen. Am 4. November 1956 gab Nagy über Radio 
Budapest die folgende Erklärung ab:

„Hier spricht Imre Nagy. Heute bei Tagesanbruch grillen sowje-
tische Truppen unsere Hauptstadt mit der klaren Absicht an, die legale 
demokratische ungarische Regierung zu stürzen. Unsere Truppen stehen 
im Kampl..(Radio Freies Kossuth, 4. XI. 1956, 04,20 Uhr, .The 
Revolt in Hungary, a Documentary Chronology of 
Events, Free Europe Committee, New York, S. 82).

Eine halbe Stunde später sprach Nagy zum letztenmal über Radio 
Budapest:

„Imre Nagy, Premier der Nationalregierung, fordert Pal Maleter, Ver-
teidigungsminister, Istvan Kovacs, Chei des Generalstabes und die 
anderen Mitglieder auf, die sich in das sowjetische Armeehauptquartier 
um 10 Uhr letzter Nacht begeben haben,... sofort zurückzukehren. . 
(ebd. S. 83/ N e w Y o r k T i m e s , 13. XII. 1956).

Man hörte nichts mehr von diesen ungarischen Abgesandten. Ein 
umfassender Angriff sowjetischer Streitkräfte begann, der die unga-
rische Revolution niederwarf. Moskau stellte eine neue „Revolu-
tionäre Arbeiter- und Bauernregierung" unter der Führung von J. 
Kadar auf (4. November). Imre Nagy fand zuerst in der jugosla-
wischen Botschaft Zuflucht. Aber später wurde er von sowjetischer 
Sicherheitspolizei verhaftet, die Kadars offizielles Sicherheitsgeleit 
und sein Versprechen gegenüber der jugoslawischen Regierung nicht 
beachtete. Das ungarische Volk leistete weiterhin auf alle mögliche 
Art Widerstand, und zwar gegen eine solche Übermacht, daß diese 
Entschlossenheit nur einer Massenverzweiflung zugeschrieben wer-
den kann.

Die sowjetische Regierung ignorierte oder wies alle Einsprüche, 
Forderungen und Resolutionen der Vereinten Nationen zurück, die 
einen Abzug ihrer Truppen aus Ungarn verlangten. Rußland legte am 
4. XL 1956 gegen eine Resolution des Sicherheitsrates ein Veto ein. 
In der Vollversammlung wurden zwischen dem 4. X. und dem 12. XII. 
1956 zehn Resolutionen über Ungarn angenommen. In ihrer Resolu-
tion beschloß an jenem Tage die Vollversammlung:

„... den Bruch der Charta durch die Regierung der Union der Sozia-
listischen Sowjetrepubliken (zu) verurteilen, der darin besteht, Ungarn 
seiner Freiheit und Unabhängigkeit und das ungarische Volk der Aus-
übung seiner Grundrechte zu berauben."

Die Marionettenregierung Kadar setzte sich über diese Resolu-
tionen hinweg, indem sie Beobachtern der Vereinten Nationen Ein-
reisegenehmigungen verweigerte und das Angebot des Generalsekre-
tärs zurückwies, nach Budapest zu kommen. Am 10. I. 1957 beschloß 
die Generalversammlung der Vereinten Nationen mit 59 gegen acht 
Stimmen die Einsetzung eines aus fünf Nationen gebildeten Komitees 
zur Beobachtung der Situation in Ungarn und für Befragungen unga-
rischer Flüchtlinge. 167 208 solcher Flüchtlinge war bis zum 16. I. 1957 
in Österreich Asyl gewährt worden (N e w Y o r k T i m e s, 17.1. 1957).

§ 15. RUMÄNIEN

Am 3. IV. 1944 gab Molotov im Namen Sowjetrußlands folgende 
Erklärung ab:

„Die Sowjetregierung erklärt, daß sie nicht das Ziel verfolge, irgend-
einen Teil des rumänischen Territoriums zu erwerben oder in irgend-
einer Weise die existierende soziale Ordnung in Rumänien zu ändern' 
(Communist Takeover and Occupation of Rumania, 
Special Report No. 11, Select Committee on Communist Agression, 
House of Representatives, 83rd Congress, 2nd Session, Washington 
1955, S. 5).

Am 23. VIII. 1944 wurde der pro-deutsche Ministerpräsident Rumä-
niens auf Befehl König Michaels verhaftet, der am selben Tage eine 
Proklamation veröffentlichte, die die Einstellung des Feuers in den 
militärischen Operationen gegen die Russen verkündete. Zwei Tage 
später, am 25. VIII., bestätigte Molotov seine frühere Erklärung, 
fügte aber den bedeutsamen Satz hinzu:

• . . oder weiterhin die Unabhängigkeit Rumäniens in irgendeiner 
Weise zu beeinträchtigen" (C ommu nist Takeover andOccu-
pation of Rumania, S. 6).

Am 28. II. 1945 überreichte der stellvertretende sowjetische Außen-
minister A. Vysinskij dem König von Rumänien ein auf zwei Stunden 
befristetes Ultimatum, das die Entlassung der Regierung Radulescu 
verlangte. Nach einem Aufmarsch russischer Truppen in den Straßen 
von Bukarest und einer weiteren Druckausübung von seifen Vysinskij's 
und des sowjetischen Frontkommandanten Marschall Malinowskij 
wurde eine „Nationale Demokratische Front-Regierung" mit dem 
Kommunisten P. Groza an der Spitze gebildet. König Michael von 
Rumänien wurde am 30. XII. 1947 zur Abdankung gezwungen und 

Rumänien im April 1948 eine Verfassung nach sowjetischem Muster 
oktroyiert.

Im Geheimprotokoll (Molotov-Ribbentrop-Pakt) vom 23. VIII. 1939 
(Art. 3) bekundete Sowjetrußland sein „Interesse an Bessarabien“ und 
der deutsche Partner sein „vollkommenes politisches Desinteressement 
in bezug auf diese Gebiete" (Nazi-Soviet Relations, S. 78). 
Am 23. VI. 1940 benachrichtigte Molotov den deutschen Botschafter da-
hingehend, daß die Sowjetregierung „entschlossen sei", für die „Lösung 
der bessarabischen Frage Gewalt anzuwenden", und ebenfalls auf die 
Bukowina Anspruch erhebe (ebd. S. 155). Drei Tage später wurde der 
rumänischen Regierung ein Ultimatum gestellt; da ihr eine Unterstüt-
zung von außen versagt blieb (Hitler empfahl Unterwerfung, und eine 
Hilfe von selten der Westmächte schien unmöglich), gaben die Rumänen 
den sowjetischen Forderungen nach. Am 28. Juni 1940 strömten 
russische Truppen in Bessarabien und in die Nordbukowina ein, depor-
tierten Tausende von Menschen und verursachten eine Massenflucht 
über die neue Grenzlinie.

Es folgten die Druckausübung von Seiten der Achsenmächte, die auf-
gezwungene Abtretung Siebenbürgens, die Abdankung König Karls, die 
Bildung einer diktatorischen Regierung mit General Antonescu an der 
Spitze. Die Zahl der deutschen Truppen, die in Rumänien einmarschier-
ten, belief sich im Februar 1941 bereits auf 680 000. Einige Monate 
später trat Rumänien unter der Diktatur Antonescus an der Seite 
Deutschlands in den Krieg gegen Rußland ein, trotz der Oppo-
sition des Führers der Bauernpartei, Maniu, und desjenigen der Libe-
ralen Gruppen, D. Bratianu.

Dessen ungeachtet bemühten sich Vertreter Rumäniens im Ausland 
um Kontaktaufnahme mit den alliierten Mächten. Im März 1944 wurde 
ein mit Vollmachten ausgerüsteter Geheimvertreter König Michaels 
nach Ägypten gesandt, um dort die Waffenstillstandsbedingungen der 
Alliierten zu besprechen. Von Molotovs Erklärung vom 3. IV. 1944 
ermutigt, erließ König Michael am 23. VIII. 1944 eine Proklamation, 
die den Austritt Rumäniens aus dem Krieg verkündete. Antonescu 
wurde verhaftet und eine proalliierte Regierung unter General Sana-
tescu gebildet. Die Deutschen übten Vergeltung mit einer dreitägigen 
Bombardierung Bukarests von der Luft aus. Die ersten sowjetischen 
Truppen marschierten am 28. VIII. 1944 in die Hauptstadt ein, wobei 
sie sich in ihrer üblichen Art barbarisch benahmen. Moskau verlieh 
dem König den sowjetischen „Siegesorden" (ebd. SS. 274—275). Das 
Waffenstillstandsabkommen wurde am 12. IX. 1944 in Moskau unter-
zeichnet.

Die Sowjetisierung Rumäniens ging nun unter der sowjetischen Be-
setzung rasch vonstatten trotz der (von Anna Pauker zugegebenen) 
Tatsache, daß sich die Zahl der lokalen Kommunisten ehemals auf 
weniger als tausend belief (Text in: T. Beamish, S. 134). Das 
kommunistische Regime Grozas wurde eingeführt. Die ersten Nach-
kriegswahlen (19. XI. 1946) wurden unter kommunistischem Druck, 
Einschüchterung und Terror durchgeführt. Die Zahl der den Oppo-
sitionsparteien zugewiesenen Sitze im Parlament war im voraus be-
kannt; die von der Regierung bekanntgegebenen Wahlergebnisse will-
kürlich zurechtgestutzt (vgl. Communist Takeover and Oc-
cupation of Rumania, S. 8). Während des Jahres 1947 wurden 
die Oppositionsparteien und selbst die mit der Regierung zusammen-
arbeitenden nichtkommunistischen traditionellen Gruppen in ihrer 
Tätigkeit gelähmt oder liquidiert. Den bekannten Bauernführer Maniu 
verurteilte man zu lebenslänglichem Zuchthaus, und seine Partei wurde 
aufgelöst. Im Februar 1948 belegten die Kommunisten und die von den 
Kommunisten kontrollierten Gruppen 405 von 414 Sitzen im Parlament 
(für Zahlenangaben vgl. H. Prost: Le destin de la Roumanie, 
Paris, 1954, S. 188—215). Am 30. XII. 1947 wurde König Michael 
zur Abdankung gezwungen und mußte das Land verlassen. Rumänien 
wurde am 13. April 1948 offiziell zur „Rumänischen Volksrepublik* 
erklärt. Sowjetische Truppen blieben auch nach dem Abschluß des 
Friedensvertrages (Paris, 10. II. 1947) auf rumänischem Boden statio-
niert. Ihre Anwesenheit ist jetzt durch den zwischen Sowjetrußland 
und den unterjochten Ländern Zentral- und Osteuropas unterzeich-
neten Warschauer Vertrag (14. V. 1955) gedeckt.

§ 16. BULGARIEN

Das Schicksal Bulgariens gleicht ungefähr demjenigen Rumäniens. 
Bulgarien hielt sich bis zur Zeit der nationalsozialistisch-sowjetischen 
Zusammenarbeit von jeder antisowjetischen Aktivität in der Außen-
politik fern. Doch Sowjetrußland erhob Anspruch auf dieses Land, 
insofern es zu seiner „Sicherheitszone" gehöre. Bulgarien mußte, 
nachdem es zu einem Bündnis mit Deutschland gezwungen worden 
war, den alliierten Westmächten den Krieg erklären, aber ließ sich 
auf keine Feindseligkeiten gegen die Sowjetunion ein. Als es im 
Jahre 1944 aus dem Kriege austreten wollte, erklärte ihm Sowjet-
rußland plötzlich den Krieg und verwarf dessen Waffenstillstands-
gesuch. Das Land wurde von sowjetischen Truppen besetzt, die Re-
gierung verhaftet und eine kommunistisch-bulgarische Volksrepublik 
ausgerufen.

Die Hauptdaten sind kurz folgende: 26. XI. 1940: Unterzeichnung des 
fünften Geheimprotokolls zwischen Sowjetrußland und Deutschland, 



durch welches Bulgarien der sowjetischen Interessensphäre zugeteilt 
wurde (Nazi-Soviet Relations, S. 259). 1. März 1941: Beitritt 
Bulgariens zum Dreimächtepakt. 12. XII. 1941: Kriegserklärung an 
Großbritannien und USA. (Communist Takeover and Oc-
cupation ofBulgaria, Special Report No. 7, Select Committee 
on Communist Agression, House of Representatives, 83rd Congress, 
2nd Session, Washington 1955, S. 5). Juni 1944: der führende Politiker 
S. Musanov wird beauftragt, im Ausland Verhandlungen mit den West-

mächten aufzunehmen. 23. VIII.: Erklärung des Ministerpräsidenten 
Bugrianow im Parlament, daß Bulgarien .offiziell aus dem Kriege aus-
getreten sei" (ebd. S. 7). 5. IX. 1944: Sowjetrußland erklärt Bulgarien 
den Krieg. 8. IX.: Einmarsch sowjetischer Truppen in Bulgarien. 9. IX.: 
Verhaftung der legalen Regierung. XI. 1945: Die unter terrorartigen 
Verhältnissen durchgeführten Wahlen (zahlreiche Ermordungen und 
Verhaftungen) ergaben für die von den Kommunisten kontrollierte 
„Volksfront" eine Mehrheit. IX. 1946: Proklamierung der „Volksfront".

E. Die östlichen Länder
§ 17. DER NAHE UND MITTLERE OSTEN. ÜBERBLICK

Lange Zeit ist die territoriale Ausdehnung in Richtung auf die 
warmen und offenen Meere ein wesentliches Merkmal russischer 
Außenpolitik gewesen. Der ständige Ehrgeiz der Zaren war auf die 
Besetzung Konstantinopels und einen Zugang zum Persischen Golf 
gerichtet, seitdem der russische Staat die Küsten des Schwarzen und 
Kaspischen Meeres erreicht hatte.

Diese Ziele wurden durch die sowjetischen Kommunisten ohne 
Änderungen übernommen.

Der in den Akten der deutschen Botschaft in Moskau gefundene 
„Vertragsentwurf“ über die Errichtung einer „neuen Ordnung" in den 
„natürlichen Einflußsphären" der Signatarmächte in Europa, Asien und 
Afrika enthält die folgende Erklärung:

„Die Sowjetunion erklärt, daß ihre territorialen Bestrebungen sich 
südlich des nationalen Territoriums der Sowjetunion in Richtung auf 
den Indischen Ozean konzentrieren.“ (Secret Protocol No. I, par. 4., 
Nazi-Soviet Relations, S. 257).

Am 26. XI. 1940 informierte Molotov den deutschen Botschafter, daß 
die Sowjetregierung geneigt sei, unter verschiedenen Bedingungen 
den obigen „Vertragsentwurf" anzunehmen. Im Hinblick auf den Nahen 
und Mittleren Osten sahen einige dieser Bedingungen so aus:

„Vorausgesetzt, daß innerhalb der nächsten Monate die Sicherheit 
der Sowjetunion in den Meerengen . . . durch die Errichtung eines 
Stützpunktes für Land- und Seestreitkräfte der UdSSR im Bereich des 
Bosporus und der Dardanellen mittels eines langfristigen Pachtver-
trages gewährleistet ist.“

„Vorausgesetzt, daß das Gebiet südlich von Batum und Baku in 
Richtung auf den Persischen Golf als Mittelpunkt der Bestrebungen 
der Sowjetunion anerkannt wird.“ (ebd., S. 258, 159.)

Der Wortlaut der russischen Bedingungen macht deutlich, daß die 
Türkei, der Iran (und möglicherweise Afghanistan) in die „natürliche 
Einflußsphäre" der Sowjetunion einbezogen wurden.

Obwohl die sowjetische Politik in diesem Gebiet mehr als die 
übliche Anpassung und Täuschungsfähigkeit zur Schau stellt, so gibt 
es doch keinen Beweis einer echten Wandlung der Anschauung seit 
den mißlungenen Verhandlungen mit Hitler. Im Gegenteil, das gegen-
wärtige Interesse an den arabischen Ländern deutet auf eine weitere 
Ausdehnung der sowjetischen Absichten hin.

§ 18. TÜRKEI

Die geheime Abmachungen von 1915, die eine Annektierung Kon-
stantinopels und der Meerengen durch Rußland vorsahen, wurden 
im Mai 1917 von der Provisorischen Regierung des Prinzen Lvov 
aufgekündigt. Lenin unterstützte diese Politik energisch. Bald ent-
wickelte sich eine kemalistisch-sowjetische Zusammenarbeit in Trans-
kaukasien. In der Zeit zwischen den Weltkriegen fanden die guten 
Beziehungen zwischen den beiden Regierungen ihren Ausdruck in 
einer Reihe von Verträgen und Übereinkommen.

Bemerkenswert ist der Artikel 5 des Sowjetisch-Türkischen Freund-
schafts- und Zusammenarbeitsabkommens vom 16. III. 1921, der aus-
drücklich den Abschluß eines jeden Vertrages seitens der Signatar-
mächte untersagt, der
„... die volle Souveränität der Türkei oder die Sicherheit ihrer Haupt-
stadt Konstantinopel beeinträchtigen (könnte).“ (Sbornik dejstvuju-
scich dogovorov, soglasenii i konvencii, zaklucennych s inno-
strannymi gasudarstvami, Moskva, 1924 Bd. I. S. 156.)

Unter den weiteren sowjetisch-türkischen Abkommen jener Periode 
sollte der Freundschaftsvertrag erwähnt werden, der mit den Sowjet-
republiken Aserbaidshan, Armenien und Georgien am 13. Oktober 1921 
unterzeichnet wurde; dann der Neutralitäts-, Nichtangriffs- und Freund-
schaftspakt vom 17. XII. 1925; das Marine-Protokoll vom 3. III. 
1931; und schließlich die Konvention über die Definition eines An-
griffes vom 3. VII. 1933.

Die Geheimverhandlungen Molotovs mit Hitler und Ribbentrop 
zeigen dagegen eindeutig, daß die Türkei in die „natürliche Einfluß-

phäre" der Sowjetunion einbezogen wurde. Die Bestimmungen des 
Freundschaftsvertrages vom März 1921 ebenso wie alle anderen 
sowjetischen Versprechen und Verpflichtungen gegenüber der Türkei 
sind dementsprechend mit Hilfe Hitler-Deutschlands gebrochen worden. 
Aber das Abkommen kam nicht zustande und die Türkei wurde durch 
die Auflösung der sowjetisch-nationalsozialistischen Partnerschaft 
vor einem schrecklichen Schicksal bewahrt.

Wie dem auch sei, die territorialen Absichten auf die Türkei wur-
den nur zeitweilig aufgeschoben.

Am 19. III. 1945 kündigte die sowjetische Regierung den Vertrag 
mit der Türkei vom 17. XII. 1925.

Die russischen Bedingungen für den Abschluß eines neuen Vertra-
ges wurden der türkischen Regierung am 25. VI. 1945 übermittelt 
und waren im folgenden Jahr in der sowjetischen Note an die Türkei 
vom 7. VIII. 1946 enthalten.

Sowjetrußland forderte, daß eine Neuregelung der Meerengenfrage 
unter alleiniger Teilnahme der Sdrwarzmeer-Mächte und unter Aus-
schluß aller anderen Staaten geschaffen werde; daß zweitens die 
Türkei und die Sowjetunion gemeinsam die Verteidigung der Meer-
engen übernehmen sollten, (The Problem of the Türkis h 
Straits, U.S.Dept. of State, Washington 1947, S. 49).

In dem diplomatischen Notenaustausch gegen Ende des Jahres 1946 
widerstand die Türkei erfolgreich allen Versuchen, ihre Souveränität 
zu beschränken und Rußland irgendeinen Teil des Staatsgebietes zu 
verpachten oder zu überlassen. Infolgedessen konnte auch kein sowje-
tischer Militärstützpunkt im Bereich der Meerengen errichtet werden. 
Die Türkei wurde durch die USA und Großbritannien gestützt, wo sich 
seit den Konferenzen von Yalta und Teheran ein bemerkenswerter 
Stimmungsumschwung vollzogen hatte.

Nach Stalins Tod versuchte Moskau einen neuen „Dreh". Am 30. V. 
1953 stellte die Sowjetunion in einer Note an die türkische Regierung 
ausdrücklich fest, daß sie „absolut keine territorialen Forderungen 
gegenüber der Türkei habe", und sich mit der gegenwärtigen Regelung 
der Meerengenfrage einverstanden erkläre. (Keesing's Con-
temporary Archives, 1953, S. 13 101). Diese Position wurde 
nach außen hin aufrechterhalten.

Eine Erklärung für die relativ versöhnliche Haltung der Sowjets 
gegenüber der Türkei könnte man in dem neuen russischen Bestre-
ben erblicken, den Nahen Osten mit Hilfe der arabischen Staaten zu 
durchdringen. Die Errichtung sowjetischer Stützpunkte oder die Bil-
dung „befreundeter Regierungen" in diesem Gebiet würde in gefähr-
licher Weise die Türkei umklammern und könnte die Erneuerung 
russischer territoraler Ansprüche zur Folge haben.

§ 19. IRAN

Die Regierung Lenins verurteilte nachdrücklich die Annexions- und 
Einmischungspolitik, die vom zaristischen Rußland seit den Zeiten 
Katharinas II. gegenüber Persien verfolgt worden war. In Noten an 
die persische Regierung vom 14. I. 1918 und vom 26. VI. 1919 ver-
zichteten die Sowjets auf alle russischen Konzessionen und Privile-
gien im Iran, annullierten die persischen Schulden an Rußland und 
erklärten den anglo-russischen Teilungsvertrag von 1907 für null und 
nichtig. Artikel II des sowjetisdi-persischen Vertrages vom 26. II. 1921 
brandmarkte die Politik der zaristischen Regierung als verbrecherisch 
und stellte fest:

„. . . Die Regierung der RSFSR verwirft jene verbrecherische Politik 
nicht nur deshalb bedingungslos, weil sie die Souveränität der asia-
tischen Staaten verletzt, sondern weil sie auch zu organisierter brutaler 
Gewaltanwendung europäischer Räuber gegenüber den Staatsorganis-
men der Völker des Ostens führt.“ (Sbornik dejstvujuscich 
dogovorov, S. 148.)

Diese sowjetischen Versicherungen erwiesen sich wie im Falle 
anderer russischer Nachbarstaaten als bedeutungslos. Mit Hilfe von 
Truppen der Roten Armee, die Teile iranischen Gebietes besetzten, 



versuchte Rußland zweimal, gewaltsam sowjetische Systeme in Nord-
persien aufzurichten. Jedoch brachen die „Ghilanische Sowjetrepu-
blik" (1920-1921), wie auch die „Autonome Republik Aserbeidschan“ 
und die „Kurdische Volksrepublik“ (1945-1946) nach dem Abzug der 
sowjetischen Truppen zusammen.

Die sowjetischen Truppen verließen Iran im Jahre 1918, kamen aber 
bei der Verfolgung der Armee Denikins im Mai 1920 in die Provinz 
von Ghilan zurück. Eine „Persische Sozialistische Republik" wurde 
daraufhin in Ghilan ausgerufen. Sie nahm gegenüber der Regierung 
in Teheran eine drohende Haltung ein, brach aber zusammen, als sich 
die sowjetischen Truppen im September 1921 zurückzogen.

Während des zweiten Weltkrieges drangen sowjetische (und bri-
tische) Truppen in Persien ein. Am 29. I. 1942 schloß der Iran mit der 
SU und Großbritannien einen Bündnisvertrag, der in Art. 5 vorsah, 
daß die alliierten Truppen „nicht später als sechs Monate" nach Be-
endigung der Feindseligkeiten das Land verlassen sollten. Am 9. IX. 
1943 erklärte der Iran Deutschland den Krieg.

Aber die sowjetischen Truppen zogen sich zur festgesetzten Frist 
nicht aus dem Lande zurück. Am 12. XII. 1945 wurde in Täbris eine 
„Autonome Republik von Aserbeidschan" ausgerufen und fast gleich-
zeitig eine „Kurdische Republik" (in den persisch-türkischen Grenz-
gebieten). Deren Regierungen schlossen am 23. IV. 1946 untereinander 
einen Bündnisvertrag ab.

Iran appellierte an den Sicherheitsrat der Vereinten Nationen (Ja-
nuar 1946). Am 6. V. 1946 zogen die sowjetischen Truppen plötzlich ab. 
Die Gründe dieses Rückzuges sind noch nicht geklärt. Beide „Repu-
bliken" brachen gleich nach dem Abzug der sowjetischen Truppen zu-
sammen — die iranische Wehrmacht wurde im Dezember 1947 als Be-
freier begrüßt.

§ 20. DER FERNE OSTEN; ÜBERBLICK

Die weitreichenden territorialen und politischen Absichten der 
Russen, die in der zweiten Hälfte des 19. Jahrhunderts in St. Peters-
burg Gestalt annahmen, schlossen Sachalin, die Kurilen, Korea, die 
Mandschurei, die Mongolei und wenigstens den nördlichen Teil des 
chinesischen Festlandes ein.

Die russische Expansion wurde allerdings nach dem Kriege von 
1904-1905 von Japan unterbunden und bis zur Zeit nach dem Ersten 
Weltkrieg nicht wieder ausgenommen. Im Anschluß an die Nieder-
lage Japans im Zweiten Weltkrieg und an den Zusammenbruch 
Nationalchinas auf dem Festland entstand ein auf Moskau und 
Peking ausgerichteter kommunistischer Machtblock, der den russi-
schen Einfluß bis an die Genzen von Indien, Burma und Thailand 
ausdehnte.

Die Ausbreitung kommunistischer Ideen unter den asiatischen Völ-
kern galt schon lange als eine der Hauptaufgaben der bolschewistischen 
Partei. Bereits Lenin hatte das in Betracht gezogen:

„Der Ausgang des Kampfes hängt in letzter Instanz davon ab, daß 
Rußland, Indien, China usw. die gigantische Mehrheit der Bevölkerung 
der Erde darstellen." (Lenin, Lieber weniger, aber besser, 
AW 9, S. 434.)

Stalin bestand wiederholt auf der Notwendigkeit, „das eigentliche 
Hinterland des Imperialismus — die östlichen kolonialen und halb-
kolonialen Länder" in Brand zu setzen (Soc. Bd. 5, S. 237—238). Er 
dachte auch an eine „Union des japanischen Volkes mit dem Volk der 
Sowjetunion (ebd. Bd. 7, S. 228) und er hegte keinen Zweifel daran, 
daß das Anwachsen der revolutionären Bewegungen in China, Indo-
nesien und Indien eine „entscheidende Bedeutung für das Schicksal des 
Weltimperialismus" haben würde (ebd. Bd. 10, SS. 282—283).

Deshalb wurden in allen asiatischen Ländern intensive Anstren-
gungen von den Kommunisten unternommen.

Während die sowjetische Regierung den hemmungslosen Imperia-
lismus der zaristischen Regierung brandmarkte, führte sie doch bald 
selbst eine ähnliche annexionistische Politik im Fernen Osten unter 
dem Vorwand der „Befreiung" von feudaler oder ausländischer Unter-
drückung durch. So kamen chinesische Provinzen und abhängige 
Gebiete wie die Äussere Mongolei, Teile von Sinkiang, Tannu Tuva 
auf verschiedene Art und Weise unter die sowjetische Herrschaft 
oder Kontrolle.

In Yalta stieß die sowjetische Regierung ihre Haltung hinsichtlich 
der zaristischen Er werbungen im Fernen Osten offiziell um. Die sowje-
tische Teilnahme am Krieg gegen Japan wurde von der Wiederher-
stellung „früherer Rechte Rußlands, die durch den verräterischen An-
griff Japans im Jahre 1904 verletzt wurden", abhängig gemacht. (D o -
c u m e nts on American Foreign Relations 1944 — 45, 
World Peace Foundation, Princeton).

Das Abkommen von Yalta — in nachfolgenden Verhandlungen 
bestätigt — gab Sowjetrußland die Ermächtigung, die Mandschurei, 
Dairen, Port Arthur und Südsachalin zu annektieren, ebenso die 
Kurilen und zwei kleine Inseln, die zum japanischen Hauptarchipel 

gehören. (Nach Artikel 9 der sowjetisch-japanischen „Friedens-
Erklärung“ am 19. X. 1956 in Moskau unterzeichnet, sind die Inseln 
Habomai und Shihotan von Rußland an Japan nach dem Abschluß 
eines Friedensvertrages zurückzugeben. Nach New York Times 
vom 29. X 1956).

Die Besetzung der Mandschurei durch sowjetische Truppen (Au-
gust 1945 — Mai 1946) war der Wendepunkt der Lage in China. Sie 
verschob das Gleichgewicht entscheidend zu Gunsten der kommu-
nistischen Streitkräfte und führte zu ihrem darauffolgenden Sieg 
auf dem chinesischen Festland. Das Auftauchen dieser neuen kommu-
nistischen Macht brachte weitere imperialistische Unternehmen im 
Fernen Osten mit sich: den Krieg in Indochina, die Invasion nach 
Korea und die de-facto-Annektierung Tibets durch das kommu-
nistische China.



§ 22. KOREA

Die Eroberung Koreas war seit der Jahrhundertwende ein Ziel der 
russischen Politik; die Sowjetunion hat diese Politik aufrechterhalten, 
indem sie schon 1925 Vorbereitungen zur Bolschewisierung Koreas 
traf. Im Zusammenhang mit der Kriegserklärung an Japan im Jahre 
1945 versprach die sowjetische Regierung Korea Freiheit und Unab-
hängigkeit. Nachdem aber die sowjetischen Truppen Nordkorea 
besetzt hatten, wurde dort mit den üblichen Methoden eine Korea-
nische Volksrepublik errichtet und eine relativ sehr starke Armee 
aufgebaut. Die freien Wahlen in Südkorea jedoch brachten gleich-
zeitig eine klare Niederlage für die Kommunisten. — Alle Versuche, 
die beiden Teile Koreas auf dem Verhandlungswege zu vereinigen, 
scheiterten.

Am 25. VI. 1950 griff die Nordkoreanische Armee ohne Kriegs-
erklärung Südkorea an. Obwohl es sich um eine klare Aggression 
handelte, die durch die erdrückende Mehrheit der Vereinten Natio-
nen verurteilt wurde (Beschlüsse des Sicherheitsrates Juni/Juli 1950), 
wurden die nordkoreanischen Kommunisten durch die Sowjetunion 
energisch unterstützt — auf diplomatischer Ebene, durch Material-
lieferungen und schließlich durch Truppen (chinesische Freiwillige). 
Nur durch den Einsatz von Truppen der Vereinten Nationen konnte 
die Aggression schließlich .zurückgewiesen werden.

Die erste koreanische Kommunistische Partei wurde 1925 gegründet; 
1928 durch die Komintern aufgelöst, nach 1935 neubegründet. Die 
koreanische Auswanderung nach Sowjetrußland wurde unterstützt, der 
Gebrauch der koreanischen Sprache unter den Emigranten gefördert. 
Während des Zweiten Weltkrieges wurde die chinesische kommuni-
stische Hauptstadt Yenan ein Zentrum kommunistisch-koreanischer 
Betätigung. 1944 bildete sich in Yenan eine koreanische (kommuni-
stische) Volksbefreiungs-Liga.

Die Sowjetunion schloß sich am 8. VIII. 1945 den Erklärungen ihrer 
Alliierten von Kairo (1. XII. 1943) und Potsdam (26. VII. 1945) an, nach 
denen „. . . zu seiner Zeit Korea frei und unabhängig werden solle". 
Am 12. VIII. 1945 drangen sowjetische Truppen in Korea ein.

In den nördlichen Provinzen wurde daraufhin mit den üblichen 
Methoden eine Volksdemokratische Republik errichtet, deren Charak-

teristikum der Aufbau einer schlagkräftigen Armee war (im Mai 1950 
hatte sie eine Stärke von 183 000 Mann, 197 Flugzeugen, 173 Panzern 
und 32 Marineeinheiten. Die südkoreanische Armee bestand aus rund 
100 000 Mann, die über keinerlei Offensivwaffen verfügten; zit. nach: 
Korea and the United Nations, Published by the United 
Nations Department of Public Information, Oktober 1950, S. 84).

In Südkorea fanden am 10. V .1948 freie Wahlen statt, bei denen 
die antikommunistischen Parteien trotz umfangreicher Störversuche 
der Kommunisten einen vollen Erfolg errangen. Damit war jeder kom-
munistische Einfluß in Südkorea ausgeschaltet.

Am 25. VI. 1950 wurde Südkorea ohne Kriegserklärung durch nord-
koreanische Truppen angegriffen und infolge seiner militärischen 
Schwäche fast vollständig besetzt. Der Weltsicherheitsrat nahm am 
selben Tag eine Resolution an, in der er „feststellt, daß diese Aktion 
einen Friedensbruch darstellt", und „die Regierung Nordkoreas auf-
fordert, ihre Streitkräfte sofort hinter den 38. Breitengrad zurückzu-
ziehen" (ebd., S. 7). Am 26. VI. 1950 traf in Lake Success der Bericht 
der am 38. Breitengrad stationierten Kommission der UNO ein, in dem 
es u. a.heißt: „Sie (die südkoreanischen Streitkräfte) wurden vollstän-
dig überrascht, da sie nach ihren Nachrichtenquellen keinen Grund 
hatten, zu glauben, daß eine Invasion nahe bevorstand." (ebd., S. 9.)

Am 27. VI. 1950 forderte der Sicherheitsrat die Mitglieder der Ver-
einten Nationen zur Unterstützung Südkoreas auf. Fünfzehn Mitglieder 
boten daraufhin Bodentruppen an oder entsandten sie, acht Mitglieder 
Seestreitkräfte, sechs Mitglieder Luftstreitkräfte. Viele andere Mitglie-
der entsandten Sanitätseinheiten (darunter Indien) oder gewährten 
Wirtschafts- und finanzielle Hilfe. Die Sowjetunion dagegen verurteilte 
mehrfach das Eingreifen der Vereinten Nationen und stellte sich dabei 
auf den Standpunkt, daß . . die Koreaner das . . . Recht haben, nach 
ihrem eigenen Belieben ihre inneren Angelegenheiten in bezug auf 
die Vereinigung Nord- und Südkoreas zu einem einzigen Nationalstaat 
zu regeln . . ." (ebd., S. 23). Darüber hinaus unterstützten sie Nord-
korea tatkräftig mit Kriegsmaterial und Ausrüstungsgegenständen und 
entsandten eine russische Militärmission in Stärke von 3500 Mann (P. 
Calvocoressi, Survey of International Affairs, S. 473). 
Zu einem späteren Zeitpunkt billigte Sowjetrußland auch die bewaff-
nete chinesische Intervention und unterstützte die nordkoreanischen 
und chinesischen Behauptungen, in denen die Streitkräfte der USA der 
Aggression beschuldigt wurden.

F. Die Kommunistische Internationale
§ 23. DIE KOMINTERN

Obwohl nicht vorausgesetzt werden kann, daß ein vollständiges 
Programm der Kommunistischen Internationale vor dem Sechsten 
Weltkongreß (1928) angenommen worden ist, war es Lenin selbst, 
der die Ziele der Dritten Internationale bestimmte und die 
Methoden erarbeitete, mittels derer sie zu erreichen waren. In den 
Eröffnungs- und Schlußansprachen an den Ersten Weltkongreß der 
Kommunistischen Internationale (1919), in den 21 Aufnahmebedin-
gungen (2. Kongreß — 1920), deren Autor er war, und in seinen 
anderen Schriften zu diesem Gegenstand während der gleichen Zeit 
machte Lenin klar, daß

a) es das letzte Ziel der Dritten Internationale war, den „Sieg der 
kommunistischen Weltrevolution" zu sichern (Lenin, Rede bei der 
Eröffnung des I. Kongresses der Kommunistischen 
Internationale, AW 10, S. 28).

b) die Methode,-diesen Sieg zu erringen, der „BürgeTkrieg" ist, „. . . 
der nicht nur in Rußland, sondern auch in den entwickelten kapitali-
stischen Ländern Europas . . . zur Tatsache . . ." geworden ist. (ebd., 
S. 27.)

cj „. . . jene praktische Form, die dem Proletariat die Möglichkeit 
gibt, seine Herrschaft zu vervHrklichen . . . das Sowjetsystem mit der 
Diktatur des Proletariats . . ." ist. (a. a. O.)

Die Dritte Internationale (Komintern), die im März 1919 von Dele-
gierten aus dreißig Ländern gebildet war, wurde offiziell am 15. V. 1943 
aufgelöst. In der zweiten Hälfte des September 1947 entstand auf einer 
Delegiertensitzung aus neun europäischen kommunistischen Parteien 
(in Wilcza Gra in Polen) eine neue Internationale unter dem Namen 
des Kommunistischen Informationsbüros (Kominform).

Es würde unlogisch sein, wenn man annehmen wollte, daß wäh-
rend einer Zeitspanne von dreißig Jahren die gemeinsame Organi-
sation der kommunistischen Parteien unverändert geblieben sei. Es 
ist jedoch höchst zweifelhaft, daß die beiden Auflösungen den wirk-
lichen Charakter der Umwandlungen enthüllten. Die Jahre 1919 und 
1947, als beide Kommunistische Internationalen formell gegründet 
wurden, markieren die Anfänge umfassender politischer Offen-
siven der Sowjets mit dem Ziel des gewaltsamen Umsturzes 
der „bürgerlichen" Gesellschaft. Auf der anderen Seite, so-
wohl 1943 als auch 1956, als die Auflösungen bekanntgege-

ben wurden, hatte sich die Sowjetunion für einen Wechsel der Tak-
tik entschieden, die am besten mit dem trügerischen Schlagwort der 
„friedlichen Koexistenz" gekennzeichnet ist. Aber die Art des tat-
sächlichen Verhaltens der kommunistischen Parteien bei der Unter-
stützung des sowjetischen Standpunktes zeugt nicht davon, daß zwi-
schen 1943 und 1947 der koordinierende Apparat aufgehört hatte zu 
arbeiten, der den internationalen Kommunismus mit Moskau ver-
bindet. Es ist noch zu früh, um schließen zu können, welche Form 
die internationale Zusammenarbeit zwischen den Kommunistischen 
Parteien nach der Auflösung der Kominform im Jahre 1956 ange-
nommen hat. Dieser Schachzug war offensichtlich ein Teil der neuen 
Linie, der Moskau nach Chruevs plötzlichen Enthüllungen auf dem 
XX. Kongreß der Kommunistischen Partei der Sowjetunion (Februar 
1956) zu folgen beabsichtigte. Es scheint jedoch, daß dieser neue 
Plan durch die Ereignisse in Polen (Posener Aufstand, Juni 1956) 
und besonders durch die ungarische Revolution (Oktober/Dezem-
ber 1956) völlig in Unordnung geraten ist.

Man mag jedoch ein deutliches Anzeichen für die sowjetischen 
und kommunistischen Absichten in dem offiziellen Bericht über die 
Auflösung der Kominform sehen:

„. . . die einzelnen Parteien und Parteigruppen werden brauchbare 
. Methoden finden, Verbindungen untereinander zu schaffen." (New 
York Times, 18. IV. 1956.)

Die Moskauer „Prawda" vom 18. IV. 1956 betonte ebenfalls, daß „die 
kommunistischen Parteien durch die weitreichende Gemeinsamkeit 
ihrer Interessen zusammengehalten werden . . . die Einheit der Ziele 
und der Interessen der werktätigen Klassen in den verschiedenen Län-
dern der 'Welt." (New York Times, 19. IV. 1956.)

Die Frage, ob die kommunistischen Internationalen wirklich auf-
gelöst wurden, wie man es offiziell und als man es offiziell verkün-
dete, sollte auch in dem Licht der Anweisung Lenins betrachtet wer-
den, daß man nämlich „ . . . legale Arbeit mit der illegalen 
Arbeit verbinden" muß. (Lenin, AW 10, S. 45 vgl. V § 1). Der gleiche 
Gedanke wird nachdrücklich in Paragraph 3 der Aufnahmebedingun-
gen der Komintern betont, die auf dem Zweiten Kongreß im Jahre 
1920 angenommen wurden:

„Die Kommunisten . . . sind verpflichtet, überall einen parallelen 
illegalen Apparat zu schaffen, der im entscheidenden Augenblick der



Partei helfen soll, ihre Pflicht gegenüber der Revolution zu erfüllen." 
(Lenin, Aufnahmebedingungen der KI, AW 10, S. 195.)

Es hat niemals ein ernsthafter Zweifel über die innigen Beziehun-
gen zwischen der Kommunistischen Internationale und der Sowjet-
russischen Regierung bestanden. Lenin, der Erste Vorsitzende des 
Rates der Volkskommissare war der Urheber, Gründer und große 
Anreger der Kommunistischen Internationale. Ihre Aufgaben waren 
in der Lehre Lenins fest verankert:

„Die Erste Internationale legte das Fundament zum proletarischen, 
internationalen Kampf für den Sozialismus. — Die Zweite Internatio-
nale war die Epoche der Vorbereitung des Bodens für eine weite, die 
Massen erfassende Ausbreitung der Bewegung in einer Reihe von 
Ländern. — Die Dritte Internationale hat die Früchte der Arbeiten der 
II. Internationale übernommen . . . und begonnen, die Diktatur des 
Proletariats zu verwirklichen.“ (Lenin, Die III. Inter-
nationale und ihr Platz in der Geschichte, AW 10, 
S. 32.)

- Lenin zog darüber hinaus in Betracht, daß „ . . . alle unterdrückten 
Klassen die gegenwärtige Form der Diktatur des Proletariats in der 
Sowjetunion anerkennen." (Lenin, Collected Works, Vol. XXIII, 
S. 366). Nach seiner Ansicht bestand zwischen der Regierung, die 
in Rußland durch die bolschewistische Revolution aufgerichtet wor-
den war und der Macht, auf deren Errichtung die Dritte Inter-
nationale in allen anderen Ländern hinzielte, wo die kommunistische' 
Revolution erfolgreich sein würde, völlige Übereinstimmung.

Nach Lenins Tod verpflichtete sich sein Nachfolger feierlich, seinen 
Spuren zu folgen:

„Als Genosse Lenin von uns schied, hinterließ er uns das Vermächt-
nis, den Grundsätzen der Kommunistischen Internationale die Treue 
zu bewahren. Wir schwören Dir, Genosse Lenin, daß wir unser Leben 
nicht schonen werden, um den Bund der Werktätigen der ganzen Welt, 
die Kommunistische Internationale, zu festigen und zu erweitern!“ 
(Stalin, Zum Tode Lenins, WW 6, S. 46.)

Nahezu drei Jahrzehnte lang blieb der unbestrittene Herr der 
Sowjetunion, in der Folge Erster Sekretär der Kommunistischen Par-
tei, Ministerpräsident und Oberkommandierender der sowjetischen 
Streitkräfte, Stalin, seinem Schwur treu:

„Genosse Stalin nahm eine führende Rolfe bei der Ausarbeitung 
des Programms der Kommunistischen Internationale ein. Es gibt keine 
einzige bedeutende Entscheidung der Kommunistischen Internationale 
. . . die nicht von Stalins Fähigkeit durchdrungen ist, . . . dem Feind 
einen vernichtenden Schlag zu versetzen." (Outline History of 
the Communist International, Society öf Foreign Wor-
kers, Moskau 1934, S. 51.)

Ferner ist offensichtlich, daß vom Gesichtspunkt der sowjetischen 
Regierung aus die Dritte Internationale einem doppelten Zweck 
dient: die bolschewistische Revolution in alle anderen Länder der 
Welt, zu tragen und schließlich auf die „ ... Gründung der Inter-
nationalen Räterepublik ..." zu zielen (Lenin, Schlußrede auf 
dem I. Kongreß der Kommunistischen Internatio-
nale, AW 10: S. 29), wie auch der Verteidigung der Sowjetunion 
durch alle außerhalb bestehenden kommunistischen Parteien und 
durch alle „wahren Revolutionäre". Im einzelnen:

„In Hinblick auf die Tatsache, daß die UdSSR das alleinige Vater-
land des internationalen Proletariats ist . muß (das letztere) seiner-
seits den Erfolg der-Arbeit des sozialistischen Aufbaus in der UdSSR 
erleichtern und sie gegen die Angriffe der kapitalistischen Mächte mit 
allen ihm zur Verfügung stehenden Mitteln verteidigen." (Programm 
der Kommunistischen Internationale, angenommen durch den VI. Welt-
kongreß im September 1928 in Moskau. Neu abgedruckt in: Blue-
print for World Conquest, Washington 1946, S. 222.)

„Im Augenblick ist das einzig entscheidende Kriterium des revo-
lutionären proletarischen Internationalismus: bist du für oder gegen 
die UdSSR, das Mutterland des Weltproletariats?" (Vysinskij in: VF, 
1948, Nr. 2.)

Besser jedoch als alle Dokumente beweist die dauernde Unter-
stützung durch die kommunistischen Parteien außerhalb Rußlands 
bei allen Schwankungen der sowjetischen Politik zwischen 1919 und 
1956, daß der internationale Kommunismus in jener Periode ein 
festgefügtes Ganzes war. Während dieser 37 Jahre ahmten alle von 
Moskau anerkannten kommunistischen Parteien sklavisch die sich 
wandelnden Taktiken der sowjetischen Außenpolitik nach, angefan-
gen bei den klaren Offensivhandlungen nach außen, wie 1919 und 
1947, über die arglistigen Täuschungen der „Einheitsfront" (1928) 
und „Volksfront" (1935), bis zum letzten Plan der „friedlichen Ko-
existenz", der dem Tode Stalins folgte, aber scheinbar schon 1952 
erwogen war. ,

Es gab sieben Weltkongresse der Dritten Internationale, die alle in 
Moskau abgehalten wurden; 1919, 1920, 1921, 1922, 1924, 1928, 1935.

Die ersten vier fanden statt, während man in Moskau noch große Hoff-
nungen auf einen schnellen kommunistischen Sieg in Mittel- und Ost-
europa hegte. In Wirklichkeit jedoch bedeutete der polnische Sieg in 
der Schlacht von Warschau (August 1920) einen vierundzwanzigjäh-
rigen Stillstand für das Fortschreiten des kommunistischen Systems 
westlich der sowjetisch-polnischen Grenze, wie man ihr in Riga zuge-
stimmt hatte (18. III. 1921). Obwohl sich die bolschewistischen Führer 
dessen zu jener Zeit noch nicht bewußt gewesen sein dürften, so konn-
ten in Europa doch keine neuen sowjetischen Systeme gebildet werden, 
außer sie wurden mit Gewalt durch die Rote Armee an die Macht 
gebracht.

Aber von Moskau her gesehen schien die kommunistische Flut immer 
noch zu steigen. Auf ihrem Zweiten Kongreß (17. VII. bis 7. VIII. 1920), 
der wenige Tage vor der völligen Niederlage der Roten Armee vor 
den Toren von Warschau zu Ende ging, nahm die Komintern eine 
Reihe von Dokumenten an, die einen rein revolutionären Charakter 
hatten. Es waren die Statuten der III. Internationale (Blueprint for 
World Conquest, S. 41—72), die Thesen und besonders die 21 Auf-
nahmebedingungen (s. Lenin AW 10, S. 193—205).



Die offizielle Auflösung der Komintern war ein Teil der sowjetischen 
diplomatischen Kampagne zur Verwirklichung weitreichender Kriegs-
ziele. Am Vorabend der Konferenzen von Moskau (Oktober-Novem-
ber 1943) und Teheran (November-Dezember 1943) bedeutete das eine 
Hilfe für Sowjetrußland, einen Ruf der Ehrbarkeit zu erwerben. Sogar 
führende alliierte Staatsmänner wurden, oder gaben es vor, von ihrer 
Bedeutung irregeführt.

§ 24. DIE KOMINFORM

Das Ende dieser zweiten Periode „friedlicher Koexistenz" und der 
Beginn des Kalten Krieges wurde durch den Widerstand des Westens 
gegenüber gewaltsamer sowjetischer Expansion zuwege gebracht 
oder doch wenigstens beschleunigt. Um die Wirkungen der Truman-
Doktrin, des Marshall-Plans und des Niedergangs des kommunisti-
schen Einflusses in Westeuropa abzufangen, rief Moskau das Kom-
munistische Informationsbüro ins Leben. Der Schade, der der kommu-
nistischen Sache durch die offenen Erklärungen der Komintern-Periode 
angetan worden war, war nicht vergessen. Zdanovs Kriegserklärung 
an das „imperialistische und antidemokratische Lager", geführt von 
den Vereinigten Staaten im Bündnis mit Großbritannien und Frank-
reich, wurde durch pazifistische Bekenntnisse und einen Appell „der 
Drohung neuen Kriege und imperialistischer Expansion zu wider-
stehen", gemildert (Zdanov, Die internationale Situation, Erklärung 
auf der Eröffnungsversammlung der Kominform im September 1947; 
Prawda, 22. X. 1947). Aber das große Ziel der Weltrevolution war 
immer noch unmißverständlich vorhanden, obwohl weniger auffällig:

„Die anti-iaschistischen Kräfte machen das zweite Lager aus. Dieses 
Lager stützt sich auf die UdSSR und die neuen Demokratien. Es enthält 
ebenso Länder, die mit dem Imperialismus gebrochen haben . . . solche 
wie Rumänien, Ungarn und Finnland . . . Das antiimperialistische Lager 
wird durch die Arbeiter- und demokratische Bewegung und durch die 
kommunistischen Bruderparteien in allen Ländern gestützt, durch die 
Kämpfer für die nationale Befreiung in den Kolonien und abhängigen 
Gebieten durch die fortschrittlichen und demokratischen Kräfte in 
jedem Land.“ (Zdanov, ebd.)

Es ist strittig, ob die Kominform die wahre Nachfolgerin der 
Komintern war, oder mehr die sichtbare Stütze einer furchterregen-
deren aber verborgenen kommunistischen Organisation. Ihre Zusam-
mensetzung schien eine engere und hauptsächlich europäische Auf-
gabe anzudeuten, möglicherweise mit besonderem Nachdruck auf 
Frankreich und Italien. Trotz der gewaltigen Stimmenzahl für die 
kommunistischen Parteien gingen ihre Hoffnungen mit dem Erfolg 

des Marshall-Planes in diesen Ländern zurück. Der Ausschluß der 
Jugoslawischen Kommunistischen Partei aus der Kominform (20. VI. 
1948), schien zuerst — obwohl ein schwerer politischer Rückschlag — 
ein zweitrangiges Ereignis im Vergleich zu dem kommunistischen 
Fehlschlag, das Schicksal dieser großen westeuropäischen Nationen 
zu beeinflussen.

Was an der Oberfläche der Tätigkeit der Kominform zu bemerken 
war, mündete bald in eine großangelegte pazifistische Propagandakam-
pagne, die Moskau im Frühjahr 1947 in Gang setzte. Sie war mit wilden 
Anschuldigungen der Vereinigten Staaten und Großbritanniens ver-
bunden, sie seien „Kriegstreiber". Aus der Rückschau betrachtet schie-
nen in ihr schon die sowjetischen und kommunistischen „Direkten 
Aktionen", wie die Berliner Blockade und die Aggression in Korea, 
ihre Schatten vorauszuwerfen. In einer 1949 angenommenen Resolu-
tion stellte die Kominform fest:

„Die gesamte Politik des anglo-amerikanischen imperialistischen 
Blockes ist den Vorbereitungen für einen neuen Krieg untergeordnet. 
. . . Dieser Politik wird durch den versklavenden Marshall-Plan und 
seine direkten Folgeerscheinungen, der Westeuropäischen Union und 
dem militärischen Nordatlantik-Block, gedient, die gegen alle fried-
liebenden Völker gerichtet sind . . (Sitzung des Informationsbüros 
der Kommunistischen Parteien im November 1949 in Ungarn. Broschüre, 
veröffentlicht durch die Zeitschrift „For a Lasting Peace, for a People's 
Democracy", 1950, S. 8—9.)

Die Auflösung der Kominform war die logische Konsequenz der 
„friedlichen Koexistenz", die nach Stalins Tod eingeschlagen und 
durch die „Belgrader Erklärung" (Mai 1955) dramatisch betont wurde, 
die auf einen „Friedensschluß" zwischen den kommunistischen Par-
teien und Regierungen der Sowjetunion und Jugoslawiens hinauslief. 
Als Folge der Verdammung Stalins durch Chruev auf dem XX. Par-
teitag der Kommunistischen Partei der Sowjetunion schien ein neuer 
Plan zu entstehen, auf den sich chinesische und jugoslawische Presse-
kommentare bezogen. Vielleicht war es die Vorstellung einer locke-
ren „marxistischen" Gruppierung anstelle einer mehr kommunisti-
schen, bestehend aus sozialistischen, linken, neutralistischen und 
Mitläufer-Parteien und -Organisationen und möglicherweise einzel-
nen. Für Tito würde solch eine neue „Internationale" eine „Dritte 
Kraft" bedeutet haben. Für Moskau wäre es ein neuer taktischer 
Schritt auf dem alten Wege kommunistischer Expansion gewesen. 
Was auch immer es gewesen sein mag, so sind alle diese Pläne zer-
trümmert worden, vor allem durch die sowjetische bewaffnete Ein-
mischung in Ungarn und den dadurch ausgelösten Stimmungsum-
schwung gegen Moskau in der zivilisierten Welt.

G. Zusammenfassung
§ 25. ZIELE, METHODEN UND ERGEBNISSE DER EXPANSION

Seit vierzig Jahren ist nun in Rußland eine sowjetische Regierung 
an der Macht gewesen. Eine objektive Analyse ihres Verhaltens 
gegenüber der Außenwelt, d. h. ihrer Außenpolitik, führt zu den 
folgenden Schlußfolgerungen:

I. Ziele: Nichts hat sich an dem Ziel geändert, das Lenin der 
bolschewistischen Partei steckte und dem seine Nachfolger zustreb-
ten, nämlich der Anstiftung einer Weltrevolution, die sich auf das 
„Vaterland des internationalen Proletariats", d. h. Sowjetrußland, 
stützt und von ihm gelenkt wird (Program of the Commu-
nist International, Blueprint of World Conquest, S. 222). Sie 
soll zur „Verschmelzung der Werktätigen der ganzen Welt in einer 
einzigen Sozialistischen Sowjetischen Weltrepublik" führen (Stalin, 
Socinenia 5, S. 155). Letzten Endes ist es unwichtig, ob dieses Pro-
gramm der Weltherrschaft teilweise durch den uralten russischen 
Mystizismus eingegeben worden ist, durch den Traum von der Herr-
schaft Moskaus als „Drittes Rom". Die gegenseitige Durchdringung 
der beiden Faktoren, des national-russischen, der das notwendige 
Menschenmaterial liefert, und des doktrinär-kommunistischen, der 
die treibende Kraft darstellt, hat das unermüdliche Streben nach 
Ausdehnung und nach Beherrschung anderer Völker zur Folge. Vom 
Gesichtspunkt jener Völker aus unterlag das Wesen sowjetischer 
außenpolitischer Tätigkeit trotz plötzlicher Wechsel in der obersten 
sowjetischen Führung nur erstaunlich geringfügigen Veränderungen: 
so bei dem Tod Lenins, der Verbannung Trotzkijs, der Absetzung 
und Liquidierung der alten bolschewistischen Garde, -dem Tode 
Stalins und der Degradierung Malenkovs. Es gibt keinen grundlegen-
den Unterschied zwischen dem sowjetischen Verhalten gegenüber 
Finnland im Jahre 1918, Georgien im Jahre 1921, den Baltischen 
Staaten in den Jahren 1940 und 1944 und gegenüber Ungarn 1956/57.

II. Methoden: Die sowjetische Politik zeigt auf der Suche nach 
brauchbaren Mitteln, die kommunistische Herrschaft auszudehnen, 
große Elastizität und wenn es ratsam erscheint, eine völlige Miß-
achtung sowohl international anerkannter Regeln und Gebräuche als 
auch der selbst verkündeten Prinzipien. Die Fälle des Bruchs inter-
nationaler Verträge durch Sowjetrußland sind so zahlreich, daß sie 
eher als Regel denn als Ausnahme betrachtet werden müssen 
(s. Soviet Viola tions and Treaties). In beispiellosem 
Ausmaß wird Betrug geübt: man führt Verhandlungen und schließt 
Verträge einzig und allein, um die wahren Absichten zu verbergen; 
man verkündete politische Zielsetzungen, die dem wirklichen Ziel 
sowjetischer Politik direkt entgegengesetzt sind. Darüber hinaus wird 
die sowjetische Herrschaft widerstrebenden Völkern mittels militä-
rischer Besetzung, Polizeiterror, gefälschter Volksentscheide und 
Scheinwahlen aufgezwungen.

Die bekanntesten Beispiele solcher Praktiken sind die Verhand-
lungen, die Rußland mit England und Frankreich im Jahre 1939 
aufnahm, während im geheimen der Pakt mit Hitler vorbereitet 
wurde; die Verhandlungen von 1917 und 1919, die von Sowjetruß-
land als Vernebelung seiner Absichten auf die Ukraine benutzt wur-
den; die ähnliche Taktik, die in den Jahren 1920-21 angewandt wurde, 
als russische Truppen in Georgien, Aserbeidschan und Armenien 
eindrangen; Verhandlungen, die als Falle gedacht waren, um im 
März 1945 den stellvertretenden polnischen Premierminister und 
andere Führer der polnischen Untergrundbewegung festzunehmen; 
das im November 1956 in Budapest angewandte ähnliche Verfahren, 
um den ungarischen Verteidigungsminister und andere militärische 
Unterhändler der Regierung Nagy in das sowjetische Hauptquartier 
zu locken.

Mit zwei möglichen Ausnahmen (die Tschechoslowakei und Ungarn 
bis 1947) wurden die Wahlergebnisse sowohl in den nichtrussischen 



Ländern, die nach dem Ersten Weltkrieg in die Sowjetunion ein-
gegliedert worden waren, als auch in den Satellitenstaaten Ost- und 
Mitteleuropas während und nach dem Zweiten Weltkrieg durch 
Zwang, Polizeiverfolgung und Betrug zuwege gebracht.

Die kommunistische Regierung, die kommunistische Partei und 
alle Publikations- und Propagandaorgane, die sich unter ihrer Kon-
trolle befinden, verkünden gleichzeitig mit der dauernden Anwen-
dung der oben geschilderten Methoden ohne Unterlaß ihre vorgeb-
lichen Ziele friedlicher Koexistenz, Achtung vor der Souveränität 
anderer Nationen, Selbstbestimmungsrecht der Völker, Fortschritt 
und Solidarität der Arbeiterklasse, Befreiung vom Joch des Kapita-
lismus und kolonialer Unterdrückung. In kritischen Augenblicken, 
zum Beispiel als der verbündete polnische Staat durch die Rote 
Armee und die Sicherheitspolizei überwältigt wurde (1944-46), als 
man die chinesische Nationalregierung mit der militärischen Ope-
ration in der Mandschurei hinterging (1945), oder als die Jugend und 
die Arbeiter Ungarns des Imperialismus beschuldigt und von sowje-
tischen Truppen niedergemäht wurden (1956) — wiederholte man 
solche Schlagworte bis zur völligen Verblödung.

Diese Methode ist auch für den internen kommunistischen Gebrauch 
gedacht, aber darüberhinaus erwartet man, daß früher oder später 
ein Teil der öffentlichen Meinung des Westens durch die große 
Hartnäckigkeit jener Behauptungen getäuscht werden wird.

III. Ergebnisse: Lenins Traum ist nicht in Erfüllung gegangen. 
Keine Weltrevolution hat den Erdball in Flammen gesetzt, und es ist 
keine weltumspannende Sowjetrepublik entstanden. Nichtsdesto-
weniger sind die materiellen Gewinne, die durch sowjetische Ak-
tionen seit der bolschewistischen Revolution außerhalb des russischen 
Gebietes erlangt wurden, wahrhaft gewaltig: die Ukraine, Weißruß-
land, die drei transkaukasischen Republiken, die drei baltischen 
Staaten, nahezu die Hälfte Polens, Teile Deutschlands, Finnlands, 
Rumäniens und Japans sind von der Sowjetunion annektiert worden. 
Ohne Ausnahme wurden diese Einverleibungen gegen den Willen 
der Bevölkerung ausgeführt. Es ist fraglich, ob ein Teil der Bevölke-
rung Ostpolens oder Bessarabiens in einem freien Volksentscheid 
für Polen, Rumänien oder eine unabhängige Ukraine stimmen würde. 
Nicht fraglich ist dagegen, daß die überwältigende Mehrzahl der Ein-
wohner jener Gebiete überaus abgeneigt ist, der Sowjetunion einver-
leibt zu werden. Es mag schwieriger sein, die wahren Wünsche der 
einigen dreißig Millionen Moslems in Sowjetisch-Zentralasien festzu-
stellen. Aber die Deportationen des gesamten tatarischen Volkes 
von der Krim nach dem Zweiten Weltkrieg oder die Haltung der 
Aserbeidschaner kann als bedeutendes Anzeichen dafür angesehen 
werden, welche Gefühle die anderen Moslemvölker Rußlands gegen-
über der sowjetischen Herrschaft hegen.

Außer in den der Union eingegliederten Ländern und Gebieten übt 
Rußland noch in verschieden starkem Ausmaß eine politische Kon-
trolle über sieben vormals souveräne europäische Staaten aus: so-
wohl in Polen, der Tschechoslowakei, Ungarn, Rumänien, Bulgarien, 
Albanien als auch dem Teil Deutschlands, der sich Deutsche Demo-
kratische Republik nennt. In Asien annektierte Rußland Tannu 
Tuva (1944) und besetzte oder kontrolliert, allein oder zusammen mit 
dem kommunistischen China, die Äußere Mongolei, Sinkiang, Tibet, 
Nordkorea, Nord-Vietnam, Süd-Sachalin, die Kurilen und die japa-
nischen Inseln Habomai und Shihotan.

Die Bevölkerung, die unter die kommunistische russische oder 
chinesische Herrschaft gekommen ist, macht grob gerechnet die Hälfte 
der Bewohner der Erde aus. Die kommunistischen Erwerbungen, durch 
direkte Einverleibungen oder in der Form politischer Beherrschung, 
die während und nach dem Zweiten Weltkrieg aufgezwungen wurde, 
kommen auf fast 600 Millionen Menschen.

Die europäischen Satellitenstaaten (mit Ausnahme der sowjetisch 
besetzten Zone Deutschlands) sind durdi die Unterzeichnung des 

Warschauer Paktes in ein Militärbündnis (14. V. 1955) eingefügt wor-
den, das die Stationierung sowjetischer Truppen auf ihrem Gebiet 
vorsieht und eine Verpflichtung zu gegenseitiger Hilfe im Falle einer 
Aggression enthält (Art. 4).

Ein ausgedehntes System wirtschaftlicher Ausbeutung der Satel-
litenstaaten zum Vorteil Sowjetrußlands besteht seit Kriegsende. 
Dessen Ausmaß ist durch die Geheimhaltung verborgen, die sich auf 
die meisten Wirtschaftsdaten erstreckt, die Rußland und die kommu-
nistisch beherrschten Satellitenländer betreffen. Abgesehen vom 
niedrigen Lebensstandard erlauben uns zufällige Einblicke, diese 
Wirtschaftspolitik nach ihren Folgen zu beurteilen. So etwas war der 
Fall, als der interne Streit innerhalb der Kommunistischen Partei 
Polens ihren Ersten Sekretär W. Gomulka zugeben ließ (20. X. 1956), 
daß Polen sich in der Lage eines „zahlungsunfähigen Bankrotteurs" 
befinde (Radio Warschau).

Mit Ausnahme der Republik von San Marino (15 000 Einwohner) 
kam kein kommunistisches Regime durch den freien Willen des Vol-
kes zustande, noch war es fähig, sich ohne Hilfe der Roten Armee 
oder wenigstens der Drohung mit russischer Militärintervention zu 
halten. Sowjetrußland breitete sein Regierungssystem durch eine 
Kombinierung militärischer Aggression, Polizeiterror, politischen 
Bluffs und geschickter Propaganda aus. Die Bolschewisten sind darin 
außerordentlich findig gewesen, das Streben des Westens nach Frie-
den und wirtschaftlichem Fortschritt auszubeuten. Aber Handel und 
Warenaustausch kam, gemessen an den sowjetischen Versprechungen 
stets zu kurz. Zeiten politischen Vertrauens führten immer wieder zu 
neuen Wagnissen sowjetischer Aggression. Durch die Anregung und 
den Abschluß des Molotov-Ribbentrop-Paktes (23. VIII. 1939) teilt So-
wjetrußland mit Hitler die Verantwortung am Ausbruch des Zweiten 
Weltkrieges. In einer weniger deutlichen Weise gab das Sowjetisch-
Japanische Freundschafts- und Neutralitätsabkommen (13. IV. 1941) 
Japan freie Hand im Pazifik und ermutigte es, die Vereinigten Staaten 
und Großbritannien anzugreifen. Nachdem Sowjetrußland seine Kriegs-
ziele in Europa und Asien durch Zusammenarbeit mit den anderen 
Großmächten erreicht hatte, griff Rußland zweimal — 1947 und 1956 
— zu den Methoden des Kalten Krieges, der Schürung des Bürger-
krieges (Griechenland, Malaya, Indochina), der offenen Aggression 
(Korea) und der gewaltsamen Unterdrückung des Volkswillens (Un-
garn). Man kann als sicher annehmen, daß vom Standpunkt des 
Kreml aus die sowjetische Politik während jener vierzig Jahre nie-
mals das letzte Ziel, die kommunistische Weltherrschaft, aus den 
Augen verloren hat.
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Die Nationalitäten
A. Propagandaschlagworte

§ 1. DAS VORGESPIEGELTE BILD

Die Kommunisten versuchen vor der Außenwelt den Anschein zu 
erwecken, ihr Regime trachte einerseits danach, alle unterdrückten 
Völker von fremder Vorherrschaft zu befreien, und andererseits, Frei-
heit, Gleichheit und Harmonie den verschiedenen Völkern zu sichern, 
die unter kommunistischer Herrschaft leben.

„Die Gleichberechtigung der Bürger der UdSSR auf sämtlichen Ge-
bieten des wirtschaftlichen, staatlichen, kulturellen, gesellschaftlichen 
und politischen Lebens, unabhängig von ihrer Nationalität und Rasse, 
ist unverbrüchliches Gesetz. Jede wie immer geartete direkte oder 
indirekte Beschränkung der Rechte oder, umgekehrt, eine Festlegung 
direkter oder indirekter Bevorzugungen von Bürgern mit Rücksicht auf 
ihre Zugehörigkeit zu einer Rasse und Nationalität, ebenso wie jeg-
liche Propagierung einer rassenmäßigen oder nationalen Exklusivität 
oder eines Rassen- oder Nationalitätenhasses und der Mißachtung 
einer Rasse oder einer Nationalität werden gesetzlich geahndet.' 
(Verfassung der Union der Sozialistischen So-
wjetrepubliken, Artikel 123.)

„Die Völker unseres Landes haben der ganzen Welt die machtvolle 
und unbesiegbare Stärke gezeigt, die dem sowjetischen sozialistischen 
Vielvölkerstaat zur Verfügung steht, aufgebaut auf der Stalinistischen 
Freundschaft der Nationen." (Berija auf dem 19. Kongreß der sowje-
tischen KP, P r a w d a , 9. X. 1952.)

„In ihrer Nationalitätenpolitik geht die Partei nach wie vor von der 
Weisung des großen Lenin aus, daß ,nur eine äußerst sorgsame Beach-
tung der Interessen der verschiedenen Nationen den Konflikten den 
Boden entzieht und das gegenseitige Mißtrauen beseitigt ..(Lenin, 
SW 33, S. 349). Es ist unserer Partei gelungen, das zwischen den Völ-
kern des zaristischen Rußland herrschende Mißtrauen zu beseitigen 
sowie alle Völker der Sowjetunion durch die Bande brüderlicher 
Freundschaft zu einen, und zwar deshalb, weil sie den Interessen die-
ser Völker, ihren nationalen Besonderheiten und Wünschen stets 
höchste Aufmerksamkeit schenkte und gleichzeitig die Werktätigen 
aller Nationalitäten im Geist der sozialistischen Gemeinschaft, im 
Geiste der Sorge um die Interessen des Gesamtstaates erzog." (Chru-

ev, Rechenschaftsbericht des Zentralkomitees 
der KPdSU an den XX. Parteitag, XX. Parteitag der Kom-
munistischen Partei der Sowjetunion, Düsseldorf 1956, S. 85.)

B. Theorie
Der Ausdruck „Nationalitätenpolitik" hat verschiedene Bedeutun-

gen im kommunistischen Sprachgebrauch; aber dennoch ist die Na-
tionalitätenpolitik des Kommunismus auf eine Reihe von Grund-
prinzipien gegründet, die für alle kommunistischen Parteien zu allen 
Zeiten ihres Bestehens verbindlich gewesen sind. Diese Prinzipien 
jedoch sind in verschiedener Weise interpretiert worden. Es ist not-
wendig, der historischen Entwicklung dieser Interpretationen zu 
folgen, um den wahren Gehalt der Theorie zu erfassen.

§ 2. DAS GRUNDPRINZIP:
DIE LENINISTISCHE NATIONALITÄTENPOLITIK

Die Kommunisten fügen stets zur „Nationalitätenpolitik" die Adjek-
tiva „leninistisch“ oder (in den Jahren der Herrschaft Stalins) „leni-
nistisch-stalinistisch" hinzu. Was das heißt, ist von Stalin gesagt 
worden:

„Die Frage nach den Rechten der Nationen ist keine isolierte, in sich 
abgeschlossene Frage sondern ein Teil der allgemeinen Frage der pro-
letarischen Revolution, der dem Ganzen untergeordnet ist und vom 
Standpunkt des Ganzen aus betrachtet werden muß.' (Stalin, Uber 
die Grundlagen des Leninismus, WW 6, S. 125.)

Jenes Ganze ist der Kampf um die Macht der Arbeiterklasse. Wie 
in jedem anderen Bereich erkennen die Kommunisten kein absolutes 

Recht von Völkern an — diese Rechte werden ausschließlich als 
Werkzeug der Partei betrachtet.
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§3. NATIONALE SELBSTBESTIMMUNG

Lenin proklamierte das Recht der Völker auf Selbstbestimmung; 
aber die Kommunisten betrachten es, entsprechend ihrem Grundprin-
zip, als ein relatives Recht.

Lenin selbst bestimmte es näher, indem er unterstrich, daß die For-
derung nach Selbstbestimmung „nicht der Forderung der Abtrennung, 
der Zerstückelung, der Bildung kleiner Staaten gleich ist .. .* (Lenin,



AW 5, S. 286). 1917 erklärte er, daß die Arbeiterpartei darum kämpfe, 
einen Staat so groß wie möglich zu schaffen (Lenin, AW 6, S. 63), eine 
Feststellung, die eindeutig gegen die volle Ausübung des Rechts auf 
Selbstbestimmung gerichtet ist.

Die endgültige theoretische Feststellung des Sowjetkommunismus 
zu dem Problem finden wir in der Rede, die Stalin auf dem 12. Partei-
tag der russischen kommunistischen Partei am 23. April 1923 gehalten 
hat, wo er sagte:

„Es gibt Fälle, wo das Selbstbestimmungsrecht in Widerspruch 
zu einem anderen höheren Recht gerät, dem Recht der zur Macht 
gekommenen Arbeiterklasse auf Festigung ihrer Macht. In sol-
chen Fällen — das muß man offen aussprechen — kann und darf das 
Selbstbestimmungsrecht nicht zum Hindernis für die Verwirklichung 
des Rechls der Arbeiterklasse auf ihre Diktatur werden." (Stalin, Der 
XII. Parteitag der KPR (B), WW 5, S. 232.)

politische Beziehungen" mit den Baumwollfarmern von Turkmenistan, 
Usbekistan und Kasakstan ein. Sie schickten Abgesandte, die den 
Aufbau von Kollektivfarmen in jenen Republiken leiteten und den 
Klassenkampf in den asiatischen Dörfern entfachten (Akademie der 
Wissenschaften der UdSSR, Institut für Geschichte, Istoriceskije 
Zapiski, Bd. 48, 1954, S. 150).

§ 5. SOWJETPATRIOTISMUS UND DER BEGRIFF 
DES „ÄLTEREN BRUDERS"

Die ständig anwachsende Bedeutung der russischen Bürokratie 
führte zu der Bildung des Begriffes „Sowjetpatriotismus" und später 
zu dem Begriff des „Alteren Bruders".

Der Sowjetpatriotismus, der auf die Mitte der dreißiger Jahre 
zurückgeht, hatte zuerst einen übernationalen Charakter, aber dann 
nahm er alles in sich auf, was großartig in der russischen Ge-
schichte gewesen war, während nichtrussischen Völkern nicht 
erlaubt wurde, ihre Vergangenheit zu verherrlichen. Die Bedeutung 
des Begriffes des „Alteren Bruders" ist die, daß die Führung nicht nur 
der russischen Arbeiterschaft, sondern dem russischen Volke als 
ganzem zukommt. Mit dem Entstehen jenes Begriffes wurde der 
Sowjetpatriotismus in einer Weise umgestaltet, die ihn sich von rus-
sischem Jingoismus und Chauvinismus nicht mehr unterscheiden 
ließen. Jene, welche die Forderungen der Russen zurückwiesen in 
allen Bereichen den Vorrang zu besitzen, wurden „ausländischer 
Hörigkeit" und des neuen Verbrechens des „Kosmopolitismus" 
beschuldigt. Dieser wurde als eine „reaktionäre bürgerliche Welt-
anschauung definiert", welche die nationalen Traditionen und die 
nationale Souveränität ablehnt, eine gleichgültige Haltung gegenüber 
Heimat und Volkskultur predigt und die Errichtung eines Welt-
staates und einer Weltbürgerschaft fordert". (BSE, 2. A. 23., S. 113)

In einer während des Frühstadiums der Naziinvasion gehaltenen 
Rede rief Stalin das sowjetische Volk auf, sich von seinen großen 
Ahnen „Alexander Newskij, Dmitry Donskoi, Kusma Minin, Dimitrii 
Pozarskij, Alexander Suworow und Michail Kutuzow“ anfeuern zu 
lassen (Soviet War News, 8. XL 1941).

Am 24. Mai 1945, auf der großen Siegesfeier im Kreml, proklamierte 
er die russische Vorherrschaft in direkterer Weise, indem er das rus-
sische Volk das „hervorragendste Volk" der Sowjetunion und die 
„führende Macht“ des Landes nannte (P r a w d a , 25. V. 1945).

„Das russische Volk und seine besten Vertreter", sagte Frau Pan-
kratova, führende sowjetische Historikerin und Mitglied des kom-
munistischen Zentralkomitees, „halfen und helfen allen Völkern der 
Sowjetunion bei der Entwicklung ihrer Kultur — national der Form, 
sozialistisch dem Inhalt nach. Diese Rolle der russischen Kultur in der 
Entwicklung der Kulturen aller Völker der Sowjetunion bestimmt den 
führenden Einfluß des russischen Volkes innerhalb der Union der 

' Sozialistischen Sowjetrepubliken." (A. Pankratova, Velikij 
Russkij Narod, Moskva 1952, S. 168.)

Daraus folgt, daß die Nichtrussen für die Hilfe und den Schutz, den 
sie erhalten haben, den „großen Russen" Dankbarkeit schulden. Sie 
sollten sogar dankbar sein, daß sie vom zaristischen Rußland erobert 
und annektiert worden sind, anderenfalls wären sie gar nicht mit der 
„fortschrittlichen Kultur des russischen Volkes" in Berührung ge-
kommen.

Der Begriff des „Älteren Bruders" hatte unheilvolle Auswirkungen 
auf die nationalen Kulturen der nichtrussischen Völker des Rus-
sischen Reiches. Sie hatten ihre völkische Geschichte umzuschreiben 
und alle unliebsamen Bemerkungen über russische Eroberer auszu-
merzen. Gleichzeitig hatten sie ihre eigenen Nationalhelden als reak-
tionäre und feudalistische Unterdrücker zu brandmarken, denen es an 
Verständnis für die fortschrittliche Rolle des russischen Volkes fehlte. 
Auf der anderen Seite hatte das Lob der Russen in jeder nur denk-
baren Form ausgedrückt zu werden, in Schauspielen und Romanen, 
in Gedichten und in den Arbeiten junger Historiker.

Sogar die sogenannten Nationalhymnen der nichtrussischen Repu-
bliken der Sowjetunion enthalten eine besondere und ziemlich gleich-
förmige Anerkennung der führenden Rolle des russischen Volkes. Die 
Nationalhymne der Kasakhschen Sowjetrepublik sagt z. B.: „Wir drük-
ken unsere Dankbarkeit dem großen russischen Volk aus, dem Boll-
werk der Freundschaft zwischen den Völkern der Union." (P r a w d a , 
20. XII. 1946.) Die Aserbeidjanische Nationalhymne spricht von dem 
„mächtigen russischen Bruder, der der Erde den Triumph der Freiheit 
bringt" (Voprosy Istorii, Nr. 3, 1952 S. 98). Die usbekische National-
hymne beginnt mit den Worten „Heil dem russischen Volk, unserem 
großen Bruder . . ." (T. N. Kary-Nijazov, Ocerki Istorii Kul-
tur y Sovetskogo Uzbekistana, Moskva 1955, S. 436).

Die historischen Helden der nichtrussischen Völker waren in vielen 
Fällen antirussische Helden, deshalb mußte ihre Verherrlichung unter-
drückt werden. So wurde die Verherrlichung des Tatarenkhans Idegei 
im Jahre 1944 heftig kritisiert. Die Verherrlichung des Imam Shamil, 
des großen Führers der Bergbewohner von Dagestan, wurde 1950 ge-
brandmarkt (B o 1 s e v i k , Nr. 13, 1950, S. 24 f.). Bald darauf fiel Sultan 



Kenesary Kasimov, ein Nationalheld des Kasakhschen Volkes aus der 
Mitte des 19. Jahrhunderts, beim Regime in nachträgliche Ungnade. 
Er wurde ein „feudalistischer Räuber" und „grausamer Ausbeuter" 
genannt. (Voprosy Istorii, Nr. 4, 1951, S. 9.) Und sein Aufstand 
gegen die Russen wurde eine „reaktionär-monarchistische Bewegung“ 
(Voprosy Istorii, Nr. 9, 1951, S. 176), obgleich die Macht, die 
Kasakhstan annektierte, zu jener Zeit selbst eine „reaktionäre Mo-
narchie" war.

Die am schwersten wegen kosmopolitischer Tendenzen Angegrif-
fenen waren meistens die nichtrussischen Völker, besonders die Juden 
und die Völker des sowjetischen Orients. Alle pantürkischen und pan-
iranischen Bestrebungen wurden als Ausdruck des Kosmopolitismus 
gegeißelt.

Nach Stalins Tod ist der Begriff des „Älteren Bruders" im wesent-
lichen geblieben, wenn er auch nicht mehr in der gleichen unnach-
giebigen und unversöhnlichen Weise durchgesetzt wird.

Einige der übelsten vom Sowjetregime während der letzten Lebens-
jahre Stalins ausgeführten ideologischen Exzesse sind als solche zuge-
geben worden. Das bezieht sich besonders auf die Verleumdung des 
Iman Shamil (Voprosy Istorii, Nr. 3, März 1956, S. 75), und die 
negative Haltung, die vom Regime gegenüber den Nationalepen der 
Völker des sowjetischen Orients eingenommen worden war (S o -
vetskaja Etnografija, Nr. 1, 1955, S. 178).

§ 6. DIE VERFASSUNGSMÄSSIGE LAGE

Im Hinblick auf die führende Rolle, welche die Ideologie im Leben 
des kommunistischen Rußlands spielt, ist die Verfassung der UdSSR 
als Leitfaden für die sowjetische Nationalitätenpolitik nur von zweit-
rangiger Bedeutung.

Zum Beispiel nennt Artikel 13 die UdSSR eine „freiwillige Ver-
einigung gleicher sozialistischer Sowjetrepubliken". In Wirklichkeit 
sind die meisten der 15 Sowjetrepubliken, die die Union bilden, 
entweder willkürliche Schöpfungen des Regimes, wie zum Beispiel 
die Republiken Sowjetisch-Zentralasiens, oder wurden als Folge 
bewaffneter Intervention oder diplomatischer Erpressung, wie die 
transkaukasischen und baltischen Republiken, in die Union einge-
bracht. Das schlagendste Beispiel einer künstlich geschaffenen Repu-
blik ist die Karelo-Finnische SSR (März 1940 — Juni 1956).

Artikel 17 garantiert jeder Unionsrepublik „das Recht auf freien 
Austritt aus der USSR". Weder hat eine Republik jemals von diesem 
Recht Gebrauch gemacht, noch enthält die Verfassung irgendwelche 
ins einzelne gehende Vorschriften, wie der Artikel in Kraft zu setzen 
sei. Entsprechend Artikel 53 des Strafgesetzbuches der RSFSR (auch 
in Kasakhstan, Kirgisien und den baltischen Staaten in Kraft) ist jede 
separatistische Propaganda ein konterrevolutionäres Verbrechen und 
gleichbedeutend mit Verrat.

Artikel 69 ist vielleicht der aufschlußreichste. Er besagt: „Der Mini-
sterrat der USSR hat das Recht, in den Verwaltungs- und Wirtschafts-
zweigen, die in den Kompetenzbereich der USSR fallen, Verordnungen 
und Verfügungen der Ministerräte der Unionsrepubliken zu suspen-
dieren . . Dementsprechend gibt es keinen Gegenstand, über den 
die Regierungen der Republiken ohne die Möglichkeit eines Einspruchs 
der Zentralregierung freie Entscheidungen fällen könnten.

Artikel 77 setzt fest, daß die bedeutendsten Zweige der Wirtschaft 
ausschließliche Angelegenheit der Zentralregierung sind. — Seit Stalins 
Tod- bestand eine Tendenz in Richtung auf eine Dezentralisierung in 
der Verwaltung vieler Industriezweige. (P r a w d a , 12. V. 1956.) 
Jedoch hat solche verwaltungstechnische Dezentralisierung wenig Be-
deutung, solange das politische Monopol der kommunistischen Partei 
strenge Gleichförmigkeit im ganzen Land garantiert, solange das Zen-

tralbudget den Löwenanteil aller Kapitalanlagen und Ausgaben kon-
trolliert, und solange das Staatssicherheits-System zentralisiert ist.

§ 7. DIE „INTERNATIONALISIERUNG" DER SOWJETUNION

Die „Internationalisierung" der Sowjetunion ist eine der bedeut-
samsten obgleich am wenigsten bekannten Erscheinungen der kom-
munistischen Nationalitätenpolitik. Das Regime bemüht sich, die 
Bedeutung der verwaltungstechnischen Aufteilung der Union in fünf-
zehn Republiken zu verringern und sowohl die nationalen Gefühle 
als auch die nationalistischen Tendenzen durch dauernde Umschich-
tung der Bevölkerung zu schwächen.

Unter den Einwohnern der neuen turkmenischen Olstadt Nebit Dag 
gibt es acht Nationalitäten — Russen, Ukrainer, Turkmenen, Kasakhen, 
aserbeidshaner Türken, Georgier, Armenier und Tataren (P. Skosyrev 
Turkmenistan, Moskva 1955, S. 84). Angehörige von 35 
Nationalitäten arbeiten in Rustavi, dem Zentrum der metallur-
gischen Industrie Georgiens. Unter ihnen waren Esten, Komi Chu-
vashen, Tadschiken und Usbeken zuzüglich aller Nationalitäten des 
Kaukasus (Z a r i a Vostoka, 17. V. 1956).

Ähnliche internationale Arbeiterstädte sind auch in anderen Teilen 
der Sowjetunion entstanden. Sie schließen Karaganda ein, das große 
Bergwerkszentrum von Kasakhstan, Kokhtla Yarve, das Zentrum des 
estnischen Olschiefergebietes — das schnell die drittgrößte Stadt Est-
lands geworden ist — und Workuta, die arktische Stadt, deren Bevöl-
kerung in der Hauptsache aus Strafgefangenen besteht. In einem der 
Lager wurde die Anwesenheit von 36 verschiedenen Nationalitäten 
berichtet, wobei die Ukrainer, Letten, Russen, Litauer und Esten zah-
lenmäßig führten (Joseph Scholmer, DieTotenkehrenzurück, 
Berlin 1954, S. 120 ff.). Der lettische Parteisekretär erwähnte die Loko-
motiven-Ausbesserungswerke von Daugavpils, wo sieben verschie-
dene völkische Gruppen in einer einzigen Arbeitsbrigade vertreten 
sind (Kommunist, Oktober 1955, Nr. 15).

In den internationalen Städten und Fabriken der Sowjetunion ver-
lieren alle Menschen außer den Russen allmählich ihre nationalen 
Merkmale. Es ist eine Tatsache, daß die letzteren sogar an Boden 
gewinnen, wenn man einen engen nationalistischen Maßstab anlegt, 
denn die vielsprachige Menge wird durch die russische Sprache zu-
sammengehalten, die als lingua franca dient. Vom kommunistischen 
Gesichtspunkt aus ist diese Stärkung der Rolle der russischen Sprache 
eine fortschrittliche Erscheinung, seitdem das Endziel des Kommu-
nismus die Verschmelzung aller Sprachen zu einer einzigen Welt-
sprache ist.

Stalin stellte sich die Bildung einer Weltsprache in zwei Etappen vor: 
zonale Sprachen würden durch die Verschmelzung lokaler Sprachen 
gebildet, und später würden diese zonalen Sprachen in der inter-
nationalen Sprache des Weltkommunismus aufgehen (B o 1 s e v i k , 
Nr. 14, August 1950). Die russische Sprache wird als die erste der 
neuen „zonalen Sprachen" angesehen, oder, wie der sowjetische Publi-
zist David Zaslavskij es ausdrückt, „die erste Weltsprache des Inter-
nationalismus". (Literaturnaja Gazeta, 1. I. 1949.)

Die russische kulturelle Vorherrschaft in der USSR kann an der Tat-
sache bemessen werden, daß im Jahre 1955 79 % aller in der Sowjet-
union gedruckten Zeitungsexemplare in russischer Sprache abgefaßt 
waren (Pecata SSSR v 1955 godu, Moskva, S. 172). Im gleichen Jahre 
waren 88,4% aller Zeitschriftenexemplare in russischer Sprache ge-
druckt (ebd. S. 154), Der Anteil der Großrussen an der Gesamtbevöl-
kerung der Sowjetunion ist ungefähr 50 %. Mehrere Millionen nicht-
russischer Schulkinder werden in russischen Schulen erzogen. Der Pro-
zentsatz der Schulkinder, die 1955 in russischen Schulen unterrichtet 
wurden, war 65 % im Gesamtgebiet der Sowjetunion, 94% in der 
RSFSR, 66% in Kasakstan, 49% in Kirgisien, 33% in Lettland und 
der Moldaurepublik. (Kulturnoje Stroitelstvo, Statisti-
ceskij Sbornik, Moskva 1956, S. 187.)

C. Praxis
Die fünfzehn Sowjetrepubliken

§ 8. ÜBERBLICK

Ungeachtet der Gleichförmigkeit der kommunistischen Zwangs-
herrschaft gibt es Unterschiede im Nachdruck, mit dem die kommu-
nistische Lehre auf die einzelnen Sowjetrepubliken angewandt wird. 
Jede Republik, oder wenigstens jede regionale Gruppe von Repu-
bliken veranschaulicht einen anderen Aspekt sowjetischer Nationa-
litätenpolitik.

1. Die sowjetrussische Föderation (RSFSR) erscheint in erster Linie 
als ein gewaltiges System, das zur Kontrolle der kleinen und ver-
streuten Minderheiten bestimmt ist, die im großen russischen Lebens-
raum eingekeilt sind.

2. Die Ukraine und Weißrußland liefern klassische Beispiele für 
den kommunistischen Kampf gegen „bürgerlichen Nationalismus".

3. Moldau, Karelo-Finnland, Georgien und Armenien zeugen von 
der gegenseitigen Bedingtheit sowjetischer Nationalitäten und kom-
munistischer Diplomatie.

4. Die Fälle von Kasakstan und den Moslem-Republiken zeigen, 
daß das Fortschreiten europäischer Kolonisierung eine der bedeu-
tungsvollsten Äußerungen sowjetischer Nationalitätenpolitik ist.

5. Schließlich enthält das Beispiel der baltischen Staaten den Tat-
sachenbeweis für die Methoden kommunistischer Aufsaugung ehe-



malig unabhängiger europäischer Staaten, wie sie in der Zeit wäh-
rend und nach dem Zweiten Weltkrieg durchgeführt worden ist.

§ 9. DIE RSFSR — DAS SCHICKSAL DER KLEINEN 
NATIONALITÄTEN

Gebiet: 6 491 000 Quadratmeilen (16 1 811 000 km2) ) 
Bevölkerung: 112 600 000 (1956)

Sowohl der Name der RSFSR (worin „Rossijskaja" ein Gebiet und 
nicht eine Nation bezeichnet — also eher dem deutschen „ruß-
ländisch" als dem „russisch" entspricht), als auch ihr föderalistischer 
Aufbau (12 Autonome Republiken, 6 Autonome Provinzen, 10 Natio-
nalgebiete) würden an sich eine weitgehende Selbständigkeit der 
40 nichtrussischen Völker nahelegen, welche ein Viertel der Bevöl-
kerung dieses Landes ausmachen. Das ist jedoch nicht der Fall: die 
RSFSR wurde zum Werkzeug russischer Vorherrschaft über die 
anderen Nationalitäten.

Kein Vertreter einer nichtrussischen Nationalität hatte jemals eine 
bedeutende Funktion in der Regierung der RSFSR inne. Das im Februar 
1956 geschaffene Sonderbüro der kommunistischen Partei bestand nur 
aus Russen. Viele autonome Republiken und Provinzen sind so ge-
staltet, daß sie eine russische oder russisch-ukrainische Mehrheit haben.

Die Nationalitäten der RSFSR haben durch Massenkolonisation, 
Massendeportation und auf andere Weise Einbuße erlitten.

Die Khakassen (52 000 im Jahre 1939) bildeten die Hälfte der Be-
völkerung der Khakassischen Autonomen Republik (Südsibirien) wäh-
rend der Frühzeit der sowjetischen Herrschaft; im Jahre 1938 waren 
es weniger als 20% (L. P. Potapov, „O nacjonalnoj konsolidacji naro-
dov Sibirii, Voprosy Istorii, Nr. 10, 1955, S. 26). Kleinere Völ-
kerschaften (Teile der Selkupen, der Keten, der Kumanditsen, der 
Nordshorianen und der Meletsker Tataren) „gehen Schritt für Schritt 
in den größeren sozialistischen Völkern auf" (ebd. S. 65).

Einige Völkerschaften erlitten durch administrative Maßnahmen 
schweren Schaden.

Zu nennen sind die Tschetschenen (407 000), die Kalmücken (134 000), 
die Karatschaier (75 000), die Inguschen (92 000), die Balkaren (42 000), 
die Krimtataren (140 000) und die Wolgadeutschen (380 000). Diese 
Völkerschaften wurden von der ethnographischen Karte der Sowjet-
union getilgt, ihre politischen und kulturellen Einrichtungen zerstört, 
einschließlich der von ihnen bewohnten autonomen Republiken und 
Gebiete.

N. S. Chruev stellte auf dem XX. Parteitag fest:

„. . . als Ende 1943 während des Großen Vaterländischen Krieges ein 
dauernder Durchbruch an allen Fronten zugunsten der Sowjetunion 
einsetzte, wurde ein Beschluß gelaßt und ausgeführt, der die Depor-
tation aller Karatschaien aus dem Land betraf, in dem sie lebten. Im 
gleichen Zeitraum, Ende Dezember 1943, widerfuhr das gleiche Los 
der gesamten Bevölkerung der Autonomen Kalmückischen Republik. 
Im März 1944 wurden alle Tschetschenen und Inguschen deportiert 
und die Tschetschenische-Inguschische Autonome Republik aulgelöst. 
Im April 1944 wurden alle Balkaren aus dem Gebiet der Kabardino-
Balkarischen Autonomen Republik nach weitentlegenen Gegenden de-
portiert und die Republik selbst in Autonome Kabardinische Republik 
umbenannt." (Die Rede Chruevs über Stalin auf der Geheimsitzung 
des 20. Parteitages der KPdSU am 24. und 25. Februar 1956; zit. u. 
übers, nach Boris Meissner, Das Ende des Stalin-Mythos, 
Frankfurt/M. 1956, S. 189 f.).

Die Autonome Republik der Wolgadeutschen wurde am 2. September 
1941 aufgehoben (Bulletin des Obersten Sowjets der 
U d S S R , 2. Sept. 1941, Nr. 8) und die der Krimtataren am 26. Juni 1946 
(I s w e s t i j a , 26. Juni 1946). Beide Gruppen wurden deportiert.

Noch lange Zeit nach den Deportationen wurden die davon betrof-
fenen Völker als geächtet betrachtet. Sie waren aus der Familie der 
Sowjetvölker wegen ihres angeblichen Verrats an Sowjetrußland in 
der Kriegszeit ausgestoßen. In der zweiten Ausgabe der Großen 
Sowjetischen Enzyklopädie fehlt die Erwähnung solcher Völker-
schaften wie die Karatschaier, die Inguschen und Balkaren, sogar in 
rein historischem und etnographischem Zusammenhang. Alles, was 
an diese Völkerschaften erinnern könnte, wurde in ihrer früheren 
Heimat ausgerottet. Auf der Krim zum Beispiel wurden alle tatari-
schen Ortsnamen außer zweien in russische umgewandelt (Th. Shabad, 
Geographyof the USSR, A Regional Survey: Colum-
bia University Press, New York 1951, S. 51).

Die Wiedergutmachungsmaßnahmen, die nach Stalins Tod zugunsten 
der deportierten Völker getroffen wurden, brachten keine volle Wie-
derherstellung des Status quo von 1941. Die nationale Autonomie der
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Krimtataren und Wolgadeutschen wurde nicht erneuert. Die Kal-
mücken erhielten nur eine autonome Provinz statt einer autonomen 
Republik zugewiesen. Die Kartschaier wurden mit den Tscherkessen 
in eine autonome Provinz zusammengeschmolzen. Nur den Tschetsche-
nen, Inguschen und Balkaren wurde der frühere verfassungsmäßige 
Status in vollem Umfange zurückgegeben. (W edomosti Wer-
chownogo Soweta, 24. II. 1957.)

§ 10. UKRAINE UND WEISSRUSSLAND — DER KAMPF 
GEGEN „BÜRGERLICHEN NATIONALISMUS"

a. Ukraine
Gebiet: 233 000 Quadratmeilen (603 400 km2) 
Bevölkerung: 40 600 000 (1956)

Die Geschichte der Ukraine unter sowjetischer Herrschaft ist ein 
langer Bericht von der Unterdrückung des ukrainischen Nationalis-
mus in verschiedenen Formen und unter verschiedenen Vorwänden.

Während der dreißiger Jahre wurde der ukrainische Wunsch nach 
einer lockeren Konföderation an Stelle des starren russischen Zen-
tralismus durch die Austilgung der nationalistischen Organisationen 
und die Liquidierung der ukrainischen kommunistischen Führer be-
kämpft. Zur selben Zeit waren sowohl Massendeportationen von 
Ukrainern und die Hungersnot, die der Zwangskollektivisierung 
folgte, als auch die wesentliche Liquidation der ukrainischen Ortho-
doxen Kirche schwere Schläge für das ukrainische Volk.

Der Nationalismus wurde gründlich durch die Vernichtung solcher 
Organisationen, wie der „Union für die Befreiung der Ukraine“ (1929), 
des „Ukrainisches Nationales Zentrum" (1931) und der „Ukrainische 
Militärorganisation" (1933) ausgerottet. Die Führer der nationalisti-
schen Abweichung innerhalb des kommunistischen Lagers wurden ent-
weder liquidiert oder zum Selbstmord getrieben (so der bekannte 
Schriftsteller Chvylovy und der Volkskommissar für Erziehung, Skryp-
nik, im Jahre 1933, und der Premierminister Ljubsenko im Jahre 
1937), oder in Gerichtsverfahren verurteilt und hingerichtet (so Hrinko, 
Oberster Planungschef der UdSSR, der im März 1938 als ukrainischer 
Nationaltst erschossen wurde) oder einfach ohne Gerichtsverfahren in 
Konzentrationslager gebracht. Es scheint, daß die zuletzt erwähnte 
Kategorie am größten war. Die Liquidierung der ukrainischen kommu-
nistischen Führer wurde mit einer solchen Gründlichkeit durchgeführt, 
daß von den dreizehn Mitgliedern, die im April 1937 das ukrainische 
Politbüro bildeten, im April 1938 keines übrig geblieben war.

Die Kollektivierung war in der Ukraine gründlicher als anderswo. 
Sie führte zu weitverbreiteten Bauernaufständen, Massendeportationen 
und einer Hungersnot, welche sogar Fälle von Kannibalismus zur Folge 
hatte (W. E. D. Allan, The Ukraine, Cambridge, Mass., 1940, 
S. 327—333).

Das Schicksal der Orthodoxen Kirche ist in Kapitel XIII beschrieben. 
Es soll hier nur angemerkt werden, daß die religiöse Verfolgung in der 
Ukraine keine Parallele in anderen Teilen der Sowjetunion hat.

Diese Unterdrückungspolitik erzeugte nur geringe ukrainische 
Begeisterung für die Sache der Sowjets während der Nazi-Invasion. 
Es scheint, daß Moskau das verstanden hat. Man suchte die Ukrainer 
durch verschiedene Zugeständnisse während des Krieges zu besänf-
tigen. Aber nach 1946 wurden erneut Unterdrückungsmaßnahmen 
gegen die Äußerungen nationaler Gefühle gerichtet — und in den 
neuen ukrainischen Gebieten (Ostgalizien) wurden wiederum Depor-
tationen, Verhaftungen von nationalen Führern und die Verfolgung 
der Kirche dazu angewandt, um die nationalistischen Bestrebungen 
zu brechen.

Im Jahre 1943 wurde eine neu geschaffene Auszeichnung nach dem 
ukrainischen Hetman Bohdan Chmelnickij genannt — der in der ersten 
Ausgabe der GroßenSowjetischenEncyklopädie (Bd. 59, 
1935, S. 816) als ein „Verräter" und „grausamer Feind der ukraini-
schen Bauernschaft" bezeichnet wurde. Im Jahre 1944 wurde eine Am-
nestie für ukrainische nationale Widerstandskämpfer gewährt. Im 
Jahre 1945 erlangte die Sowjetregierung die Aufnahme der Ukraine 
(und Weißrußlands) in die Vereinten Nationen.

Nach 1946 jedoch genügte es, „Liebe zur Ukraine" anstatt „Liebe 
zur sowjetischen Ukraine" zu sagen, um sich verdächtig zu machen 
(Der Fall des Dichters Sosyura, Prawda, 2. VII. 1951). Die Unter-
drückung des ukrainischen Nationalismus in Ostgalizien nahm eine 
ähnliche Form an, wie in der früheren Ukraine nach 1930. Erst nach 
dem Tode Stalins änderte sich diese Politik, und Leonid Melnikov, der 
ukrainische Parteisekretär, wurde geopfert. Es wurde offiziell zuge-
geben, daß er den „Unterricht in den westukrainischen höheren Er-
ziehungsanstalten der russischen Sprache nahezu vollständig übertra-
gen hatte" (Tass, 12. VI. 1953).

Nach Stalins Tod sahen die sowjetischen Führer ein, daß beides — 
praktische Politik und Ideologie — revidiert werden mußte, um die 
deutliche Unzufriedenheit der Ukrainer, sogar der kommunistischen 
Funktionäre, zu zügeln.



Die neue Ideologie der russisch-ukrainischen Brüderschaft wurde als 
ein Versuch ins Leben gerufen, das Stalin folgende Regime zu festigen. 
Seine Nachfolger erwarteten Schwierigkeiten vom brutalen zen-
tralistischen Despotismus, der sich zur Zeit Stalins als Faktor ober-
flächlicher Verfestigung erwiesen hatte. Die Überwindung dieser 
Schwierigkeiten erforderte die Erweiterung der Basis des Regimes 
durch engere Bindung der ukrainischen Kommunisten an die Zentral-
regierung und durch Übertragung größerer Machtbefugnisse an die 
ukrainische kommunistische Regierung in Kiev.

Seit 1953 wurden den Ukrainern Schlüsselpositionen in der Zentral-
verwaltung eingeräumt. Im Februar 1954 wurde die Krim, Gegenstand 
territorialer Wünsche der Ukrainer, der Ukrainischen Republik einver-
leibt. Die offizielle Propaganda begann, von den „beiden großen Na-
tionen" zu sprechen (P r a w d a , 12. I. 1954) und ließ die frühere 
gönnerhafte Haltung fallen.

Haltung gegenüber nationalen Kulturen: ihre Sprache wurde mehr-
mals ganz willkürlich abgeändert.

Zuerst wurde ihre Sprache .latinisiert'; die slawischen Wörter wur-
den ausgemerzt und der Wortschatz mit Lehnwörtern aus dem Rumä-
nischen, Italienischen und Französischen ergänzt. Nach 1945 wurde die 
Politik ins Gegenteil verkehrt: die Sprache säuberte man von „un-
nötigen westeuropäischen und erfundenen Wörtern" und zwang den. 
Moldauern die russische Schrift auf. Eine Zeitlang mußte das Schrift-
tum in zwei Ausgaben veröffentlicht werden, eine in lateinischer 
Schrift, die andere in russischer. (Akademie der Wissenschaften der 
UdSSR, Sektion für Literatur und Sprache, Voprosy Moldaw-
skogo Jazykoznanija, Moskau, 1953, S. 161—163.)

§ 12. GEORGIEN UND ARMENIEN — NATIONEN 
ALS MITTEL ZUM ZWECK

Georgien: Gebiet: 27 000 Quadratmeilen (76 200 km2)
B e v ö 1 k e r u n g : 4 000 000 (1956)

Armenien: Gebiet: 12 000 Quadratmeilen (31 000 km2) 
Bevölkerung: 1 600 000 (1956)

Der Kommunismus nützt die nationalen Bestrebungen zum Vorteil 
des kommunistischen Staates aus, aber er ist ebenso bereit, sie der 
kommunistischen Sache zu opfern. Georgien und Armenien sollen 
hier als Beispiele dieser opportunistischen Haltung angeführt werden.

Sowohl die Armenier wie auch die Georgier führen Beschwerden 
gegen die Türkei.

Die historische Entwicklung dieser Beschwerden ist folgende: Bis 
1945 war ihnen eine Äußerung ihrer Beschwerden nicht gestattet. Seit 
dem Sommer 1945 führten die Armenier (und seit Dezember 1945 die 
Georgier) mit Unterstützung durch die sowjetische Propaganda eine 
Kampagne für die Abtretung von Territorien aus dem Besitz der Tür-
kei (S o v e t Monitor 27. IX. 1945; Prawda, 19. XII. 1945). 
Diese dauerte an, solange die Sowjetregierung den „Kalten Krieg" mit 
der Türkei fortführte. Als aber der „Kalte Krieg" im Jahre 1953 nach-
ließ, erklärte die Sowjetregierung der Türkei, daß sowohl Armenien 
wie Georgien auf ihre territorialen Ansprüche verzichtet hätten 
(Prawda, 13. VII. 1953). Es liegt kein Beweis dafür vor, daß die 
beiden Republiken jemals über diese Angelegenheit zu Rate gezogen 
wurden. Armenier und Georgier wurden gezwungen, hinsichtlich ihrer 
antitürkischen territorialen Ansprüche Schweigen zu bewahren.

Das Aufgeben der georgischen Ansprüche durch die Sowjetregie-
rung läßt sich auch mit der Tatsache erklären, daß die Georgier mit 
dem Jahre 1953 aufhörten, als eine bevorzugte Nationalität in der 
UdSSR zu gelten. Es ist ein interessanter Aspekt der kommunistischen 
Praxis (der nicht in der kommunistischen Lehre wurzelt), daß nicht 
nur einzelne Individuen, sondern ganze Nationen die Gunst des kom-
munistischen Vielvölkerstaates verlieren können.

Bis 1953 erfreuten sich die georgischen Kommunisten außergewöhn-
licher Vorrechte. Nicht nur war der höchste sowjetische Diktator, I. W. 
Stalin, georgischer Abstammung, sondern der Georgier Beria stand an 
der Spitze der Sowjetpolizei und viele andere Georgier bekleideten 
führende Stellungen in der Verwaltung, besonders im Polizeiapparat. 
Allerdings förderten die Georgier die rein russischen Nationalinter-
essen beharrlicher als die Russen selber. Stalin war weit davon ent-
fernt, eine georgische Nationalpolitik zu führen.



Die sechs mohamedanischen Republiken der Sowjetunion — fünf 
in Zentralasien und eine, Aserbeidschan, in Transkaukasien — sind 
sowjetische Kolonialterritorien par excellence. Diese wurden 
einer intensiven europäisch-kommunistischen Kolonisation unterwor-
fen, die sich in drei verschiedenen Richtungen fühlbar machte. Einmal 
die äußere wirtschaftlich-politische Kolonisation; dann jene Kolonisa-
tion, die man mit „geistiger Kolonisierung" umschreiben könnte und 
die in der Aufdrängung der kommunistischen Ideologie und in der 
Verfolgung und Ausmerzung des Islams zum Ausdruck kommt; und 
schließlich — eng damit verbunden — die kulturell-sprachliche Kolo-
nisierung.

Diese Kolonisierung stand im Zeichen des politischen Grundsatzes 
„divide et impera". Die Völker Sowjetzentralasiens, vereint durch Kul-
tur, Religion und Tradition, würden, sich selbst überlassen, den ver-
einigten Staat „Turkestan" gebildet haben. Doch im Jahre 1924 wurde 
das Territorium in einzelne Republiken aufgeteilt, von denen jede 
enger mit Moskau verknüpft ist als mit den Schwesterrepubliken. Auch 
wurden verschiedene Grenzberichtigungen nach wirtschaftlichen Ge-
sichtspunkten vorgenommen (z. B. die am 12. Februar 1956 angeordnete 
kasakische-usbekische Grenzkorrektur).

a. Die wirtschaftlich-politische Kolonisierung

In einigen dieser Republiken gestaltete sich die Massenkolonisation 
so intensiv, daß die Eingeborenen in die Minderheit gedrängt wur-
den; in anderen wird eine große Anzahl führender Stellen von Euro-
päern besetzt.

Kasakstan ist nicht mehr das Land der Kasaken. Die Koloni-
sation setzte im Jahre 1928 ein und erreichte ihren Höhepunkt im Jahre 
1954, als 18 000 000 Hektar Land den europäischen Siedlern übergeben 
und 337 neue Staatsfarmen errichtet wurden. Der einzige kasakische 
Kommunist, der jemals auf den Posten des kasakischen Parteisekretärs 
vorrückte, Syakmethov, wurde entfernt und durch den Russen Poma-
renko ersetzt (P r a w d a , 21. II. 1954). Im Jahre 1955 besaßen die 
Europäer die Mehrheit über die Asiaten, sowohl im Parlament (220 
gegen 201) wie in der Regierung (Kasakstankaja Prawda, 
2. IV. 1955).

In Kirgisien (Kirgisistan) wurde die Massenkolonisation fast 
im gleichen Ausmaß durchgeführt.

Auf dem Kongreß der Kommunistischen Partei Kirgisiens im Januar 
1956 waren 45,6% der Abgeordneten kirgisischer Nationalität, 34,8% 
waren Russen, 3,7% Usbeken und 15,9% gehörten elf weiteren, meist 
europäischen Nationalitäten an (Sovetskaja Kirgizija, 28. I. 
1956). Verglichen mit dem Parteikongreß vom Jahre 1952 senkte sich 
der Anteil der Kirgisen um vier Prozent. Im kirgisischen Parlament des 
Jahres 1955 besaßen die Kirgisen immer noch eine knappe Mehrheit 
über die Vertreter der zwölf anderen Nationalitäten — nämlich 174 
gegen 162. Die Russen und Ukrainer allein stellten 114 Abgeordnete 
(Sovetskaja Kirgizija, 2. IV. 1955).

In Usbekistan, Turkmenistan, Tadschikistan und 
Aserbeidschan wurde die Kolonisation nicht so weit vorgetrie-
ben, doch eine große Anzahl wichtiger Ämter und Stellungen sind 
den Europäern vorbehalten. Wir führen folgende Beispiele an: der 
Vorsitzende des Komitees für Staatssicherheit, der Verkehrsminister 
für alle beteiligten Republiken (für die Zusammensetzung der Regie-
rungen siehe Turkmenskaja Iskra, 20. III. 1955; Prawda 
Vostoka, 29. III. 1955; Kommunist Tadzikistana, 1. IV. 
1955 und Sovetskaja Kirgizija, 4. IV. 1955); die Staats-
anwälte und Bevollmächtigten für landwirtschaftliche Pflichtleistungen 
(die meisten Moslem-Republiken); die Direktoren der Sredazugol, 
Sredazneff und der Taselma — der großen usbekischen 
Fabrikbetriebe und Wirtschaftsorganisationen, der Turkmanneft 
und vieler anderer in Turkmenistan, der größeren Fabrikbetriebe in 
Stalinabad (der Hauptstadt Tadschikistans) sind alle Russen.

b. Die „ideologische" Kolonisierung

Diese kam hauptsächlich in der heftigen Verfolgung des Islams 
zum Ausdruck. Der Islam ist engstens mit der nationalen Kultur und 
Tradition der betreffenden Völker verbunden, und die Versuche, 
diesen zu vernichten, haben eine starke Reaktion hervorgerufen.

Die sowjetische Presse beklagte sich ständig über die „hartnäckigen 
religiösen Überbleibsel" und die „religiösen Vorurteile“ nicht nur in 
den aserbeidschanischen Landgegenden (z. B. Bakinskij Rabocij 
vom 20. VI. 1954 und vom 27. VIII. 1954), sondern auch unter einem 
Bevölkerungsteil von Baku und in den Erdölarbeiter-Siedlungen auf 
der Apscheron-Halbinsel (Bakinskij Rabocij, 10. V. 1956).

In Usbekistan allein wurden im Jahre 1928 203 Frauen, die den 
Schleier abgelegt hatten, von „Reaktionären" getötet und weitere 165 
in der ersten Hälfte des Jahres 1929 (T. N. Kary Nijazov, O c e r k i 
Istorii Kultury Sowejekogo Uzbekistana, Moskva, 
1955, S. 59).

Das Schlußergebnis dieser antireligiösen Kampagne in den Moslem-
Gebieten kann aus der Tatsache abgelesen werden, daß die Zahl der

Moscheen im Gesamtgebiet der Sowjetunion von 26 000 im Jahre 1914 
auf 1312 im Jahre 1942 sank (S o v i e t War News, 16. Mai 1942). 
Von da an stellte sich eine gewisse Erholung ein, und im Jahre 1955 
wurde nach Berichten die Zahl der Moscheen mit 3000 angegeben (Er-
klärung des Mufti von Taschkent, zitiert im Alger Republicain, 
20. Dezember 1955).

Der islamische Widerstand gegen den Kommunismus verringerte sich 
in den letzten Jahren infolge des antireligiösen Unterrichtes der jungen 
Generation in den Schulen und weil das alte religiös durchdrungene 
Schrifttum nicht mehr zugänglich ist (Verbot des arabischen Alpha-
betes).

c. Die kulturell-sprachliche Kolonisierung

Das Hauptziel der kommunistischen Kulturpolitik in den mohame-
danischen Gebieten besteht im Durchschneiden der Bande, die diese 
Völker mit dem Orient verbindet, und im Herstellen neuer Bindun-
gen, welche die islamischen Territorien eng mit der Welt des Kom-
munismus verknüpfen. Dies wurde erreicht durch die Einführung der 
lateinischen und später der hyrillischen Schrift für alle Sprachen des 
sowjetischen Orients, und vor allem durch Abänderungen in den 
Wortschätzen und Sprachen.

Die Usbeken, das zahlenmäßig mohammedanische Volk der Sowjet-
union, bietet hierfür das beste Beispiel. Die Zwangseinführung des 
lateinischen Alphabetes erfolgte am 1. Dezember 1929, diejenige des 
kyrillischen Alphabetes im Mai 1940. Professor Kary Nijazov beschreibt 
die Auswirkungen dieser Änderungen auf die usbekische Sprache:

„. . . Die Zahl der Wörter arabisch-persischen Ursprungs nahm von 
Jahr zu Jahr ab, und der Wortschatz sowjetisch-internationalen Ur-
sprungs nahm zu. Nach den von A. K. Borovkov angestellten Berech-
nungen enthielt z. B. die Ausgabe der Samarkander Zeitung „Zeravsan" 
vom 25. März 1923 37,4 % Wörter sogenannten arabisch-per-
sischen Ursprungs und 2 % sowjetisch-internationale Wörter (ein-
schließlich die russischen). V. V. Resetov, der im Jahre 1934 eine Be-
rechnung auf der Grundlage von vier Ausgaben der Zeitung „Kzyl 
Uzbekistan“ anstellte, fand 27 % arabisch-persische Wörter vor und 
12 % sowjetisch-internationale. Und schließlich nach der Berechnung 
von A. K. Borovkov, der diese auf der Grundlage derselben Zeitung 
„Kzyl Uzbekistan“ anstellte (Ausgabe vom 6. II. 1940), sank die Zahl 
der Wörter arabisch-persischen Ursprungs auf 25% und diejenige der 
sowjetisch-internationalen Wörter stieg auf 15 %.“ (T. N. Kary Nijazov, 
ebd., S. 276.)

„Dank der erfolgreichen Entwicklung der sozialistischen Kultur des 
usbekischen Volkes sterben die Wörter religiösen und rituellen Ur-
sprungs aus und verschwinden aus dem gebräuchlichen Wortschatz; 
die zeitgenössische Jugend versteht sie nicht mehr." (T. N. Kary Nija-
zov, ebd., S. 266.)

Nach der zweiten und erfolgreichen Annexion der Baltischen Staa-
ten im Jahre 1944 (die erste und erfolglose fand in den Jahren 1918 
bis 1919 statt) wandten die russischen Kommunisten in diesen Län-
dern die Methoden der Massendeportation und der Kolonisation an, 
um den starken Widerstand der Bevölkerung zu brechen.

Nehmen wir Estland als Beispiel. Nach Berichten des Roten Kreuzes 
wurden in den Jahren 1940—1941 59 967 Personen verhaftet, hinge-
richtet oder nach Rußland deportiert (A. Thoma und Dr. V. Raud, 
Estland 1919 — 1952, S. 23). In einer einzigen Nacht vor der 
Invasion durch die Nazis, vom 13. auf den 14. Juni wurden 10 000 
Menschen in Viehwagen nach Rußland abtransportiert (Jaak Survel, 
Esthonia Today, London, 1947, S. 50—51). AIs die Kollektivie-
rung der Landwirtschaft einem starken Widerstand zum Trotz erfolgte 
(1947—1950), konnte diese nur mit Hilfe neuer Deportationen durch-
gesetzt werden.

Der Widerstand gegen den Kommunismus war in diesen Ländern 
überaus heftig. Nach Berichten sollen im Jahre 1944 fast 100 000 Esten 
versucht haben, das Land in kleinen Booten und behelfsmäßigen Fahr-
zeugen zu verlassen (Arthur Voobus, Communism’s Chal-
lenge to Christianity, Maywood, Illinois, 1950, S. 45—50). 
Der Widerstand und die „Liquidierung“ der der Kollektivierung unter-
worfenen Bauern wurde öffentlich zugegeben.



.Die Kulaken und bürgerlich-nationalistischen Elemente störten und 
hintertrieben auf verschiedene Weise die Entwicklung der Kollektivie-
rung. Während der Vorbereitung und Durchführung der Kollektivie-
rung der Landwirtschaft verschärfte sich der Klassenkampi. Er äußerte 
sich in Zerslörungs- und Sabotageakten, in Brandstiftung an ,KoI-
chosen'-Eigentum, in dessen Verschleuderung, in Mordtaten an aktiven 
Kolchosenfunktionären, in Banditentum und anderen feindseligen 
Handlungen.“ (Akademie der Wissenschaften der Let-
tischen SSR, Istorija Latviskoj SSR, Riga 1955, S. 545, 
546.)

Offizielle sowjetische Berichte gaben noch im März 1956 die Existenz 
von Mitgliedern der litauischen Widerstandsbewegung zu; (für diese 
war am 17. September 1955 eine Amnestie verkündet worden; S o -
vetskajaLitva,22. III. 1956). Selbst lokale Kommunisten wurden 
einer .Säuberung’ unterworfen, besonders in Estland, z. B. Professor 
Hans Kruus, Außenminister und Präsident der estländischen Akademie, 
der Viziministerpräsident Nigol Andersen und der Erste Parteisekretär 
Karotamm.

Am Ende der estländischen Säuberung erklärte der neue Partei-
sekretär Kaebin, daß in Zukunft die Kenntnis der estnischen Sprache 
bei der Rekrutierung von Beamten für die estländische Republik 
keine entscheidende Rolle spiele (Kaebins Rede auf dem VI. Kommu-
nistischen Parteikongreß, Sovetskaj a Estoni ja, 18. April 1951).

Vom Ausmaß der russischen Kolonisierung, ihrer Verbreitung und 
qualitativen Bedeutung läßt sich aus folgenden Tatsachen ein Bild 
gewinnen: die Existenz eines russischen Theaters in Klajpeda (Memel), 
wo es vor 1945 überhaupt keine Russen gab; das Bestehen einer rus-
sischen Schule auf der kleinen baltischen Insel Wormsi (Estland), 
(Izvestija, 11. V. 1948); die große Anzahl von Russen unter den 
Betriebsleitern, Ministern und Parteibeamten. Zum Beispiel waren auf 
dem XII. Kongreß der Lettländischen Kommunistischen Partei im Sep-
tember 1952 360/0 der Abgeordneten Russen, 55% Letten und die rest-
lichen 12 % unter zehn verschiedenen Nationalitäten aufgeteilt So-
vetskajaLatvija,23. IX. 1952).

§ 15. DER SOWJETKOMMUNISMUS UND DIE JUDEN

Das Problem der sowjetischen Juden geht nicht irgendeine Sowjet-
republik im besonderen an, sondern bietet sich der Sowjetunion als 
Ganzes dar. Da die Juden über die ganze UdSSR hin zerstreut leben, 
können ihre nationalen Interessen nicht durch eine territoriale Auto-
nomie, sondern in erster Linie durch ein über das ganze Land ausge-
breitetes Netz kultureller, politischer und wirtschaftlicher Institutio-
nen gewahrt werden. Aus drei Ursachen ist es dem Sowjetregime 
nicht gelungen, eine solche Lösung für das jüdische Problem zu finden, 
a. Die totalitären Tendenzen des Sowjetregimes standen in Wider-

spruch mit den kulturellen und politischen Bestrebungen der über-
wiegenden Mehrheit des jüdischen Volkes in Rußland.

b. Die Kultureinrichtungen kommunistischer Natur, welche das So-
wjetregime den Juden gewährte, kamen infolge der zunehmenden 
Assimilation des sowjetischen Judentums und der offiziellen Kam-
pagne gegen den jüdischen Nationalismus außer Gebrauch.

c. Die Tatsache, daß das Sowjetregime den populären antisemitischen 
Tendenzen Vorschub leistete, führte nach dem Zweiten Weltkrieg 
zu einer vollständigen Vernachlässigung des jüdischen Volkes.

Die sowjetische feindselige Gesinnung gegenüber den jüdischen Be-
strebungen spiegelt sich im Niedergang und Verschwinden der jüdi-
schen Organisationen wider. Um 1921 war die Auflösung aller jüdi-
schen Parteien vollendet. Im Jahre 1930 wurden sogar die «Jüdischen 
Sektionen" der Kommunistischen Partei wegen nationalistischer Ten-
denzen liquidiert. Der „Ausschuß für die Landbesiedlung der jüdischen 
Werktätigen" (KOMZET) wurde 1939 geschlossen und das «Jüdische 
Antifaschistische Komitee" im Jahre 1948 aufgelöst (The Jews in 
the Soviet Union, von S. M. Schwarz, Syracuse University 
Press, SS. 102, 205).

Der kulturelle Niedergang des sowjetischen Judentums soll hier 
am Schicksal der jüdischen Presse in Sowjetrußland veranschaulicht 
werden. Im Jahre 1935 gab es immer noch 18 jüdische Zeitungen in 
der Sowjetunion. Mit dem Jahre 1938 sank ihre Zahl auf sieben mit 
einer Totalauflage von 38 000 für eine jüdische Bevölkerung von über 
3 000 000 (Schwarz, O p. ebd., S. 144). Als infolge der nationalsoziali-
stischen Vernichtungspolitik sich die jüdische Bevölkerung auf 1 850 000 
verringert hatte, blieben im Jahre 1947 noch zwei Zeitungen übrig und 
1949 nur noch eine mit einer Auflage von 1000 Exemplaren. Von allem 
Anfang an war es nicht erlaubt, jüdisches Schrifttum in hebräischer 
Sprache zu veröffentlichen. Die Drucklegung literarischer Erzeugnisse in 
jiddischer Sprache wurde in den späten vierziger Jahren mit der Ver-
haftung der meisten jiddischen Schriftsteller eingestellt. Die hervor-
ragendsten unter ihnen, Perets Märkisch, David Bergeisen und andere 
wurden hingerichtet (Folksztyme, eine kommunistische War-
schauer Zeitung, 4. IV. 1956).

Die einzige größere, dem Namen nach jüdische Institution, welche 
in Sowjetrußland weiter bestand, ist die „Jüdische Autonome Provinz’ 
(Birobidzan) im sowjetischen Fernen Osten. Diese Provinz wurde im 
Jahre 1934 als eine Art kommunistisches Konkurrenzunternehmen zu 
Palästina gegründet. Laut einer offiziellen sowjetischen Erklärung von 
1936 sollte sie ein jüdischer „nationaler Staat" und ein „Zentrum der 
sowjetisch jüdischen Kultur für die gesamte jüdische Arbeiterklasse 
der Sowjetunion" werden (Revoljucija i Nacjonalnosti, 
Nr. 80, Oktober 1936, S. 56, Walter Kolarz, Russia and her Co-
lon ies, London, 1952, S. 175). Doch die „Jüdische Autonome Pro-
vinz" wurde weder das eine noch das andere. Die jüdische Einwande-
rung in diese Provinz erfolgte nur in geringem Maße, und ihre Be-
völkerung blieb mehrheitlich russisch. Mitte 1948 schätzte man die 
jüdische Bevölkerung in dieser Provinz auf ungefähr 35 000 (Schwarz, 
ebd., S. 187). Diese kleine jüdische Gemeinde war weder in der 
Lage noch war es ihr erlaubt, eine jüdische Kultur aufzubauen, die 
für die Juden der Sowjetunion als ganzes von Geltung wäre. Sofern 
überhaupt die Jüdische Autonome Provinz ein kulturelles Zentrum ist, 
dann ist sie eher ein russisches Kulturzentrum als ein jüdisches. Die 
russische Zeitung von Birobidzan besaß zehnmal so viele Abonnen-
ten als ihr jiddisches Gegenstück. Das jiddische Theater der Provinz 
wurde wegen „Uneinträglichkeit“ geschlossen. Die lokale Funkstation 
sendet nur zweimal in der Woche jiddische Programme (Harrison 
E. Salisbury Bericht in der New York Times, 22. VI. 1954). Noch 
auffallender ist, daß irgendwelche äußere Anzeichen eines religiösen 
Judaismus in der „Jüdischen Autonomen Provinz" eigentlich fehlen. 
Die Provinz besitzt nur eine einzige Synagoge, „eine kleine baufällige 
Baracke ohne Rabbi“ (Jewish Chronicle, London, 13. VII. 1956).
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mung, welches sogar die Pläne der extremsten Nationalisten der Min-
derheitsvölker zu überbieten suchte.

Doch sobald sie in diesen Ländern die Macht in den Händen hatten, 
erledigten sie diese Nationalitätenfragen in den meisten Fällen in 
einem konservativen, chauvinistischen und sogar imperialistischen 
Geiste. Auf sowjetische Veranlassung hin und unter sowjetischer 
Leitung vollführten sie große Bevölkerungsverschiebungen, um so die 
Minderheiten zu eliminieren; sie suchten geradezu das Vorhanden-
sein von Minderheiten wenigstens eine Zeitlang zu ignorieren; das 
System der territorialen Autonomie, wie es in Sowjetrußland zur 
Anwendung kam, wurde hier nicht zum Vorbild genommen; totalitäre 
Minderheitsorganisationen wurden als Instrumente in den Dienst der 
kommunistischen Sache gestellt.

§ 17. BEVOLKERUNGSVERSCHIEBUNGEN

über 1 200 000 Polen wurden aus den früher polnischen Ostterri-
torien westwärts abgeschoben (Ekonomista, Warschau, Nr. 5/6, 
1955, p. 9). über 500 000 Ukrainer und Weißrussen wurden 
aus Polen nach der UdSSR evakuiert (W. Parker Mauldin und Donald 
S. Akers, The Population of Poland, Washington, 1954, 
S. 117). Laut offiziellen westdeutschen Statistiken lebten in der deut-
schen Bundesrepublik im Jahre 1952 8 258 000 „Vertriebene" aus 
den Gebieten östlich der Oder-Neiße-Linie, der Tschechoslowakei und 
in geringerem Ausmaß aus Ungarn, Rumänien und Jugoslawien. Ost-
deutsche Statistiken erwähnten 2 345 000 „Rücksiedler". Diese Zahlen 
enthalten sowohl die Opfer der Vertreibungen wie auch die Personen, 
die aus verschiedenen Gründen ihre früheren Wohnsitze verließen 
oder vor den heranführenden Sowjetarmeen die Flucht ergriffen.

Andere von den Kommunisten ins Werk gesetzte Völkerwanderun-
gen waren weniger erfolgreich. Dies trifft besonders auf die Ungarn 
in der Slowakei und die Deutschen in Ungarn. Als der Sieg des 
Kommunismus in Ungarn gesichert war, stellten die tschechoslowaki-
schen Kommunisten ihre Deportationspolitik ein und die ungarische 
Minderheit erhielt einen neuen Status. Das geschah im Frühjahr 1949. 
Auf der anderen Seite waren die ungarischen Kommunisten nur des-
halb gezwungen, ihre Vertreibung der deutschen Minderheit einzu-
stellen, weil die amerikanischen Behörden in Süddeutschland sich wei-
gerten, weitere Vertriebene aus Ungarn aufzunehmen.

Aus Bulgarien wurden über 150 000 türkische Flüchtlinge nach 
der Türkei umgesiedelt.

§ 18. DIE MINDERHEITSRECHTE

Trotz aller Bevölkerungsverschiebungen gibt es immer noch meh-
rere Millionen Menschen in Zentral- und Osteuropa, die Minderheiten 
angehören, und deren Schicksal und Status irgendwie „geregelt" 
werden müssen. Die Verfassungen der „Volksdemokratien" zeigen, 
daß ihre kommunistischen Parteien zum Minderheitsproblem nicht 
in gleicher Weise Stellung genommen haben.

Der Schutz der Minderheit ist in der Verfassung der polnischen 
Volksrepublik (22. VII. 1952) nicht verbürgt, aber sie sichert allen 
Staatsbürgern Rechtsgleichheit zu (Artikel 69). Derselbe Artikel ver-
bietet Ausbrüche des Hasses und der Verachtung aus nationalen, 
rassischen und religiösen Gründen. Bis 1956 wurde offiziell die These 
vertreten, daß Polen ethnisch „vollständisch homogen" sei (R o c z n i k 
Polityczny i Gospodarczy 1948, S. 377).

Doch im Jahre 1956 wurde die Existenz „Zehntausender" in Polen 
lebender Ukrainer (Trybuna Lu du, 6. VI. 1956 und von 100 000 
bis 500 000 Weißrussen in Polen (Zycie Literackie, Nr. 31, VII. 
1956) offiziell zugegeben. Diesen Minderheiten wurde es schließlich 
gestattet, Zeitungen herauszugeben und kulturelle Vereine zu gründen 
— ein Recht, das ihnen vorher zum großen Schaden der beiden Natio-
nalitäten abgesprochen war.

Die Verfassungen Albaniens (4. VII. 1950, Art. 39), Bulga-
riens (4. XII. 1947, Art. 79), Ungarns (18. VIII. 1949, Art. 49) und 
Rumäniens (24. IX. 1952, Art. 82) anerkennen die Rechte der natio-

nalen Gruppen — wenn auch nicht bis zum gleichen Grad; die rumäni-
sche Verfassung ist in dieser Hinsicht die ausführlichste und spezi-
fischste (Zitiert aus russischen Texten: Konstitucii jevropej-
skikh stran Norodnoj D emo k r a cii, Moskva, 1954, 
SS. 22, 33, 35, 100, 115, 148 und 179).

Die tschechoslowakische Verfassung (8. V. 1948) 
ignoriert das Minderheitenproblem ebenfalls. Die Tschechoslowakei 
wird als ein „vereinigter Staat zweier slawischer Völker — der Tsche-
chen und der Slowaken" definiert (Art. 2). Den Deutschen der Tsche-
choslowakei wurde die tschechoslowakische Staatsbürgerschaft erst 
am 24. April 1953 gewährt (Aufbau und Frieden,22, V. 1953).

Es ist zu bemerken, daß selbst da, wo eine Minderheit unterdrückt 
ist, einige ihrer Angehörigen hohe Stellungen bekleiden können, so-
fern sie vertrauenswürdige Kommunisten sind. So stehen an der Spitze 
der rumänischen Partei z. B. der aus Ungarn gebürtige Moghiorosh 
und der Ukrainer Bodnarash, beide Erste Stellvertreter des Minister-
präsidenten. Die in Moskau und Peking akkreditierten Gesandten der 
Tschechoslowakei waren zeitweilig Sudetendeutsche.

§ 19. NATIONALE AUTONOMIE

Im allgemeinen ahmten die Satellitenländer nicht die in Sowjetruß-
land angewandte Staatsform der territorialen Autonomie nach. Eine 
Ausnahme macht Jugoslawien — aber in diesem Fall hat sich 
der Charakter dieser Einrichtungen gänzlich verändert und eine weit-
gehende Dezentralisation wurde nach dem Bruch mit der Kominform 
vollzogen. In Rumänien wurde nach langem Zögern im Jahre 1952 
ein Autonomes Ungarisches Gebiet im nördlichen Siebenbürgen er-
richtet als eine „starke Waffe im Kampf gegen den Nationalismus* 
(Lupta de Clasa, Nr. 10, X. 1952). Selbst die Tschecho-
slowakei ist kein Bundesstaat; die Slowakei genießt eine be-
schränkte Autonomie, aber alle echten nationalen Bestrebungen 
wurden niedergehalten: Die Slowakische Demokratische Partei wurde 
in den Jahren 1947 bis 1948 aufgelöst (Joseph Lettrich, H i s t o r y 
of Modern Slowakei, New York, 1954, SS. 249—260) und eine 
große Säuberung in den Reihen der slowakischen Kommunisten in den 
Jahren 1950 bis 1954 durchgeführt.

§ 20. DIE TOTALITÄREN MINDERHEITSORGANISATIONEN

Die Hauptmittel kommunistischer Minderheitspolitik in den Län-
dern Zentral- und Osteuropas sind spezielle Vereinigungen, welche 
das gesamte wirtschaftliche und soziale Leben der Minderheiten an 
sich reißen. Ihre Führer sind zuverlässige Kommunisten, die in Wirk-
lichkeit von den Regierungen dazu ernannt worden sind. Die Kom-
munistische Partei bedient sich ihrer, um die begüterten Gruppen 
unter den nationalen Minderheiten zu bekämpfen und deren nationa-
listische oder andere „unerwünschte" Bestrebungen im Zaum zu 
halten.

So soll z. B. das „Jüdische Demokratische Komitee" in Rumänien den 
Zionismus unter den rumänischen Juden bekämpfen (The Jews in 
the Soviet S a t e 11 i t e s by Peter Meyer, Bernard D. Weinryb, 
Eugen Duschinsky, Nicolas Sylvain, Syracuse University Press, 1953, 
S. 537). Die „Domovina", die Organisation der lausitzischen Sorben, 
eines kleinen slawischen Volkes in der Sowjetzone Deutschlands, 
wurde gezwungen, an der Kampagne für die „Deutsche Einigung" teil-
zunehmen. Die lausitzische sorbische Jugendorganisation mußte sich 
mit der ostdeutschen kommunistischen Jugendorganisation verschmel-
zen (M. I. Semirjaga, L u z i c a n e , Moskva, 1955, SS. 56—57). — Von 
den 70 000 jugoslawischen Staatsbürgern Rumäniens wurden 8000 von 
ihren Wohnsitzen an der rumänisch-jugoslawischen Grenze nach der 
Baragan-Gegend nördlich von Bukarest, ein Gebiet mit schlechtem 
Klima und unfruchtbarem Ackerboden, deportiert (Borba, 1. und 
9. X. 1955; und Forced Labor in the People's Democra-
c i e s , New York, 1955, SS. 154—155).

Das Schicksal der jugoslawischen Minderheit in Rumänien zeigt, daß 
der Kommunismus das Minderheitsproblem in Südosteuropa nicht ge-
löst hat.

III. Die chinesische Volksrepublik
Gebiet: 3 931 000 Quadratmeilen 

(10 180 000 km2)
§21. VON DER SELBSTBESTIMMUNG 

ZUR SELBSTVERWALTUNG
Das Nationalitätenprogramm der chinesischen Kommunisten hat 

seit 1931, als es zum ersten Male ausführlich formuliert wurde, sehr 
beträchtliche Abänderungen erlebt. Je näher die chinesischen Kom-
munisten der Macht über ganz China kamen, um so weniger zeigten 
sie sich geneigt, den Minderheitsrassen wesentliche Zugeständnisse 
zu machen. Der ursprüngliche leitende Grundsatz der Selbstbe-
stimmung wurde gänzlich fallen gelassen.

Die Chinesische Sowjetrepublik, welche im November 1931 in dem 
beschränkten Territorium der Provinz Kiangsi, wo es keine bedeutende



Minderheitsgruppen gibt, ausgerusen wurde, war in ihren Versprechun-
gen sehr großzügig. Ihre Verfassung vom 7. November 1931 aner-
kannte „das Recht der nationalen Minderheiten in China auf Selbst-
bestimmung und deren Recht auf vollständige Trennung von China“ 
(zitiert aus: Conrad Brandt, Benjamin Schwartz und John K. Fairbank, 
A Documentary History of Chinese Communism, 
London, Allen, and Unwin, 1952, S. 223).

Tm Jahre 1937 machten die chinesischen Kommunisten weniger maß-
lose Versprechungen (ebd. S. 243). Auf dem VII. Nationalkongreß im 
April 1945 wurde zwar das Recht auf Selbstbestimmung nicht gänzlich 
aufgegeben, hingegen das Recht auf Trennung von China abgesprocben 
(Selected Works of Mao-Tse-Tung, Bd. 4, London, 195S, 
S. 301). Dies wurde wiederum beträchtlich gemildert im sogenannten 
Gemeinprogramm des Jahres 1949, der ersten Verfassung des chine-
sischen kommunistischen Staates (P r a w d a , 2. X. 1949) und im ersten 
Verfassungsentwurf, der im Juni 1954 veröffentlicht wurde (Bulle-
t inder Nachrich tena gentur .Neues China', 20. X. 1954). 
Das Gemeinprogramm sagte doppelsinnig aus, daß die Minderheiten 
das Recht „auf Bewahrung oder Abänderung ihrer Bräuche, Tra-
ditionen und religiöse Glaubensanschauungen'' genießen werden (Ar-
tikel 53). Die Verfassung von 1954 wiederholt in Artikel 3 diese Stelle, 
wobei jedoch die „religiösen Glaubensanschauungen" ausgelassen wer-
den. Sowohl die Verfassung von 1949 wie auch der Entwurf von 1954 
rügen den „stolzen Nationalchauvinismus" der Chinesen und den „loka-
len Nationalismus" der Minderheiten selber.

Die Führer des kommunistischen China erklärten bei verschiedenen 
Gelegenheiten, daß sie sich in ihrer Nationalitätenpolitik das so-
wjetische System zum Vorbild genommen haben (For a Lasting 
Peace for a People's Democracy 14. V. 1954). Mag der 
Unterschied zwischen der praktischen Politik der sowjetischen Kom-
munisten und derjenigen der chinesischen Kommunisten auch gering 
sein, so besteht doch eine beträchtliche Verschiedenheit in der Theo-
rie, wobei die Sowjets mehr Großzügigkeit an den Tag legen.

Die chinesische kommunistische Gesetzgebung stellt ausdrücklich 
fest, daß alle Minderheitsterritorien unveräußerliche Bestandteile der 
CVR sind (Artikel 3). Das neue China ist ein zentralistischer (offiziell 
„vereinigter multi-nationaler") Staat, welcher eine Anzahl Territorien 
mit einem besonderen Status auszeichnet wie autonome Provinzen, 
autonome „Tschou" (Gegenden) und autonome „Hsien" (Distrikte). Eine 
Direktive des Staats-Rates schaffte 106 dieser kleinen autonomen Ein-
heiten ab (Bericht der Nachrichtenagentur „Neues 
China", 5. I. 1956), welche in den ersten Jahren der chinesischen 
kommunistischen Herrschaft für propagandistische Zwecke errichtet 
wurden.

§ 22. TIBET

Gebiet: 465 000 Quadratmeilen 
(1 200 000 km2)

Bevölkerung: 1 270 000 (1953)

Der Tibet war bis 1951 so gut wie unabhängig, als er seine „fried-
liche Befreiung" und seine Umwandlung in die „Tibetanische Auto-
nome Provinz" erlebte, die von da an ihre Autonomie verlor.

Die tibetanische Armee wurde der chinesischen „Volksbefreiungs-
armee“ eingegliedert; das „Tibetanische Militärgebiet" der Führung 
eines aus neun Mitgliedern bestehenden Komitees unterstellt, wovon 
deren sieben, einschließlich des Befehlshabers General Chang Kua-hua, 
Chinesen waren (Bericht der Nachrichtenagentur 
„NeuesChin a", 10. II. 1952). Ein „Auswärtiges Amt" (Vorsitzender 
und erster Vizevorsitzender sind Chinesen) wurde errichtet. Im Jahre 
1952 entfernte man die beiden Ministerpräsidenten Laptsang Tashi und 
Lukhangwa, die Hauptvorkämpfer der Selbstverwaltung. Die chine-
sische Währung ersetzte die tibetanische. Das für die Errichtung von 
Landstraßen verantwortliche Komitee hatte sich vor Peking zu ver-

antworten. Der Dalai-Lama und der Taschi-Lama behielten ihre Stel-
lungen und wurden mit Ehrerbietung behandelt, um sie als willfährige 
Werkzeuge für den Kommunismus zu gewinnen.

Diese „friedliche Durchdringung" ging jedoch nicht ganz reibungslos 
vonstatten: im März 1955 wurde offiziell zugegeben, daß das chine-
sische Personal sich „Mangel an Respekt vor der Religions- und Glau-
bensfreiheit des tibetanischen Volkes, vor dessen Freiheit der Sitten 
und Bräuche" zuschulden kommen ließ" (Bericht der Nachrich-
tenagentur „Neues China", 3. III. 1955).

§ 23. DIE INNERE MONGOLEI

Gebiet: 382 000 Quadratmeilen 
(990 000 km2)

Bevölkerung: über 5 000 000 (1951) 
Mongolen: weniger als ein Viertel

In der Inneren Mongolei, welche als eines der ersten chinesischen 
Territorien unter kommunistische Herrschaft geriet, verachtete und 
verhöhnte die Kommunistische Partei den Willen des Volkes schon 
vor der Gründung der Chinesischen Volksrepublik.

Auf dem ersten Volkskongreß der Inneren Mongolei (Januar 1946) 
beriefen sich 522 Abgeordnete auf die Atlantik-Charta und nahmen 
eine Verfassung an, nach welcher das Land eine eigene Volksarmee 
besitzen und eigene Handelsabkommen treffen sollte. (S. D. Dylykov, 
Demokraticeskoje dvizenije Mongolskogo Naroda 
v K i t a j e , Moskva, 1954, S. 61.) Zwei Monate später lösten die Chine-
sen die National-Revolutionäre Partei auf. Ein neuer Kongreß im April 
1947 gab der Inneren Mongolei ihren gegenwärtigen untergeordneten 
Status einer „Autonomen Provinz". Die Opposition der Nationalisten 
wurde überstimmt und konnte seither nie mehr ihre Ansichten in der 
Öffentlichkeit verteidigen. Im Dezember 1947 wurde ein Ausschuß 
gebildet, welcher „die zerstörende Tätigkeit der mongolischen Unter-
grundbewegung entlarvte und Maßnahmen für deren Liquidation er-
griff" (Dylykov, ebda., S. 98). Im Januar 1954 verschmolz die Innere 
Mongolei mit der Provinz Suijüan (ursprünglich mongolisch, aber jetzt 
zu 90 °/o chinesisch) zu einer Einheit. Somit wurden drei Millionen 
Chinesen dem Lande einverleibt (People's Diary, 28. II. 1954),

§24 . SINKIANG

Gebiet: 656 000 Quadratmeilen 
(1 700 000 km2)

Bevölkerung: 4 874 000 (1951) 
Uiguren: 75 %

In der Autonomen Provinz Sinkiang-Uigur fanden die Kommu-
nisten nicht die gleichen festen nationalen Traditionen vor wie im 
Tibet und in der Inneren Mongolei. Die chinesischen Kommunisten 
waren die ersten, welche das Völkeramalgam in Sinkiang mit Aus-
nahme der Kasaken organisierten.

Peking errichtete in Sinkiang fünf autonome „Tschou": eine für den 
Volksstamm der Dunganen oder Huis (chinesische Moslems); eine für 
die Kirgisen; zwei für die Mongolen und eine für die Kasaken. Letz-
tere umfaßt 770 000 Bewohner und ist bei weitem die größte. Ferner 
entstanden sechs autonome „Hsien".

Die chinesische kommunistische Führerschaft blieb anscheinend von 
all dem unberührt. Eine in Kasakstan (welches über eine lange Strecke 
an Sinkiang grenzt) herausgegebene Broschüre über das „Neue Sin-
kiang" führt aus: „Die Chinesen machen die grundlegende Macht der 
Arbeiterklasse und der Angestellten der staatlichen Betriebe und In-
stitutionen aus. Sie spielen eine führende Rolle im politischen, wirt-
schaftlichen und sozialen Leben Sinkiangs" (K. Kotov, Novyj 
Sintszyjan — Kasakischer Staatsverlag, Alma-Ata, 1955, zitiert 
aus Kommunist Kazachstana, Februar 1956, Nr. 2, S. 61).

D. Gesamtwertung
§ 25. POSITIVE UND NEGATIVE ASPEKTE 

DER KOMMUNISTISCHEN NATIONALITÄTENPOLITIK

Eine Prüfung der kommunistischen Nationalitätenpolitik muß not-
gedrungen die Aufmerksamkeit auf die Bedeutung des russischen 
Faktors in der Sowjetunion und des chinesischen Faktors in der 
Chinesischen Volksrepublik lenken. Diese scheinbar gegenseitige 
innere Verbindung zwischen dem Kommunismus einerseits und den 
russischen und chinesischen Völkern anderseits ist jedoch nur ein 
zufälliges Resultat der geographischen Ausbreitung, die das kom-
munistische System bis jetzt gefunden hat. Die Russen oder Chinesen 
haben nicht etwa den Kommunismus in den Dienst ihrer Interessen 
gestellt — wenn es auch an der Oberfläche einen solchen Anschein 

erwecken mag —, sondern der Kommunismus bediente sich der rus-
sischen und chinesischen Völker als der zahlenmäßig bedeutendsten 
Faktoren dieser vielvölkischen Reiche; er machte Gebrauch von 
ihrem gewaltigen Menschenmaterial, ihren Sprachen und ihren Volks-
traditionen. Geriete irgendeine andere große Nation, zum Beispiel 
die deutsche oder die französische, unter die kommunistische Herr-
schaft, dann würde der Kommunismus diese in der gleichen Weise 
ausbeuten, um die Kontrolle über kleine europäische oder koloniale 
Nationalitäten auszuüben.

Unsere Skizze der Theorie und Praxis der kommunistischen Na-
tionalitätenpolitik enthält keine Statistiken über die kulturellen und 
wirtschaftlichen Entwicklungen in den Minderheitsterritorien, Stati-



stiken, welche konstant in jeder kommunistischen Darstellung der 
Nationalitätenfrage eine größere Rolle spielen. Dies soll nicht heißen, 
daß die positiven Elemente in der kommunistischen Nationalitäten-
politik ignoriert werden sollen; aber diese haben selbst vom Stand-
punkt der kommunistischen Lehre aus nur einen Übergangs- und 
Opportunitätscharakter und sind gleichsam beiläufiger Natur. Wir 
müssen bedenken, daß es zwei verschiedene kommunistische Na-
tionalitätenpolitiken gibt: die eine für die Gegenwart, wo positive 
Leistungen wichtig, und die andere für die Zukunft, für welche solche 
Errungenschaften belanglos erscheinen müssen. Im gegenwärtigen 
Stadium müssen Kulturen „national in der Form und sozialistisch im 
Gehalt" geschaffen werden, wenn auch nicht für alle, so doch wenig-
stens für die wichtigsten Nationalitäten. Aber in einer zukünftigen 
Ära des flügge gewordenen Kommunismus, nach dem Siege des So-
zialismus von weltumspannendem Ausmaß, werden die nationalen 
Kulturen verschwinden und eine vollständige Gleichförmigkeit wird 
selbst im Formalen überhandnehmen.

Dieser Dualismus der kommunistischen Nationalitätenpolitik wurde 
von Stalin in seinem Bericht an den XVI. Kongreß der Sowjetischen 
Kommunistischen Partei (Juni 1930) klar herausgearbeitet (s. Stalin 
WW 13, S. 3 ff.), und gehört seitdem zum geltenden Bestand der kom-
munistischen Theorie. „Die Nationalitäten werden in der Zukunft 
verschwinden", so lautet eine maßgebende chinesische kommunistische 
Darlegung. „Das Ziel des Sozialismus beschränkt sich nicht auf das 
Wegschaffen der Feindseligkeiten und Absonderungstendenzen zwi-
schen den Nationalitäten, sondern schließt auch die Ausmerzung der 
Unterschiede zwischen den Nationalitäten ein, indem alle Na-
tionalitäten in ein einziges Wesen umgeschmol-
zen werden" (25. Vortrag in der Reihe von Vorlesungen über 
den grundlegenden Marxismus-Leninismus, von Radio Peking am 
2. Mai 1956 gesendet). Diese eschatologische Erwartung eines Zeit-
alters, in welcher die Nationalitätenfrage sich nicht mehr stellen wird, 
kann ihre ausschlaggebende Wirkung auf die kommunistische Gei-
steshaltung selbst im gegenwärtigen geschichtlichen Stadium nicht 
verfehlen. Sie muß die Tagespolitik der kommunistischen Führer be-
einflussen, ihre Verachtung des Nationalismus größer werden lassen 
und ihre Entschlossenheit, diesen mit allen zur Verfügung stehenden 
Mitteln zu bekämpfen, bestärken. Der kommunistische Glaube an eine 
letztendliche Aufhebung der nationalen Kulturen läßt oft eine gänz-
lich negative Haltung gegenüber der nationalen Frage seitens der 
einzelnen Kommunisten aufkommen. Im Interesse des kommunisti-
schen Regimes und seiner Stabilität muß eine solche Haltung unter 
den gegenwärtigen Umständen als eine Erscheinung des „nationalen 

Nihilismus" verworfen werden; aber eine solche Haltung wird immer 
wieder auftauchen, entspricht sie doch recht eigentlich dem kommu-
nistischen Endziel. Die kommunistische Nationalitätenpolitik sowohl 
in ihrem negativen wie positiven Aspekt ist nur ein Mittel zum 
Zweck, ein Bestandteil der kommunistischen Strategie, welche, je 
näher wir der Verwirklichung des kommunistischen Endzieles kom-
men, abgestreift wird.

Eine Weltnation, die alles Wertvolle der großen Weltkulturen in 
sich ausgenommen hätte, ist keineswegs eine Vorstellung, die von 
vornherein im moralischen Sinne als schlecht zu bezeichnen wäre. Die 
Überwindung aller nationalen Schranken, die Bildung einer großen 
universalen Civitas Dei wäre ja die Erfüllung des kühnsten Traumes, 
der Menschlichkeit. Was daran schlecht ist, ist das Anstreben einer 
Weltnation, das auf der Verleugnung einer höheren Wahrheit beruht, 
ist eine Weltnation, welche das Endprodukt des kommunistischen 
Totalitarismus und das Endergebnis aus allen furchtbaren mensch-
lichen Leiden darstellte, wie es die kommunistische Praxis in Rußland, 
China und in den kleineren kommunistischen Staaten gezeigt hat. 
Nationalitäten können zur größeren Ehre Gottes untergehen, sie kön-
nen aber auch als Resultat menschlicher Tyrannei zum Verschwinden 
gebracht werden.
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